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Beginn: 13.30 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Es ist 13.30 Uhr. Nehmen Sie doch gern lhre
Platze ein, dann kdénnen wir mit unserer heutigen
Plenarsitzung beginnen.

(Glocke)

Meine Damen und Herren! Ich begrife Sie, die
heutige Sitzung ist eroffnet.

Bevor wir zu unserer heutigen Aktuellen Stunde
kommen, mdchte ich lhnen noch mitteilen, dass
die Fraktionen Ubereingekommen sind, unsere Ta-
gesordnung um einen weiteren Punkt zu erganzen.
Das ist der gemeinsame Bericht des Haushalts-
ausschusses und des Ausschusses fiir Wirtschaft,
Innovation und Medien, der als TOP 28a nachtrag-
lich in unsere Tagesordnung aufgenommen wurde.

Wir kommen zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind vier Themen angemeldet worden, und
zwar als erstes Thema von der SPD-Fraktion:

100 Jahre Frauenwahlrecht: Gleichberechti-
gung der Geschlechter bleibt Verpflichtung
fur Hamburgs Demokratie und Gesellschaft

Die Anmeldung der CDU-Fraktion lautet:

Neuregelung der Grundsteuer — Keine Kom-
promisse zulasten von Mietern und Eigentu-
mern in Hamburg

Als Anmeldung der GRUNEN Fraktion hat uns er-
reicht:

Ziel erreicht: Kein Umschlag von Atom-
brennstaben mehr im Hamburger Hafen

Und schlieBlich die Anmeldung der Fraktion DIE
LINKE:

Die Geretteten auf der "Alan Kurdi" brau-
chen sofort Hilfe — Hamburg ist ein sicherer
Hafen, Herr Seehofer!

Ich rufe das erste Thema auf und weise Sie noch
einmal darauf hin, dass die Redezeit in der ersten
Runde jeweils finf Minuten betragt, in allen weite-
ren Runden dann drei Minuten.

Das Wort zum ersten Thema bekommt Frau Do-
busch fiir die SPD-Fraktion.

Gabi Dobusch SPD: Frau Prasidentin, meine Her-
ren und Damen! Vor 100 Jahren erhielten wir Frau-
en das uns bis dahin zu Unrecht vorenthaltene
Staatsbirgerrecht. Es bedurfte vieler mutiger Vor-
kadmpferinnen und einer Revolution, um uns zum
Wahlrecht zu verhelfen, und — so Marie Juchacz in
inrer ersten Rede einer Frau im Parlament — einer

sozialdemokratischen Regierung, die der politi-
schen Unmundigkeit der Frauen ein Ende machte.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Philipp HeiBner CDU)

Jetzt, 100 Jahre spater, kdnnen wir festhalten: Viel
haben wir im Hinblick auf die Gleichstellung von
Frauen und Mannern erreicht, Ubrigens meist hart
erkampft. Viel erreicht wurde auf europaischer
Ebene und gerade wir in Deutschland haben mas-
siv von den Impulsen aus der EU profitiert, viel er-
reicht haben wir auf Bundes-, aber auch auf Ham-
burg-Ebene. Stichworte sind Artikel 3 Grundgesetz
von 1949 sowie 1990,

(Anna-Elisabeth von
FDP: Sehr aktuell!)

die Abschaffung gesetzlich vorgeschriebener Auf-
gabenteilung in der Ehe 1976/77, die Einrichtung
der ersten Leitstelle fir die Gleichstellung der Frau
in Hamburg 1979, die Verankerung von Gender-
Mainstreaming 1996, die Unterstrafestellung von
Vergewaltigung in der Ehe 1997, das Gleichstel-
lungsgesetz 2002, das Elternzeitgesetz 2007, Ent-
gelttransparenzgesetz 2017 und vieles, vieles
mehr. Dafiir kénnen wir uns auf die Schulter klop-
fen.

Treuenfels-Frowein

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Philipp HeiBner CDU)

Wir haben also Grund zum Feiern, ja, aber auch
Grund zum Heulen. Aktuelle Medienanalysen zei-
gen, dass ausgerechnet beim Kinderfernsehen
und den sozialen Medien, von den Spielwarenab-
teilungen einmal ganz zu schweigen, die Situation
unter Gendergesichtspunkten katastrophal, die Be-
rufswahl der jungen Leute weiterhin stereotyp ist.
Apropos, bei Equal Pay sind wir weit abgeschlagen
im europdischen Vergleich. Aufsichtsrate, ja, seit
Einfihrung der Quote wird das besser, aber bei
den Vorstanden bewegt sich nichts. So viel zum
Thema Selbstverpflichtung und Freiwilligkeit, liebe
Damen und Herren von der FDP. Und Vorbilder
Flhrungskrafte auch in Wissenschaft und For-
schung? Immer noch eine Raritat, den Bildungser-
folgen der Madchen zum Trotz.

Thema Geld, Care-Arbeit; gerade beim Thema
Rente offenbart sich, wie weit wir wirklich von der
tatsachlichen Durchsetzung der Gleichstellung von
Frauen und Mannern entfernt sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und dann gibt es auch noch dieses Rollback in Po-
len, Norwegen und auch hierzulande. Die Frauen
meiner Generation und ich, wir hatten uns nie trau-
men lassen, dass wir gemeinsam mit den jungen
Feministinnen 2019 wieder fiir Positionen kampfen
mussen, die schon unsere Ahnen bewegt haben:
dass wir, und nur wir, Uber unseren Koérper be-
stimmen, dass wir uns in der Sprache wiederfin-
den, und nicht nur mit gemeint werden, dass glei-
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(Gabi Dobusch)

cher Lohn firr gleiche Arbeit gezahlt wird, dass
Nein auch Nein heilt, Sexismus bekampft wird und
die strukturelle Diskriminierung von Frauen als
Fakt anerkannt ist, der notwendigerweise staatli-
ches Gegensteuern nach sich zieht.

Der Staat férdert die tatsachliche Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachtei-
le hin. Dem folgen wir Hamburger Sozialdemokra-
tinnen und Sozialdemokraten, dem folgt Rot-Griin
sehr konsequent. Kita-Ausbau, Ganztagsbetreu-
ung, Istanbul Convention, Gremienbesetzung, das
Gleichstellungspolitische Rahmenprogramm, Gen-
der-Budgeting, Gender-Monitoring, all das sind
MaRnahmen, die nach und nach Wirkung zeigen,
und darauf kénnen wir auch stolz sein.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Eines aber kénnen wir nicht allein richten. Dass wir
auch 100 Jahre nach Einfuhrung des Frauenwahl-
rechts noch immer keine paritatischen Verhaltnisse
in der Politik haben, ist skandalds. Und dass einige
das auch gar nicht ernsthaft wollen und fiir not-
wendig erachten, das ist der wahre Skandal.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Es muss Schluss sein mit den Ausflichten. Das
sind wir doch den 17 mutigen Frauen, oft aus sehr
kleinen Verhaltnissen, die am 16. Marz 1919 hier
in die Burgerschaft aus vielen verschiedenen Par-
teien einzogen, schuldig. Das sind wir aber auch
den jungen Frauen und Mannern von heute schul-
dig. Lassen Sie uns handeln. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Frau Rath fiir die CDU-Fraktion.

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Als mich
neulich jemand gefragt hat, was es mir bedeuten
wuirde, als Frau in der Hamburgischen Birger-
schaft zu sitzen, habe ich geantwortet, dass es mir
nichts bedeutet, als Frau hier sitzen zu dirfen, weil
es fur mich selbstverstandlich und Normalitat ist.

(Zurufe von der SPD)

Doch allein die Frage zeigt, dass das nicht gesell-
schaftlicher Konsens zu sein scheint. Die Diskussi-
on hier zeigt es auch.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Daher waren die vielen interessanten Veranstal-
tungen rund um das Thema 100 Jahre Frauen-
wahlrecht véllig richtig, damit das gesellschaftliche
Bewusstsein hier immer wieder aufs Neue ge-

scharft wird. Gerade in Zeiten, in denen manche
eine gesellschaftliche Rolle riickwarts der Frau ein-
fordern, sind solche Veranstaltungen, die uns im-
mer wieder daran erinnern, dass das Frauenwahl-
recht keineswegs immer eine Selbstverstandlich-
keit war, von grofl3er Bedeutung. Es sind aber nicht
nur die populistischen Strémungen, die Frauen in
das vermeintlich Altbewahrte, Geborgene zurlick-
drangen mochten, sondern auch andere gesell-
schaftliche Entwicklungen, die sich beispielsweise
das Recht herausnehmen, zu definieren, was eine
gute Mutter ist und was eben nicht.

Doch vor dem Hintergrund der zahlreichen Veran-
staltungen zum Frauenwahlrecht auf birgerschaft-
licher und bezirklicher Ebene und in den frauenpo-
litischen Organisationen der Parteien habe ich
mich ein klein wenig gefragt, ob der SPD heute
kein aktuelleres politisches Thema einfallt,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Ja, genau!)

das die Hamburgerinnen und Hamburger aktuell
vor zwei so wichtigen Wahlen umtreibt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

AuRerdem haben wir erst vor wenigen Wochen
hier, wenn auch sicherlich nicht abschlieRend, tber
ein mogliches Paritatsgesetz diskutiert. Zu dessen
rechtlicher Einordnung hat mein Kollege Richard
Seelmaecker seinerzeit schon umfangreich Stel-
lung genommen. Aber unabhangig davon, wie wir
hier Uber irgendwelche Quoten oder Ahnliches
denken — es gibt fiir beide Seiten, denke ich, ver-
ninftige Argumente —,

(Gabi Dobusch SPD: Ach ja?)

darf es in keinem Fall bei dem stumpfen Einhalten
von Quoten bleiben, wenn es um wahre Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau in Demokratie und
Gesellschaft geht.

(Gabi Dobusch SPD: Verfolgen Sie das
doch mal!)

Denn Quoten verfilhren auch dazu, davon auszu-
gehen, dass es sich durch das reine Einhalten die-
ser mit der Férderung von Frauen getan hat und
die Weste somit rein ist. Das kann wiederum
manchmal dazu fiihren, dass Frauen in Schlissel-
positionen sitzen, dort aber in Wirklichkeit nichts zu
melden haben.

(Beifall bei der CDU und bei Harald Feineis
AfD)

Frauen wirklich zu beteiligen bedeutet, den Willen
zu haben, die politische Infrastruktur auf den Kopf
zu stellen und dafir Sorge zu tragen, Kinder und
Politik beziehungsweise Familie und politische Kar-
riere mit praktischen Ansatzen und nicht nur durch
reine Akzeptanz zu vereinbaren. Hier bietet uns si-
cherlich die Digitalisierung eine riesige Chance.
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(Franziska Rath)

Das gilt nicht nur fir die Parlamente und die Partei-
en, sondern auch fur den vorpolitischen Raum.
Denn politische Willensbildung und Mitgestaltung
durch Frauen beginnt sicherlich nicht erst in der
Hamburgischen Birgerschaft, sondern zum Bei-
spiel schon in den vielen Blrgervereinen in den
Stadtteilen.

Im Jahr 1980 regelte das Gesetz Uber die Gleich-
behandlung von Mannern und Frauen am Arbeits-
platz das Recht auf gleiches Entgelt. Knapp
40 Jahre spéater scheinen wir in diesem Punkt ge-
fuhlt nicht weitergekommen zu sein, doch die wirt-
schaftliche Unabhangigkeit der Frau ist auch heut-
zutage der Schliissel, wenn es um politische Teil-
habe von Frauen geht. Ob man es wahrhaben will
oder nicht, politisches Engagement muss man sich
leisten kénnen. Wie hoch der Gehaltsunterschied
zwischen Mann und Frau tatsachlich ist, ist umstrit-
ten, aber es gibt ihn; das ist wohl unstrittig. Des-
halb war es auch richtig, dass das Thema durch
das Entgeltgleichheitsgesetz unter anderem durch
den Einsatz des frauenpolitischen Sprechers der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marcus Weinberg,
auf die politische Agenda gesetzt worden ist.

(Beifall bei der CDU — Dirk Kienscherf SPD:
Nun sind wir doch im Wahlkampf! — Zurufe
von der SPD)

Im Juli dieses Jahres wird das Gesetz erstmals in
Berlin evaluiert und wir schauen gespannt nach
Berlin.

Lassen Sie mich zum Schluss eine persoénliche Bit-
te an Sie alle richten, insbesondere in diese Rich-
tung des Hauses: Lassen Sie uns versuchen, das
Thema Frauen und Politik positiv zu besetzen. Nur
durch Kostime, durch das gebetsmuihlenartige
Vorbeten, wie schlecht es um die Frauen in der
Politik und wie besonders schlecht es um die Frau-
en in dieser und jener Partei bestellt sei,

(Dirk Kienscherf SPD: Sie brauchen nur lhre
Fraktion anzuschauen!)

werden Sie sicherlich keine Frau dafir gewinnen
kdénnen, sich politisch zu engagieren. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP — Wolfgang Rose SPD: Das war doch
echt peinlich!)

Prasidentin Carola Veit: Frau Engels hat das
Wort fir die GRUNE Fraktion.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Gerade mit Blick auf die an-
stehenden Wahlen kann ich mir kein aktuelleres
Thema vorstellen, als Uber die Bedeutung, die in
diesem Wabhlrecht liegt, das wir innehaben, und
Uber die Bedeutung dessen, dass jetzt wirklich alle
wahlen kénnen, zu diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiclli fraktionslos)

100 Jahre Frauenwahlrecht — ein Grund, zu feiern,
und ein Grund fir eine Aktuelle Stunde in der Bir-
gerschaft, auch fir uns GRUNE. Anders als die
Sozialdemokratinnen haben wir vor 100 Jahren
zwar nicht fur die Einfihrung des Frauenwahl-
rechts gekampft, deswegen auch keine Verklei-
dung in der Richtung — damals gab es uns GRUNE
einfach noch nicht —, aber als griine Partei verste-
hen wir uns als die Partei, die aus den neuen so-
zialen Bewegungen der Siebzigerjahre hervorge-
gangen ist, und hierzu gehort neben der Umwelt-
und Friedensbewegung auch ganz zentral die
Frauenbewegung.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Deswegen sind wir von Beginn an eine feministi-
sche Partei, die nicht nur immer Frauen in der ers-
ten Reihe hatte, sondern sich auch zentral um
frauenpolitische Belange kiimmert, dies sogar als
einen Wesenskern ihrer Partei begreift.

Unsere Partei zeigt, dass die Frauenquote wirkt.
Es braucht Strukturen, die strukturelle Diskriminie-
rung aufbrechen. Freiwillig teilt keine Mannerriege
ihre Macht. Das ist aber dringend notwendig, damit
Frauen nicht nur von ihrem aktiven, sondern auch
von ihrem passiven Wahlrecht, von ihrem Recht,
gewahlt werden zu koénnen, Gebrauch machen
kénnen. Denn das Wahlrecht ist ein hohes Gut.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wie lang der Weg zum Wahlrecht war, wird deut-
lich, wenn man sich vor Augen flihrt, dass die erste
Frau, die 1873 das Wahlrecht offentlich forderte,
Hedwig Dohm war. Mit dem Satz

"Die Menschenrechte haben kein Ge-
schlecht"

warb sie flr das, was erst mehr als 40 Jahre spater
Realitat werden sollte.

Der erste Internationale Frauentag fand im Marz
1911 statt. Er galt damals ausschliel3lich dem ge-
forderten Frauenwahlrecht. Schon, dass die Berli-
nerinnen an diese Tradition anschlie3en und den
Frauentag zum Feiertag gemacht haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Nebahat
Glgld fraktionslos)

In den letzten 100 Jahren wurde viel erreicht. Frau-
en dirfen selbststandig ber ihren Beruf und ihr
Bankkonto entscheiden, die Vergewaltigung in der
Ehe wurde unter Strafe gestellt, die Verankerung
der Gleichberechtigung im Grundgesetz nach dem
Zweiten Weltkrieg wurde durch das Gleichberechti-
gungsgebot erganzt. Es gibt aber immer noch viel
zu tun.
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(Mareike Engels)

Erntichternd ist der Anteil von Frauen in deutschen
Parlamenten. In der Biirgerschaft betragt dieser le-
diglich 38 Prozent, im Bundestag sind es nur
30 Prozent, Tendenz sogar rucklaufig. Das ist zu
wenig. Zu einer demokratischen Gesellschaft ge-
hort die Halfte der Macht den Frauen. Ohne Frau-
en ist kein Staat zu machen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Deswegen bin ich froh, dass wir in der nachsten
Legislatur ausflhrlich erortern werden, wie wir
auch in Hamburg ein Paritatsgesetz implementie-
ren kénnen.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das haben wir doch schon gemacht!)

Neben dem Jubildum des Frauenwahlrechts gibt
es in diesem Jahr aber noch ein weiteres. Das ist
das Jubildum des Grundgesetzes, das 70 Jahre alt
wird. Dieses verpflichtet uns, fir tatsachliche
Gleichstellung zu sorgen und bestehende Nachtei-
le abzubauen. Diesen Auftrag sollten wir uns gera-
de in diesem Jubildumsjahr zu Herzen nehmen,
nicht nur im Bereich der Parlamente, sondern auch
in allen anderen Lebensbereichen. Deswegen set-
zen wir GRUNE uns fir die sexuelle Selbstbe-
stimmung von Frauen ein. Wir sagen: Weg mit Pa-
ragraf 219a, Schwangerschaftsabbriiche gehoren
nicht ins Strafgesetzbuch.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der LIN-
KEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich bin froh, dass Hamburg hier bereits seit Jahren
die limitierten rechtlichen Mdglichkeiten nutzt und
fur Schwangere, die einen Abbruch wiinschen, im
Internet eine Liste mit Arztinnen bereithalt. Ich bin
stolz darauf, dass auch Hamburg jetzt endlich fir
Frauen mit niedrigem Einkommen und im Sozial-
leistungsbezug die Kosten fiir Verhitungsmittel
Ubernimmt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir kampfen gegen Gewalt an Frauen immer und
nicht nur am 25. November. Erfolgreich haben wir
dafir gesorgt, dass der Grundsatz "Nein heif3t
Nein!" im Sexualstrafrecht verankert wurde. Und in
dieser Legislatur haben wir die Mittel im Opfer-
schutzbereich sowohl bei den Beratungsstellen als
auch im Bereich der Justiz stark aufgestockt und
schaffen ein neues Frauenhaus.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Glglii fraktionslos)

Wir setzen uns ein fiir gerechte Bezahlung, wir
wollen die gerechte Verteilung von bezahlter und
unbezahlter Arbeit zwischen den Geschlechtern.
Um all das zu erreichen, braucht es aber nach wie
vor starkes feministisches Engagement. Deswegen
setzen wir zum Beispiel auch auf das Gleichstel-
lungspolitische Rahmenprogramm — meine Kolle-

gin hat es auch schon erwahnt —, um die Repra-
sentanz von Frauen in allen Bereichen zu erhéhen.
Wir implementieren einen geschlechtergerechten
Haushalt. Auch das ist ein Meilenstein, wo wir als
Landesparlament vorangehen werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das Jubildum ist ein guter Moment zum Feiern,
aber auch zum Mahnen. Wir haben noch viel zu
tun. Packen wir es an.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Gligli fraktionslos)

Prisidentin Carola Veit: Frau Ozdemir hat das
Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Damen
und Herren, sehr geehrte Frau Prasidentin! Es gab
in den letzten Monaten sehr viele Aktionen von
Frauen, zum Beispiel anlasslich des 8. Marz, des
Equal Pay Day, des One Billion Rising und des
Girls' Day, an denen auch viele Manner teilgenom-
men haben, was ich als positiv empfinde.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
der SPD und den GRUNEN)

Wir haben vor ungefahr vier Wochen in der Burger-
schaft Uber das Gleichstellungspolitische Rahmen-
programm diskutiert. Wir haben auch Uber ein
maogliches Paritatsgesetz, das eben erwahnt wur-
de, diskutiert, zu dem wir natirlich eine positive
Position haben. Ich bin ehrlich gesagt erfreut da-
ruber, dass wir auch heute wieder darlber disku-
tieren, weil das Thema aktuell ist und auch in der
nachsten Zeit aktuell bleiben wird, denn es ist klar,
dass hier einfach noch viel zu tun ist.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE)

Ich mochte an dieser Stelle aber nicht nur die bli-
chen Schlagworte in den Raum werfen — Schlag-
worte, die natirlich wichtig sind und immer wieder
benannt und problematisiert werden missen —,
sondern ich mdchte auch den Raum nutzen, um
auf eine gesellschaftliche Diskursverschiebung hin-
zuweisen, die die Errungenschaften momentan in-
frage stellt. Wir stellen aktuell fest, dass emanzipa-
torische Errungenschaften der Vergangenheit lei-
der keine Garantie bieten, auch in der Zukunft un-
angefochten fortzubestehen. Das ist ein Bestand-
teil der aktuellen Diskussion, aber auch der Dis-
kussion, seitdem die AfD in den Parlamenten sitzt.
Wir haben immer noch die Situation, dass die
Gleichberechtigung von Frau und Mann, auch von
Personen, die sich als inter- oder transgeschlecht-
lich definieren, infrage gestellt wird. Das sind
Rechte, die nicht selbstverstandlich sind. Sehr ge-
schatzte Frau Rath, bei einem Frauenanteil von
38 Prozent in diesem Parlament kann man nicht
von einer Selbstverstandlichkeit sprechen. Sie ha-
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(Cansu Ozdemir)

ben eben erwahnt, welche schwierigen gesell-
schaftlichen Bedingungen Frauen haben. Das sind
eben auch die Bedingungen, die sie daran hindern,
gleichberechtigte Chancen zu haben, um Uber-
haupt in dieses Parlament hineingewahlt zu wer-
den. Das ist ein Punkt, den wir anpacken missen
und wo wir nicht sagen dirfen, das sei doch jetzt
eine Selbstverstandlichkeit.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglli fraktionslos)

Ja, es wurde sehr viel erreicht in den letzten Jahr-
zehnten, aber vieles muss in diesen Tagen erneut
verteidigt werden, so zum Beispiel das Recht auf
korperliche Selbstbestimmung von Frauen. Sie,
geschatzte Kolleginnen von der SPD, haben sich
heute verkleidet, um, denke ich mal, mit dieser Ges-
te an die Vorkdmpferinnen zu erinnern. Aber ich
finde, Sie sollten lhre Kraft und Ihre Zeit dafiir nut-
zen, Druck auf lhre Koalition auf Bundesebene
auszuiben, damit der Paragraf 219a endlich ge-
strichen wird.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN)

Ihre Rolle in dieser Debatte ist leider wenig rihm-
lich, ganz zu schweigen von der unertraglichen
Rolle der CDU.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir beobachten global eine reaktiondre Wende,
deren Kréfte sich antifeministisch gegen die eman-
zipatorischen Errungenschaften positionieren, die
die Geschlechter-, Familien- und Lebensentwiirfe,
die wir heute als normal bezeichnen und fur die
Kampfe geflihrt wurden, infrage stellen und sich ih-
nen auf eine aggressive Art und Weise entgegen-
stellen. Wir haben Staatsmanner wie Trump, Erdo-
gan, Putin, Sebastian Kurz,

(Dennis Thering CDU: Was ist das denn fr
eine Aufzahlung?)

deren Haltung frauenverachtend und ein Bestand-
teil ihrer Politik ist.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist arrogant! Ar-
rogant ist das!)

— Auch lhre Politik, Herr Nockemann, ist frauenver-
achtend.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
vereinzelt bei der SPD)

Zu den Kernthemen dieser Krafte gehdren neben
Nationalismus, Rassismus, antisemitischen und
antimuslimischen Positionen auch immer wieder
frauenverachtende und antifeministische Ideologi-
en. Das ist eine Diskussion, die wir die ganze Zeit
zu Recht in der Offentlichkeit fiihren, und es freut
mich wirklich sehr, dass so viele junge Feministin-
nen und Feministen auf die Stral’e gehen,

(Dirk Nockemann AfD: Es gibt auch andere
Frauen!)

um dagegen anzukampfen, um die Errungenschaf-
ten zu verteidigen.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Giiglii
fraktionslos)

Ich habe bei meiner Vorbereitung lesen konnen,
wie schwer es die Frauen in lhrer Partei haben.
Auch der Frauenanteil in lhrer Fraktion zeigt, wel-
ches Frauenbild Sie haben, namlich das aus dem
letzten Jahrhundert.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Gliglii
fraktionslos)

Wir diarfen uns nicht auf den Errungenschaften
ausruhen, wir muissen diese Errungenschaften
auch verteidigen. Ich bin froh, dass wir dafiir zum
Gluck eine Mehrheit in diesem Haus haben.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Giiglii
fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Fir die FDP-Fraktion be-
kommt jetzt Frau Nicolaysen das Wort.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Heute fei-
ern wir die Errungenschaften der Vergangenheit.
Das ist gut so, aber wichtiger ist, was wir daraus
machen. Nur weil das Geschlecht bei Wahlen kei-
ne Rolle mehr spielt, ist eine Gesellschaft noch
lange nicht gleichberechtigt. Schauen wir uns ein-
mal an, wo die Einschrankungen fir Frauen heute
liegen. Was halt Frauen denn heute wirklich davon
ab, ein selbstbestimmtes Leben zu leben? Das ist
in der Regel nicht das Gesetz. Das ist auch nicht
das Wahlrecht oder irgendein anderes Recht. Es
geht um eine ganz andere Frage: Sind wir Frauen
in unserem Alltag hier in Deutschland gleichbe-
rechtigt? Es beginnt damit, wie wir Uber das ande-
re Geschlecht denken. Veraltete Rollenmodelle
sind Ketten, die Menschen bereits in der Jugend
an irgendeine verkrustete Vorstellung vom richti-
gen und falschen Leben binden. Diese Ketten gilt
es zu sprengen. Diese Ketten missen wir aufbre-
chen. Das werden wir und das kdnnen wir auch.
Das heildt, dass schon in den Kitas gezeigt wird,
dass jeder Mensch alles erreichen und auch sein
kann.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Moderne Vorbilder sind nicht in irgendeiner ge-
schlechtlichen Kategorie zu finden, nein — das sa-
ge ich auch ganz offen in Richtung der GRU-
NEN —, es sind einfach beeindruckende Men-
schen, Menschen, die sich durch ihr Handeln defi-
nieren und zeigen, wie eine gleichberechtigte Ge-
sellschaft auszusehen hat.
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(Christel Nicolaysen)

Erreichen wir, dass diese wichtigen Vorbilder von
heute der Normalfall von morgen werden. Lassen
wir die abstrakten Vorstellungen hinter uns und
lassen wir uns konkrete individuelle Chancen
schaffen. Wo immer es Einschrankungen dieser
Freiheit gibt, wo Strukturen noch alte Bilder ze-
mentieren, da sage ich: Weg damit. Kdmpfen wir
gemeinsam dagegen an. Wenn zum Beispiel das
Arbeitsleben so organisiert ist, dass es alte Rollen-
bilder zutage fordert, dann ist es an der Zeit, das
Arbeitsleben zu andern.

(Zuruf: Durch Gesetze!)

Homeoffice, Jobsharing sind zwei Lésungen des
Problems und ermdglichen es in der heutigen Zeit,
Familie und Beruf unter einen Hut zu bringen, oh-
ne dass irgendjemand daflr zwangsweise an den
Herd geschickt wird.

Gerade durch die Digitalisierung ergeben sich
ganz neue Chancen fir Freirdume und Flexibilitat.
Wir Freie Demokraten akzeptieren niemals, dass
Frauen oder Manner, dass Menschen durch grund-
losen gesellschaftlichen Zwang und gegen ihren
Willen eingeschrankt werden,

(Beifall bei der FDP)

ganz gleich, ob das durch sexistische Rollenbilder,
religidse Vorstellungen oder auch enge Vorgaben
des Staates geschieht. Ich denke, dass wir fir Bei-
spiele fehlender Gleichberechtigung nicht weit
schauen mussen. Das kann jeder von uns direkt in
der Nachbarschaft sehen; man muss nur hinschau-
en.

Ich als ein skandinavisches Kind bin in einem sozi-
aldemokratischen Land aufgewachsen und ich
muss sagen, in meiner Kindheit und Jugend waren
die Frauen mit Gleichberechtigung viel weiterge-
kommen als zum Beispiel die Frauen in Hamburg.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Und dann gehen
Sie zur FDP! — Zurufe)

Und da frage ich: Was haben die Sozialdemokra-
ten die letzten 30 Jahre hier gemacht? Haben sie
die Entwicklung verschlafen?

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Es geht wirklich besser, und zwar nicht durch Ge-
setze. Das Umdenken fangt nicht in den Hiten der
verkleideten Damen hier an. Das Umdenken fangt
in den Kdpfen an und nicht durch Gesetze.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Daher mein Appell an Sie: Halten wir gemeinsam
die Augen offen, schaffen wir Freirdume zur Entfal-
tung und echte Gleichberechtigung in allen Le-
bensbereichen. Ermdéglichen wir jedem Menschen
ein selbstbestimmtes Leben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Nockemann be-
kommt jetzt das Wort fiir die AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Vor 100 Jahren
wurde in Deutschland das Frauenwahlrecht einge-
fuhrt. Das war ein grundlegender Schritt hin in
Richtung einer modernen Gesellschaftsordnung.
Dieser Schritt war schon damals langst Gberfallig.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wer hat denn
das gemacht?)

FUr mich ist es heute véllig undenkbar, dass es in
Deutschland einmal einen Zustand gab, in dem
Frauen nicht wahlen durften, in dem sie benachtei-
ligt wurden, weil sie Frauen waren, so wie es fur
mich auch heute noch vollig undenkbar ist, dass es
derzeit noch Frauen gibt, vorwiegend in bestimm-
ten arabischen islamischen Landern,

(Zurufe: Ah!)

denen ebenfalls grundlegende Rechte, insbeson-
dere das Wahlrecht, vorenthalten werden, weil sie
Frauen sind.

Ich habe es heute hier zur Kenntnis genommen,
dass einige Sozialdemokratinnen in historischen
Trachten erschienen sind. Besser ware es, wenn
sie lautstark ihr Wort erheben fiir ihre Leidensge-
nossinnen in arabischen und islamischen Landern.

(Beifall bei der AfD)

Es freut mich auch zu sehen, wie selbst Sozialde-
mokratinnen noch so in nostalgischen Geflihlen
schweben konnen. Ist doch auch kein Wunder,
wenn sie in den vergangenen 20, 30 Jahren nichts
Erfolgversprechendes bewirkt haben, dass sie
dann Uber 100 Jahre zuriickgehen mussen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Nun halten Sie
doch mal die Luft an!)

— Genau das, Frau Dr. Schaal, werde ich nicht tun.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Da waren Sie
doch selbst noch ein Sozialdemokrat!)

Gleichberechtigung bleibt fir uns von der AfD
oberste Verpflichtung.

(Heiterkeit bei der SPD — Glocke)

— Sie disqualifizieren sich doch selbst durch Ihre
Reaktion ...

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Nockemann, vielleicht bekommen wir eine gewisse
Ruhe, wenn ich Sie zunachst frage, ob Sie eine
Zwischenfrage der Kollegin Sudmann zulassen.

Dirk Nockemann AfD: Ja, wenn meine Uhr sofort
gestoppt wird.

Prasidentin Carola Veit: Bitte, Frau Sudmann.
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Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Herr Nockemann, uns interessiert naturlich alle,
wie Sie diese Verpflichtung, die Sie gerade be-
nannt haben, innerhalb Ihrer Partei umsetzen, ob
das bei Ihnen dann nur die Manner umsetzen wer-
den oder ob bei lhnen auch Frauen vielleicht
gleichberechtigt sein sollen. Das interessiert uns
wesentlich mehr als das, was Sie bisher ausge-
fuhrt haben.

Dirk Nockemann AfD (fortfahrend): Liebe Frau
Kollegin Sudmann von der LINKEN, wir haben in
Hamburg sieben Bezirksvorstande, und allein zwei
Bezirksvorstande in Hamburg bei der AfD werden
von Frauen geleitet.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN:
Nein!)

Ich glaube, Schachmatt, Frau Sudmann, Schach-
matt.

Ich betone es noch einmal, Gleichberechtigung ist
fur uns nicht nur ein grundlegender Gedanke, weil
es die Verfassung gebietet, sondern weil es unser
eigenes Selbstverstandnis gebietet. Gleiche Be-
zahlung, gleiche Rechte firr Frauen wie fir Manner
sind fir uns eine Forderung, die wir in Hamburg
schon seit Uber flnf Jahren stellen, ndmlich solan-
ge es uns in Hamburg gibt. Wir wollen Chancen-
gleichheit, wir wollen aber keine Ergebnisgleich-
heit, wir wollen auch vor allem keine Quoten, weil
Quoten und Ergebnisgleichheit leistungsfeindlich
sind.

(Beifall bei der AfD)

Wir wollen Gleichberechtigung, das bedeutet aber
auch, dass jede Frau ihre persdnliche Lebenspla-
nung so gestalten darf, wie es ihr beliebt,

(Dr. Monika Schaal SPD: Oh, wie grol3zu-
gig!)

und nicht, wie es Feministinnen beliebt.
(Beifall bei Dr. Alexander Wolf AfD)

In diesem Zusammenhang finde ich es schon fast
unertraglich, wenn hier beklagt wird, dass einige
Frauen immer noch Berufe wahlen, die traditionelle
Frauenberufe sind. Was flr eine unglaubliche Arro-
ganz. Und wenn Frauen ...

(Zuruf von Gabi Dobusch SPD)

— Ich verstehe so etwas nicht miss, sondern ich
verstehe klar und deutlich, was Sie gesagt haben,
und darauf antworte ich, Frau Dobusch.

Und wenn sich eine Frau dazu entschlie3t, eben
keinen Beruf zu ergreifen, dann finde ich es anma-
Rend, wenn man unter dem Aspekt der Gleichbe-
rechtigung sagt, es sei unertraglich, dass eine Frau
zu Hause bleibt und eben nicht in Mannerberufe
geht.

(René Gégge GRUNE: Wer sagt denn so
was?)

Das ist ein Akt persdnlicher Lebensplanung, und
das sollten Sie respektieren. Also bitte keine Her-
abwiirdigung von Frauen, die sich fiir die Mutterrol-
le entscheiden.

Und, Frau Ozdemir, es war natirlich klar, dass Sie
hier in lhrer ideologischen Verblendung wieder ein-
mal versuchen, die AfD in eine Rolle zu driicken,
die Sie vielleicht bei der AfD sozusagen hineinin-
terpretieren, die aber mit den Fakten rein gar
nichts zu tun hat.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Schauen Sie
doch mal in Thr Wahlprogramm!)

Wenn Sie jetzt noch meinen, Sie missten Herrn
Kurz in eine Reihe mit Herrn Erdogan stellen und
als Frauenfeind bezeichnen, dann ist das eine un-
glaubliche Arroganz und eine Verkennung der
Wirklichkeit. Nur aus dieser Verkennung der Wirk-
lichkeit sind auch lhre Stellungnahmen zu erklaren.

(Regina-Elisabeth Jack SPD: Wer ist hier ar-
rogant?)

Das ist arrogant,
(Beifall bei der AfD)

das ist falsch und das ist diffamierend.

Wir fordern talentierte Frauen, und zwar aus ...
(Zuruf)

— Habe ich Ihnen doch gerade dargelegt.

Und zwar aus praktischen Griinden und aus grund-
legenden Erwagungen der Gerechtigkeit. Was wir
ablehnen, ist dieses ideologisch Uberzogene Gen-
der-Mainstreaming, das ist die ideologische Beses-
senheit links-griner Feministinnen. Dagegen wer-
den wir auch in Zukunft unsere Stimme erheben.
Das hat aber nichts damit zu tun, dass wir Gleich-
berechtigung von Frauen ablehnen, ganz im Ge-
genteil. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. J6rn Kruse
fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! De-
mokratie ist Silber, Frauenquote ist Gold. Wenn da
bloR nicht die Verfassung im Weg ware. Katrin G6-
ring sagt:

"Wenn wir mutig sind und auch einmal die
Regeln brechen, dann kbénnen wir zeigen:
Diese Welt gehort uns [...]1"

Rot-Griin sagt, mogen hatten wir schon gewollt,
durfen haben wir uns nicht getraut.
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Frauen sind laut ALLBUS und anderen Umfragen
in deutschen Parlamenten gut reprasentiert, ge-
messen an ihrem Mitgliedsanteil in Parteien, an ih-
rem Interesse fur Politik und der Bereitschaft, ein
Amt zu Gbernehmen, und am Wissen Uber Politik,
insbesondere junge Frauen, die wohl mit sich et-
was Besseres anzufangen wissen, als in politi-
schen Gremien zu hocken. Darum suchen Parteien
verzweifelt nach Frauen und rollen ihnen den roten
Teppich aus fir eine Karriere — aulRer in Hamburgs
CDU natdrlich.

Keine Frau will Quotenfrau sein, haben Sie letzten
Monat gesagt, Frau Frowein. Falsch. Eine kompe-
tente Frau will nicht einmal in den Verdacht gera-
ten, Quotenfrau zu sein. So weit richtig. Deshalb
lehnen kluge Frauen Quoten ab, aulier die Parteili-
nie verbietet ihnen das. Eine, sagen wir einmal,
nicht kluge Frau, die ansonsten mihsame Hilfsar-
beiten leisten musste, nimmt den Quotenjob natlr-
lich mit Kusshand zum Nachteil kompetenter Frau-
en und Manner.

(Anna Gallina GRUNE: Und wie ist das mit
den Mannern?)

— Ja, da gibt es keine Quoten.

Gibt es fur die bestehende und gegebenenfalls
weitergehende Bevorzugung von Frauen in der
Politik Gber die Mode hinaus sachliche Rechtferti-
gungen, zum Beispiel in den natlrlichen Unter-
schieden der Geschlechter? Und jetzt wird es bio-
logisch. Ich weil}, schwer flr Sie, unterbrechen Sie
fur 70 Sekunden den CO,-Ausstol, halten Sie den
Atem an, Sie brauchen auch nicht zu bimmeln. Es
geht darum, ob eine Bevorzugung der Frauen in
der Politik biologisch begriindet werden kann.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das musste doch
kommen!)

Manner und Frauen unterscheiden sich im Koérper-
bau und in Gehirnstrukturen.

(Zurufe)

Dies hat sich nicht in 11 000 Jahren Holozan ent-
wickelt, sondern in Uber einer Million Jahren Jager-
dasein. Manner haben sich auf die AuRenwelt kon-
zentriert, die Beute, die Waffen, die Taktik, haben
das eigene Wohl hintangestellt, ihr Leben riskiert,
um mit der richtigen Jagdtechnik erfolgreich zu
sein und erst so eine Chance zu erwerben, die ei-
genen Anlagen zu vererben. Die Zeiten andern
sich, einige der entwickelten Eigenschaften sind
heute irrelevant, andere lassen sich im Beruf als
Techniker oder Ingenieur nutzen, weshalb diese
vorwiegend von Mannern ausgeubt werden. Auch
die eklatant hdhere Rate an Arbeitsunfallen, auch
todlichen Arbeitsunfallen, und die kirzere Lebens-
spanne der Manner erklaren sich so.

Frauen dagegen brauchen einen Fortpflanzungs-
partner nicht durch Leistung zu gewinnen.

(Zuruf)

Auch mit Nahrung wurden sie versorgt, mal bes-
ser, mal schlechter. In Schwangerschaft und Ge-
burt missen sie den hohen Preis zahlen, friiher oft
mit dem Leben, den hohen Preis flr den aufrech-
ten Gang und die Schadelgrofle des Menschen.
Mit anderen Saugern haben sie eines gemein: Ei-
ne Mutter, die in Angst, Not und Stress lebt, kann
ihr Kind nicht stillen. Es stirbt in der Natur. Die Erb-
linie der Mutter endet. So wie Manner auf Leistung
entwickelt sind, so sind Frauen darauf entwickelt,
dass es ihnen und ihren Kindern gut geht.

(Farid Miiller GRUNE: Sie wissen schon,
dass Sie weit weg vom Grundgesetz sind! —
Zurufe von den GRUNEN)

Natlrlich wollen auch Manner sich wohlfiihlen,
auch Frauen konnen etwas leisten.

(Zuruf: Er soll doch aufhéren!)
Aber die Entwicklung ist eine andere.

(Anna Gallina GRUNE: Zur Sache! Wir re-
den Uber 100 Jahre Frauenwahlrecht!)

So, jetzt kdnnen Sie wieder durchatmen, jetzt
kommt namlich die Belohnung, nédmlich der femi-
nistische Gedanke, die Frauen sollten doch be-
stimmen. Die Manner als Handwerker, Ingenieure,
Wissenschaftler und Millmanner versorgen sie
und die Kinder, und dann fihlen sich alle wohl, so-
lange die Frauen das alles organisieren. Mit unse-
rer Muttikratie sind wir fast da, Wohlgefuhl als
oberstes Prinzip der Politik. Kernkraft, flhlt sich
nicht gut an, weg damit. Ehe, Familie, Nation, alles
Nazi, weg damit. Gute Kita, Flichtlinge, ja, das
wollen wir. Kohle, Diesel, Mietmarkt. Was ist denn
Mietmarkt? Das ist Kapitalismus, ganz schlimm.
Und das Allerschlimmste sind Grenzen, die wollen
wir auf keinen Fall, fihlt sich nicht gut an, macht
schlechte Bilder. Mit der Wohlfiihimasche sind Sie
tief eingedrungen in die materiellen Grundlagen
unserer Zivilisation, und die beruht nun einmal da-
rauf, dass man erst etwas aufbaut, sich erst an-
strengt, zum Beispiel ein Haus baut, eine Maschi-
ne baut, und dann deren Friichte genief3en kann. —
Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

Prasidentin Carola Veit: Ja, meine Damen und
Herren, auf dem Weg zur Gleichberechtigung liegt
offenbar noch ein gutes Stlick des Weges vor
uns. — Das Wort bekommt jetzt Frau Senatorin Fe-
gebank.

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank:*
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Wenn
ich mir einige Ausfihrungen heute anhoére, dann
glaube ich, dass man jede Aktuelle Stunde zu die-
sem Thema bestreiten kénnte und auch musste,

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)
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(Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank)

denn offenbar sind so einige Dinge noch nicht an-
gekommen,

(André Trepoll CDU: Meinen Sie, da helfen
Aktuelle Stunden? Das ist ein medizinisches
Problem!)

und gerade wenn es um den Bereich strukturelle
Diskriminierung von Frauen geht, da kann man
sich sicherlich das eine oder andere noch einmal
anhdren.

Herr Flocken, ich habe Ihnen etwas mitgebracht,
namlich ein Zitat, und wollte Sie fragen, ob Sie
auch gerade aus dem Werk zitiert haben, das ich
mitgebracht habe:

"UberméaBige Hirntatigkeit machen das Weib
nicht nur verkehrt, sondern auch krank."

Das sagte der Neurologe Mdbius 1912. Ich kann
noch einen draufsetzen, Werner Heinemann,
1913:

"Frauenwahlrecht kame dem nationalen
Selbstmord gleich."

Das lasse ich jetzt erst einmal so stehen. Das war
1913, und es sind nur zwei Beispiele fir die rheto-
rischen Anfeindungen, die die Frauen, die Vor-
kdmpferinnen, die Helden von 1918 und 1919, ha-
ben erleiden missen neben vielen anderen Wider-
stdnden, die Uberwunden werden mussten, neben
Rickschlagen und Ablehnung. Einige sind sogar
bespuckt worden auf dem Weg zu Versammlun-
gen, wo sie versucht haben, andere Frauen davon
zu Uberzeugen, zur Wahl zu gehen. Ich mache das
so deutlich, nicht weil ich jetzt noch einmal alles
wiederholen will, was eben gesagt wurde an ein-
zelnen Etappen und Meilensteinen, sondern weil
ich in der Tat glaube, und das ist eben auch ange-
klungen, dass wir uns wieder in einer Zeit, in einer
Phase bewegen, in der wir es sehr ernst nehmen
mussen, welchem Rollback wir eigentlich gerade
entgegensehen.

Es sind Lander genannt worden in Europa, die
Europawahlen stehen vor der Tur, und es geht
schon darum, ob wir zuriick in den Nationalismus
gehen oder weiter solidarisch, freiheitlich und ge-
meinsam das europaische Projekt gestalten.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiclli fraktionslos — Glocke)

— Ich méchte keine Zwischenfrage, Frau Prasiden-
tin.

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Sie ge-
statten keine Zwischenfrage?

Zweite Biirgermeisterin Katharina Fegebank
(fortfahrend):* Keine Zwischenfrage.

Es geht darum, wie wir das europaische Projekt
gestalten. Was ich Mut machend finde in diesen

Tagen — und das passt wieder zum Thema
100 Jahre Frauenwahlrecht, denn es waren mutige
Frauen, die vorgekampft haben, die vieles erreicht
haben —, das sind die Bewegungen, die wir in den
USA erlebt haben letzten November. Eine bunte,
eine mutige Truppe von Frauen, die aufgrund der
politischen Lage und rhetorischer Anfeindungen
gesagt haben: Wir stehen auf und wir kdmpfen. In
den Zwischenwahlen waren sie erfolgreich, sie ha-
ben viele Demokratinnen jetzt dort sitzen. Und vor
eineinhalb Wochen ist in Chicago die erste schwar-
ze lesbische Burgermeisterin gewahlt worden, die
gesagt hat, jetzt nehmen wir diesen Wind auf und
machen daraus eine neue Bewegung. Genau das
ist es, was wir brauchen, diese ermutigenden Sig-
nale fir vollstandige Gleichberechtigung und fir
vollstandige Gleichstellung in dieser Welt.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Es ist eben zu Recht gesagt worden, wir feiern
nicht nur 100 Jahre Frauenwahlrecht, sondern
auch 70 Jahre Grundgesetz und ebenso Artikel 3,
Frauen und Manner sind gleichberechtigt. Aber
schon damals waren Verfassungswunsch und
Wirklichkeit sehr weit auseinander. Das damalige
Ehe- und Familienrecht hat dem Mann die Verfu-
gungsgewalt Gber Frau und Kinder gegeben. Wir
haben eben auch gehoért, bis in die Siebzigerjahre
hat es gedauert, dass die Frau ohne Erlaubnis des
Mannes arbeiten gehen konnte, und erst seit
knapp 20 Jahren steht die Vergewaltigung in der
Ehe unter Strafe.

Ja, heute sind Frauen rechtlich gleichgestellt, sind
auch beruflich in Mannerdomanen vorgedrungen
und leben unterschiedlichste Lebensmodelle. Ja,
fur Frauen in Deutschland ist alles méglich, aber
es ist noch lange nicht alles erreicht. Gleichberech-
tigung vor dem Gesetz, ja, aber echte Teilhabe
und Parité noch lange nicht. Deshalb finde ich die
aktuellen Diskussionen und Debatten einfach
wahnsinnig ermutigend. Es sind viele junge Frau-
en, die sich zusammenschlielRen, die sich solidari-
sieren mit denjenigen, die auch fir uns vorge-
kadmpft haben, was die Zusammensetzung der Par-
lamente angeht, Fihrungspositionen, die Lohn-
lucke, die wir eben schon angesprochen haben, si-
cherlich auch, dass immer wieder adressiert wird
die Doppelbelastung Beruf und Familie oder Pflege
und Beruf und auch, Herr Nockemann, Entschei-
dung fir Berufe, die schlechter bezahlt werden.
Das hat nichts damit zu tun, dass man Freiheiten
und Lebensentscheidungen einschrankt, aber
auch Wege aufzeigt, die perspektivisch nicht in die
Altersarmut flihren. Und dazu gehort auch, dass
man sich das gesamte Berufsspektrum tatsachlich
anschaut.

Immer noch strukturelle Diskriminierung, festge-
schriebene Geschlechterstereotype; wir kdnnen
hier in Hamburg ansetzen und haben schon viel
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gemacht und getan. Das Kita-Angebot ist groRar-
tig, wir haben Ganztagsschulen, an den Hoch-
schulen finden Gleichstellungskonzepte immer
starker Eingang, auch bei Berufungen und Beset-
zungen, sodass der Frauenanteil die letzten Jahre
stetig gestiegen ist. Wir haben mit dem Gremien-
besetzungsgesetz erreicht, dass bei o6ffentlichen
Unternehmen die Vorstande und Aufsichtsgremien
mindestens zu 40 Prozent mit Frauen besetzt sind.
Ich finde die Debatte Uber die paritdtische Repra-
sentanz in unseren Parlamenten im Land, aber
auch auf der bezirklichen Ebene richtig und ich
hoffe, dass wir da noch einen weiteren Schritt vor-
ankommen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Ich will noch ein Thema ansprechen, weil das et-
was ist, wo wir jetzt etwas tun kénnen, hier und im
Bund und in Europa. Das ist das Thema Digitalisie-
rung. Das groRe Thema Digitalisierung, bei dem
ich die groRe Sorge habe, dass die strukturelle Be-
nachteiligung, die wir jetzt schon haben, sich gera-
de 1:1 Ubertragt auf die digitale Welt, auf den digi-
talen Raum. Wir sehen das bei Grindungen, wir
sehen das in der Frage von Programmierungen,
wir sehen es bei Frauen und Start-ups, das sind
noch absolute Mannerdoméanen im Tech-Bereich,
und da mussen wir etwas tun, da kénnen wir etwas
tun hier in Hamburg, gemeinsam, behdérdenuber-
greifend, damit die Frauen Digitalisierung aktiv mit-
gestalten, nicht nur die technische Dimension, son-
dern auch das ganze gesellschaftliche Abbild.

(Beifall bei Uwe Giffei SPD)

Wir mussen dranbleiben jeden Tag. Nehmen wir
uns ein Beispiel an den mutigen Frauen von da-
mals und nehmen wir uns ein Beispiel an all denje-
nigen, die im Moment hier in Deutschland, Europa
und der Welt aktiv sind und fur die Sache der Frau
streiten. Wir brauchen es, denn Frauenrechte sind
Menschenrechte.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, verein-
zelt bei der FDP und bei Nebahat Glglii
fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, fur die SPD-Fraktion bekommt jetzt Frau
Heyenn das Wort in der zweiten Runde fiir drei Mi-
nuten.

Dora Heyenn SPD:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Keine Demokratie ohne allgemei-
nes Wahlrecht. Bei jedem Befreiungskampf treibt
die Forderung nach freien Wahlen die Menschen
protestierend auf die Strale, und so auch um die
Jahrhundertwende. Am 16. Marz 1919 beginnt in
Hamburg die Demokratie. Es war das erste Mal,
dass Frauen Sitz und Stimme hier im Hamburger
Rathaus hatten, 17 Frauen an der Zahl. Das ist

nicht einfach vom Himmel gefallen. Das Wahlrecht
musste von den Frauen genauso eingefordert und
erkampft werden wie das allgemeine Wahlrecht fur
die mannlichen Burger. Doch der Weg dahin war
fur die Frauen deutlich harter und deutlich 1anger
und es gab immer wieder Rickschlage.

14 Jahre nach Einfihrung des allgemeinen Wahl-
rechts gab es in Hamburg keine freien Wahlen
mehr, keine Demokratie mehr und die Blrgerschaft
wurde aufgeldst, das Ende der parlamentarischen
Demokratie bis 1946.

Im nachsten Monat feiern wir 70 Jahre Grundge-
setz und 25 Jahre Artikel 3 Absatz 2, der dem
Staat die Aufgabe der tatsachlichen Durchsetzung
der Gleichberechtigung von Mannern und Frauen
zuweist. Es ist offenkundig, die Gleichberechtigung
von Mannern und Frauen bleibt eine standige Ver-
pflichtung. Die Politik hat erkannt, solange die Un-
vereinbarkeit von Beruf und Familie nicht beseitigt
ist, wird es keine Gleichstellung der Geschlechter
geben, auf Bundesebene zum Beispiel mit dem El-
terngeld fur Matter und Vater und auf Landesebe-
ne zum Beispiel mit den kostenlosen Kitas und
dem Hamburger Gleichstellungsgesetz, das in sei-
ner Novellierung am 1. Januar 2015 in Paragraf 7
festlegt — das hat die Senatorin eben schon ange-
sprochen —, dass alle Arbeitsplatze als teilzeitge-
eignet auszuschreiben sind, auch Funktionen mit
Vorgesetzten- und Leitungsaufgaben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiclii fraktionslos)

Die Gesetzgebung ist das eine, die Umsetzung
das andere. 82 Prozent der Frauen gingen bei der
Wahl am 19. Januar 1919 an die Urne, in Hamburg
sogar Uber 90 Prozent. Bei der letzten Birger-
schaftswahl 2015 lag die Wahlbeteiligung noch bei
56,5 Prozent, dem niedrigsten Wert seit 1949. Mei-
ne Damen und Herren, wir missen etwas tun.

Die Schulbehdrde hat gemeinsam mit der Landes-
zentrale fir politische Bildung in 2018 den Plakat-
wettbewerb "100 Jahre Frauenwahlrecht — Frauen
und Madchen geht wahlen!" fir alle Hamburger
Schilerinnen und Schuler der Klasse 9 aufgelegt.
Den zweiten Platz erhielt die Klasse 10c des Heil-
wig Gymnasiums. Auf dem Plakat ist zu lesen — ich
zitiere —:

"Endlich Frauenwahlrecht! Jetzt reden wir!
Geh zur Wahl! Nutze deine Stimme!"

Den ersten Platz erhielt die 10d der Klosterschule
mit dem Slogan:

"Geht wahlen, Manner und Frauen"

Damit soll ausgedriickt werden, dass Gleichstel-
lung von Frauen eine Frage der Gleichberechti-
gung der Geschlechter bleibt. Recht haben sie.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)
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Prasidentin Carola Veit: Frau Engels hat noch
einmal das Wort fir die GRUNE Fraktion.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Einflhrung des Frauen-
wahlrechts vor 100 Jahren ist Erfolg vieler Jahre
heftigen Kampfes der Frauenbewegung, sie war
ein Meilenstein in der Demokratiegeschichte, und
die Zeit war damals mehr als reif. Fast 90 Prozent
aller Frauen haben im Januar 1919 ihre Stimme
abgegeben. Was fiir ein Fest der Gleichberechti-

gung.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
André Trepoll CDU: Gleiche Rede wie
eben!)

— Nein.

Und ein deutliches Zeichen daflir, wie wichtig die
Frauen ihr Wahlrecht genommen haben. Wir ha-
ben bald wieder Wahlen, und ich méchte die Gele-
genheit nutzen, alle Hamburger und vor allem alle
Hamburgerinnen zur Wahl aufzurufen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Gerade bei den Europawahlen geht es auch sehr
zentral um die Rechte von Frauen. Europaische
Politik hat schon haufig die Gleichstellung der Ge-
schlechter vorangebracht. Ohne EU-Richtlinien,
ohne die Charta fiir die Gleichstellung auf lokaler
Ebene hatten wir einige Fortschritte nicht erzielt.
Beispielhaft steht die Frauenquote in der Privatwirt-
schaft. Ohne den Druck der EU, bestehende Uber-
einkommen und Ziele endlich besser zu erfillen,
ware diese sicherlich immer noch nicht Gesetz. Bei
der Europawahl geht es aber auch darum, sich fir
ein besseres, ein starkeres und vor allen Dingen
ein gemeinsames Europa einzusetzen. Wir wollen
und missen mehr denn je die Demokratie gegen
Angriffe von rechts verteidigen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Mit dem starker werdenden Rechtspopulismus in
Europa gewinnen auch antifeministische Positio-
nen an Ruckhalt. Es ist im Interesse von uns Frau-
en, nicht zuzulassen, dass rechte Positionen im
Europaparlament vertreten sind. Ein aktuelles Bei-
spiel

(Zuruf: Zum Thema!)

sind die politischen Freunde der AfD in ltalien. Sie
wollen Scheidungen erschweren und das Recht
auf Unterhalt abschaffen. Welch ein Ruckschritt
wird da vorbereitet.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Deswegen werden wir GRUNE — und ich gehe
auch davon aus, viele Demokratinnen und Demo-
kraten dieses Hauses — uns noch lauter und vehe-

menter fir Demokratie und Gleichberechtigung
einsetzen. Fur uns ist es ein politisches Selbstver-
sténdnis, dass die Halfte der Macht den Frauen
gehdrt, ob vor Ort, im Bezirk oder in der europai-
schen Politik. Wie gut, dass bald Europawahlen
sind, die den Frauen in Europa die Mdglichkeit bie-
ten, fur demokratische und gleichberechtigte Struk-
turen zu stimmen,

(André Trepoll CDU: Warum haben Sie in
Wandsbek keine Frauen aufgestellt?)

damit Europa und somit auch Deutschland und
Hamburg feministischer werden. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Arndt hat das Wort
fir die SPD-Fraktion.

Peri Arndt SPD: Frau Prasidentin, meine Damen
und Herrenl Am 16. Marz 1919 um genau
18.47 Uhr, der historische Moment, zum ersten
Mal eroffnet in Deutschland eine Frau ein Parla-
ment.

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

Die Altersprasidentin Helene Lange begrifit die
frisch gewahlten Abgeordneten mit "Meine Herren
und Damen" und fordert sie auf, eine restlos demo-
kratische Grundlage des neuen Staates zu schaf-
fen. 17 der 185 Abgeordneten sind Frauen, darun-
ter von der SPD Marie Bautz, Emmy Kaemmerer,
Martha Kimmerling, Adele Reiche, Johanne Reitze,
Minna Schrdder, Ida Stengele, Julie Stubbe und
Grete Zabe. So manche von lhnen wissen, dass
ich seit Jahren FUhrungen durchs Rathaus mache
und die auch unter dem Titel "... auf den Spuren
von Frauen" anbiete. Immer geht es durch die
prachtvollen Raume oben im ersten Stockwerk, im-
mer steht die Frage im Raum, welche Spuren sich
finden lassen. Von den genannten Frauen eben
findet sich genau: Keine.

Auch nach dem Zweiten Weltkrieg sind am 13. Ok-
tober von den 110 Abgeordneten 17 Frauen ge-
wahlt worden, die meisten von der SPD, darunter
Olga Brandt-Knack, Marta Damkowski, Hedwig
Gunther, Magda Hoppstock-Huth, Paula Karpinski,
Annie Kienast, Berta Kréger, Gertrud Lockmann,
Hilge Nordmeier, Elisabeth Ostermeier, Frieda
RoR, Emmy Schaumann, Erna Steffens, Paula
Westendorf und Grete Wéhrmann. Und so lassen
sich schlielllich doch drei Frauenportrats ent-
decken, die nach 1946 in der Blrgerschaftsperiode
aktiv Politik fur Hamburg gemacht haben. Immer-
hin.

Also Spuren dreier Frauen, die durch ihre politi-
sche, parlamentarische Arbeit Politik fir Hamburg
betrieben haben, namlich Elsbeth Weichmann,
Helga Elstner und Paula Karpinski.
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(Peri Arndt)

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie alle drei haben Geschichte geschrieben, sie al-
le drei haben auergewdhnliche Orte des Geden-
kens im Rathaus erhalten, sie alle drei haben uner-
wartet und doch umso bezeichnenderweise ihren
spezifischen Gedenkort zugesprochen bekommen.
Doch bei allen anderen, die Frage schlief3t sich
quasi unweigerlich an: Wo und wie und in welcher
Form kdénnen wir die ersten Frauen, die das erste
Mal die historische, die heroische, die einmalige
Leistung vollbrachten, uns Frauen in die parlamen-
tarische Geschichte hineinzuschreiben, entspre-
chend wirdigen?

Einen kleinen Nachsatz, weil ich den so wunderbar
finde, von Frau Elsbeth Weichmann, die lakonisch
auf die Frage nach der Tétigkeit mit ihrem Ehe-
mann sagte:

"Wir sind beide in einem Geschaft tatig ge-
wesen. Mein Mann als Birgermeister. Ich
[...] in der Birgerschaft und in den Aus-
schissen."

— Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Senatorin Dr. Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard:* Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Erlau-
ben Sie mir nur zwei, drei einordnende Bemerkun-
gen zu einigem, was im Kontext 100 Jahre Frauen-
wahlrecht steht und was in Wahrheit nicht nur,
aber vor allem der Geschlechtergerechtigkeit Vor-
schub geleistet hat, sondern auch einhergeht mit
dem Jubildum der gleichen und freien Wahlen in
unserem Land, was mindestens genauso eine Er-
rungenschaft ist an dieser Stelle. Erlauben Sie mir
noch zwei, drei einordnende Bemerkungen zu eini-
gen Dingen, die Vorredner hier angebracht haben.

Ja, naturlich ist, Frau Nicolaysen, die gesamtge-
sellschaftliche Gleichstellung keine Frage von Ge-
setzen, sondern findet sich darin wieder, wie wir
als Gesellschaft handeln, aber ich méchte gern an
dieser Stelle einmal daran erinnern, dass es sehr
wohl auch Gesetze sind, die Gleichstellung struk-
turell behindern. Ich erinnere mich an eine Debatte
im Sozialausschuss im vergangenen Jahr zur Fra-
ge des Unterhaltsvorschussrechts und seiner Neu-
regelung, wo Manner aus einzelnen Parteien ernst-
haft die Frage vorangetrieben haben, ob das nicht
Trennungsanreize flr Frauen waren, die wir hier
gesetzlich regeln wiirden an bestimmten Stellen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Und das in der Hamburgischen Birgerschaft, nicht
in ltalien, nicht in Ungarn, nicht in den USA und
nicht irgendwo anders, sondern hier bei uns in der

Stadt. Ich glaube, es ist keine Frage, dass noch
viel zu tun ist.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Ewald Aukes FDP und Nebahat Gliglii frakti-
onslos)

Auch bei der Frage Frau und Beruf — und das ha-
ben einige Rednerinnen von wesentlichen Parteien
hier im Hause, auler der AfD, zu Recht gesagt,
dass das Thema Teilhabe am Arbeitsleben we-
sentlich ist fir die Gleichstellung von Mann und
Frau — stellen wir doch immer wieder fest, dass wir
strukturell gesetzliche Rahmenbedingungen ha-
ben, die wir noch nicht vollstdndig ausgeraumt ha-
ben. Beispielsweise die Regelung zur Elternzeit,
bei der ich finde, dass wir weit vorangekommen
sind, wo wir aber nach einigen Jahren seit Inkraft-
treten doch zur Kenntnis nehmen missen, dass
die allermeisten Monate weiterhin von Frauen ge-
nommen werden und wir eine Reihe von Men-
schen und Mannern haben, die Vatermonate neh-
men, aber ausschlieRlich, damit die Frau die zwolf
Monate vollstdndig nehmen kann an dieser Stelle.

Wir haben viel erreicht, einiges aber noch nicht. Da
ist die gesellschaftliche Debatte weiter als die Ge-
setzeslage an bestimmten Stellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein drittes Thema, jeden Tag konkret fir viele
Frauen und auch hier Gegenstand in manchen De-
batten, aber fast noch nie gleichstellungspolitisch
beleuchtet, obwohl es so dringend nétig ware, ist
das Thema Alterssicherung. Warum bitte ist das
Gesicht der Altersarmut Ubrigens Uberwiegend
weiblich? Warum ist das so? Weil wir das Thema
hatten, es ist hier eben genannt worden als eine
historische Notiz, dass bis in die Siebzigerjahre die
Arbeitsvertrage von den Ehemannern mit unter-
schrieben und aufgeldst werden konnten. Aber das
hat etwas zu tun mit struktureller Beitragszahlung
an die Rentenkassen und damit auch, dass Alters-
armut weiblich ist in unserem Land. Jedes Mal,
wenn sich in der offentlichen Debatte hauptsach-
lich Manner finden, die das wichtige Argument aus
ihrer Sicht gegen eine diskriminierungsfreie Grund-
rente bringen, es misse eine Bedurftigkeitspriifung
geben, und ihnen nichts einfallt, auller das Beispiel
der Zahnarzt- — Achtung — gattin, die 35 Jahre ein-
gezahlt haben muss ubrigens, um in den Genuss
der Grundrente, so, wie sie gedacht ist, zu kom-
men. Aber dadurch, dass deswegen eine Bedirf-
tigkeitsprifung fallig werde, zementieren wir Ge-
schlechterungerechtigkeit, und da gibt es noch viel
zu tun gesamtgesellschaftlich, aber auch gesetz-
geberisch. Da sind wir alle in einem Boot und ich
wirde mich freuen, wenn an dieser Stelle auch
einmal Menschen merken wirden, wie wider-
spruchlich ihre Argumente sind,

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)
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wenn die gleichen Manner, die das Argument der
Zahnarztgattin legitim finden, jedes Mal bei der
Mutterrente aber keinen Ton gesagt haben beim
Thema Bedurftigkeitsprifung.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Jedes Mal dann merken wir, wir haben sowohl ge-
samtgesellschaftlich als auch gesetzgeberisch
noch viel zu tun beim Thema Gleichstellung, trotz
der Erfolge, die erreicht worden sind, Ubrigens
auch zum Teil in groRem Einvernehmen in diesem
Hause, wenn es um Fragen des Betreuungsgeldes
und andere Dinge ging an dieser Stelle. Da ist
noch einiges zu tun. Das wollte ich nur noch ein-
mal richtigstellen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giiglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Frau Hennies bekommt
jetzt das Wort fir die SPD-Fraktion.

Astrid Hennies SPD: Sehr geehrte Prasidentin,
meine Damen und Herren! Und nun, wie soll es
weitergehen? Viel wurde gekampft, viel wurde heu-
te schon erwahnt zum Frauenwahlrecht und zur
Gleichstellung von Mann und Frau. Ich danke mei-
nen vielen Vorrednern

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Vorrednerin-
nen!)

— Vorrednerinnen, danke fir die Korrektur — fiir die
vielen Erzdhlungen, Berichte von heute und aus
vergangener Zeit. Aber wir muissen feststellen,
nichts wurde den Frauen geschenkt, alles musste
immer wieder erstritten werden.

Wenn ich mich heute in unserem Parlament um-
schaue, stelle ich fest, dass nur 38 Prozent von
uns Parlamentariern weiblich sind. Wir sind mehr
Manner in unserer Hamburgischen Birgerschaft
als Frauen. Dennoch sind es 52 Prozent wahlbe-
rechtigte Hamburgerinnen, die dem gegenulberste-
hen. Wie ist das zu vertreten, wenn doch das Par-
lament ein Querschnitt der Gesellschaft sein soll?
Im Parlament sollen Jung und Alt, Mann und Frau
gleichermal3en und gleichberechtigt die Interessen
aller Blrger und Birgerinnen vertreten. Wie kann
eine Frau sich gut vertreten wissen, wenn mehr-
heitlich Manner in den Parlamentsbanken sitzen,
und dann meistens vielleicht auch noch Manner,
die eher etwas alter sind. Ohne Quote geht es lei-
der doch nicht, das ist eine bittere Erfahrung der
Vergangenheit. Freiwillige Verpflichtungen in den
Vorstanden oder in den Parteien funktionieren in
der Regel nicht; wir sehen, wohin das fuhrt. Sehe
ich zur linken Seite des Hauses, klappt es besser,
gucke ich zur rechten Seite unseres Hauses — na
ja.

Liebe CDU, Sie haben in |hrer Fraktion 20 Abge-
ordnete, zwei davon sind weiblich. Wie haben Sie
das geschafft?

(Vereinzelter Beifall bei der LINKEN — Den-
nis Thering CDU: Der Wahler hat es ge-
macht! Das macht bei uns der Wahler!)

Aber wir kennen lhr Geheimnis, denn selbstver-
standlich setzen Sie auch Frauen auf lhre Wahllis-
ten, aber eben auf die weniger aussichtsreichen
Platze.

(Dennis Thering CDU: Haben Sie das Wahl-
recht verstanden?)

—Ja.

Das Ergebnis sehen wir, das ist nicht akzeptabel,
so soll und darf es nicht sein. Aber was ist die L6-
sung? Der Weg ist ein Paritatsgesetz, eine Ver-
pflichtung fir uns alle.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Ich denke, Sie wollen es nicht?)

— Doch.

Im Februar hatten wir dazu bereits einen Antrag
mit den GRUNEN und der LINKEN verabschiedet.
Die Abgeordneten der kommenden Wahlperiode
sind aufgefordert, ein verfassungskonformes Pari-
tatsgesetz in Hamburg auf den Weg zu bringen.
Andere Lander machen es uns bereits vor, welt-
weit Uben zwolf Lander eine quotierte Aufstellung
aus.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Ihre Re-
dezeit ist beendet, Frau Hennies.

Astrid Hennies SPD (fortfahrend): Ach, wie scha-
de. Okay. Also wir mussen uns auf den Weg ma-
chen zur Paritat. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN - Vi-
zeprasidentin Antje Moller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Vizepréasidentin Antje Moller: So, meine Damen
und Herren, weitere Wortmeldungen zu dieser De-
batte liegen mir nicht vor.

Wir kommen zum zweiten fir die Aktuelle Stunde
angemeldeten Thema:

Neuregelung der Grundsteuer — Keine
Kompromisse zulasten von Mietern und
Eigentiimern in Hamburg

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Kleibauer, Sie
bekommen es fiir die CDU-Fraktion.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vor genau einem Jahr hat das
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Bundesverfassungsgericht, nicht unerwartet und in
klaren Worten, die bisherige Regelung zur Grund-
steuer fur verfassungswidrig erklart. Insofern ist es,
glaube ich, gerade auch heute ein guter Zeitpunkt,
eine Bestandsaufnahme zu machen, wo wir ste-
hen, was erreicht und was noch zu tun ist.

Die Grundsteuer hat sehr grof3e Auswirkungen auf
alle Hamburger Haushalte, auf die Kosten fur das
Wohnen genauso wie fir Mieter und Eigentimer
von Gewerbeobjekten. Insofern ist es wichtig, dass
wir uns damit beschaftigen. Wenn man sich die
Entwicklung seit dem Bundesverfassungsgerichts-
urteil anschaut, muss man klar sagen, es ist nicht
unbedingt eine Entwicklung, die wir uns in Ham-
burg in dieser Form so gewtiinscht haben.

(Beifall bei der CDU, der FDP und bei An-
drea Oelschldger AfD)

Da sind zum einen die Eckpunkte, die in Berlin ver-
einbart worden sind fiir ein wertorientiertes Modell.
Elemente wie ein Metropolenabschlag, die vorher
einmal in der Diskussion waren, sind zwischen-
durch wieder herausgefallen. Es gibt groRe Unsi-
cherheiten, Unklarheiten, was es bedeutet. Der
Bundesfinanzminister hat gestern seinen Gesetz-
entwurf den Kabinettskollegen Ubersandt. Unser
Finanzsenator aufert sich immer etwas skeptisch
dazu und sagt, da sei noch viel offen, da sei noch
viel zu klaren. Wenn Sie dann Briefe schreiben an
den Bundesfinanzminister, Herr Dressel, dann
zeigt es doch auch, hier ist viel Ungewissheit, und
die darf nicht auf dem Ricken der Eigentiimer und
Mieter in Hamburg ausgetragen werden.

(Beifall bei der CDU, der FDP, der AfD und
bei Dr. Jérn Kruse fraktionslos)

Herr Tschentscher, Sie haben sehr frihzeitig und
zu Recht auf das Problem hingewiesen, was pas-
siert, wenn man aktuelle Bodenpreise bei der
Grunderwerbssteuer einbezieht. Vor genau einem
Jahr, auch als Reaktion auf das Verfassungsge-
richtsurteil, haben Sie noch gesagt, das Wohnen in
einer Stadt wie Hamburg misse fir alle bezahlbar
bleiben, die Grundsteuer werde zu einem grof3en
Teil von den Mieterinnen und Mietern bezahlt und
dirfe nicht weiter von hohen und mitunter spekula-
tiven Marktpreisen fir Immobilien abhangen. Da
haben sie recht. Es ist durchaus anzuerkennen,
dass Sie es waren, der frihzeitig das Flachenmo-
dell auch bundesweit in die Diskussion gebracht
hat. Da haben Sie durchaus ein Verdienst, und fir
dieses Modell hatten und haben Sie eine grolle
Ruckendeckung in dieser Stadt und eine grofRe
Ruckendeckung in diesem Haus.

(Beifall bei der CDU, der FDP, der AfD und
bei Farid Miiller GRUNE und Markus Schrei-
ber SPD)

Aber auf Bundesebene hat sich ein anderes Mo-
dell durchgesetzt.

(Wolfgang Rose SPD: Wir wissen, dass es
gut istl)

— Ja, es ist bezeichnend, ich lobe einmal den Biir-
germeister und die SPD-Fraktion klatscht nicht,
aber das kann sich im Laufe der Rede noch an-
dern.

Auf Bundesebene hat sich, auch das wissen Sie,
ein anderes Modell durchgesetzt, das wertabhangi-
ge Modell, nicht nur, aber auch wegen Olaf Scholz,
weil sich der friilhere Birgermeister sehr stark da-
flr eingesetzt hat. Das Modell enthalt sicherlich ei-
nige Vereinfachungen, trotzdem ist das Modell an
vielen Stellen nachteilig und schwierig fur den Ein-
satz in der wachsenden Grolistadt Hamburg. Mit
dem Modellwechsel gab es dann durchaus auch
einen Schwenk in lhren Aussagen und Ausfihrun-
gen, Herr Burgermeister.

(Dennis Gladiator CDU: Zu unflexibel!)

Da muss man schon sagen, erst waren Sie fur das
Flachenmodell, nun ist es so, dass Sie das Scholz-
Modell doch nicht so schlecht finden. Ich sage ein-
mal ein bisschen zuriickhaltend und wohlwollend
kommentierend, da stellt sich schon die Frage,
wem jetzt die Loyalitat gehort, der Stadt und den
Interessen der Stadt oder dem friiheren Burger-
meister und Parteifreund Olaf Scholz. Das kann
man da nicht immer so klar erkennen.

(Beifall bei der CDU, der FDP, der AfD und
bei Dr. Jérn Kruse fraktionslos)

Dann sagen Sie noch, niemand misse mehr als
das Doppelte der Grundsteuer bezahlen.

(Dennis Gladiator CDU: Wie schén!)

Also zum einen kann |hr Finanzsenator das nicht
bestatigen, der hat sich im Haushaltsausschuss
nicht zu dieser Aussage hinreiften lassen. Zum an-
deren fragt man sich doch, was denn das jetzt fir
ein Mal3stab ist. Eine Verdoppelung der Steuer ist
okay, aber alles andere nicht. Das ist relativ
schwierig, das mussen Sie uns hier erklaren, Herr
Tschentscher.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Man muss doch zwei Sachen sehr klar zum jetzi-
gen Zeitpunkt feststellen, a) das reine Flachenmo-
dell wird auf Bundesebene wahrscheinlich nicht
durchsetzbar sein im Moment und b) es wird sehr,
sehr schwierig sein, wenn nicht sogar unmdglich,
den Einsatz der Bodenwerte vollstdndig zu kom-
pensieren. Rechtssicherheit durch Vereinfachun-
gen oder durch einen Hamburger Hebesatz, das ist
relativ schwierig.

Vor dieser Ausgangslage bietet sich doch genau
das an, was auch die letzten Wochen und Monate
in Berlin schon diskutiert wurde, auch mit Olaf
Scholz, namlich das Thema Offnungsklausel, dass
man sagt, es wird den Landern mehr Mdglichkeit
gegeben als nur der Hebesatz, also flir uns als
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Stadtstaat. Es werden mehr Mdglichkeiten der Ge-
staltung gegeben, dass wir selbst in eigener Ver-
antwortung und in regionalem Interesse die Grund-
erwerbssteuer gestalten kénnen. Das sollten wir
doch gemeinsam hier in der Verantwortung fur die
Stadt tun, damit diese wichtige kommunale Ein-
nahmequelle erhalten bleibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP, der AfD und
bei Dr. Jérn Kruse fraktionslos)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fir die SPD-Frakti-
on bekommt nun Herr Quast das Wort.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Herr Kleibauer, was Sie immer nur am
Rande erwahnen, was aber, glaube ich, sehr wich-
tig ist: namlich darauf zu schauen, woher wir kom-
men. Wir haben 2017 ein Bundesratsmodell in der
Debatte gehabt, gegen das sich nur Hamburg und
Bayern gewehrt haben. Wenn man Uberlegt, wo
wir heute stehen, sind wir doch ein Stlick weit nach
vorn gekommen. Ich glaube, wenn man sich au-
Rerdem vor Augen fiihrt, was dieses Bundesrats-
modell damals bedeutet hatte oder was es damals
umfasst hat, immerhin die Mehrzahl der Lander hat
ihm zugestimmt, dann war, glaube ich, auch ziem-
lich klar, dass der erste Entwurf eines Bundesfi-
nanzministers kein reines Flachenmodell werden
konnte.

Der zwischen Bund und Landern kontrovers disku-
tierte Kompromiss sieht ein boden- und gebaude-
wertabhangiges Grundsteuermodell vor. Aber bis-
her gibt es dafiir keine Mehrheit, die politisch hal-
ten wirde. Die Diskussion um mehrheitsfahige Lo-
sungen halt also weiter an. Unser Ziel bleibt dabei,
eine bundeseinheitliche Regelung zu finden, bei
der die Belange Hamburgs und anderer Metropo-
len sachgerecht berticksichtigt werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das bekommt man am besten hin, wenn man am
Verhandlungstisch bleibt und weitermacht und sich
nicht irgendwann in die Schmollecke zurlckzieht,
weil man nicht genau das auf den Weg bekommt,
was man sich am Anfang vorgestellt hat. Unser
Ziel bleibt es, die mdglichen Mehrbelastungen flr
Mieter und Eigentimer in einem angemessenen
Rahmen zu halten und dabei burokratischen Auf-
wand zu begrenzen. In diesem Zusammenhang
finden zurzeit auch die Beratungen von vielen Ein-
zelfragen auf der Fachebene statt.

Eine Offnungsklausel ist aber kein Allheilmittel, wie
Sie das hier anfiihren und wie Sie es auch presse-
offentlich gemacht haben, Herr Kleibauer, sondern
sie kann aus unserer Sicht nur als letztes Mittel er-
wogen werden. Denn eine Offnungsklausel, die
Sie so leichtfertig einbringen als Lésung, wirde er-
hebliche Risiken fir alle Ladnder bedeuten.

Es besteht die Gefahr eines schadlichen Steuer-
wettbewerbs. Es ist vollkommen unklar, wie die
Auswirkungen auf den Landerfinanzausgleich ge-
rade fir Hamburg als Zahlerland sein wirden, und
auch die praktischen Umsetzungsprobleme darf
man nicht vernachlassigen. Wenn es namlich da-
rum geht, dass neben einer Bundesldésung noch
einzelne Lander eine eigene Losung entwickeln,
hat dies auch mit viel Aufwand zu tun, gerade
wenn es darum geht, neue IT-L6sungen zu ent-
wickeln. Wir alle wissen, wie es in Deutschland,
aber auch in der Finanzverwaltung um die IT-Ex-
perten bestellt ist, die solche Programme ent-
wickeln mussten. Wenn wir das nicht hinbekom-
men, solche Ldsungen — Extralésungen moglicher-
weise — zu schaffen, ist die Grundsteuer an sich
gefahrdet, und das kann keiner den deutschen
Kommunen wiinschen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Frage ist: Wenn man eine Offnungsklausel
nutzt, bliebe am Ende doch nur die Mdglichkeit,
dass die Lander, die sie nutzen, ein gemeinsames
Modell wiedereinfiihren, und ob wir als Hamburg
das gleiche Modell wie Bayern oder andere einflh-
ren wollten, das ware dann noch zu hinterfragen.
Ich glaube, die Interessen in Bayern sind véllig an-
dere als in Hamburg. Die Notwendigkeiten in Ham-
burg, auch in Zukunft mit der Grundsteuer weiter-
arbeiten zu kénnen, sind, glaube ich, noch deutlich
héher, als sie es in Bayern sind. Gleichwohl, die
Offnungsklausel bleibt eine Option, die aber nur ei-
ne Lésung fur die weiteren Verhandlungen sein
kann, eine Alternative der Diskussion sein kann.

(Dennis Gladiator CDU: Sehr konkreter Bei-
trag!)
Deswegen werden wir auch ...

(J6rg Hamann CDU: Also wollen Sie sie jetzt
oder nicht?)

— Ich habe es, glaube ich, sehr deutlich ausgefiihrt,
welche Vor- und Nachteile das hat.

Wir haben die Gelegenheit, im Haushaltsaus-
schuss weiter dartiber zu reden, denn wir werden,
wenn wir heute am spateren Nachmittag zur Ab-
stimmung kommen, auch Ihren Antrag an den
Haushaltsausschuss Uiberweisen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Quast, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Jan Quast SPD (fortfahrend):* Nein, ich bin gleich
fertig.

(André Trepoll CDU: Keine Ahnung von gar
nichts!)

Jetzt geht es vielmehr darum, unserem Finanzse-
nator den Riicken zu starken, das wiirde auch lh-
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nen gut anstehen, wenn Sie jetzt Hamburgs Inter-
essen nach vorn stellen,

(André Trepoll CDU: Sie wissen doch gar
nicht, was er will!)

denn mit den weiteren Verhandlungsschritten ist
auch zu I8sen, wie wir die Interessen der Hambur-
gerinnen und Hamburger verninftig darstellen kon-
nen, wie wir im Sinne der Mieterinnen und Mieter
und der Wohnungseigentimer am Ende zu einem
Ergebnis kommen, das eine bezahlbare Grund-
steuer fur alle bedeutet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Miiller das Wort.

(André Trepoll CDU: Mal sehen, ob Farid
weil}, was er will!)

Farid Miiller GRUNE:* — Ja, immer.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Vor
eineinhalb Monaten hatten wir hier schon einmal
eine Debattenanmeldung, die dann nicht mehr
drankam. Heute haben wir eine Debattenanmel-
dung, die eine Sitzung zu frih kommt, denn das
Bundesfinanzministerium hat gestern einen 100-
seitigen Gesetzentwurf verdffentlicht, den missen
wir jetzt erst einmal alle priifen und uns genau an-
schauen. Dann ware die Debatte, glaube ich, heu-
te noch ein bisschen mehr von Substanz gepragt.
Aber ich kann die Union verstehen, beim nachsten
Mal sind Sie nicht mehr dabei, was das Thema be-
trifft, und jetzt wollten Sie es heute hier abfrih-
stucken.

(Dirk Kienscherf SPD: So sind sie!)

Jetzt missen wir einmal schauen, was in diesem
Entwurf enthalten ist, was ...

(Zurufe von der CDU)

— Nun beruhigen Sie sich doch, Kolleginnen und
Kollegen von der CDU.

Ich wollte nur einmal sagen, man kann das heute
diskutieren, aber wir haben nicht alle Fakten vorlie-
gen. Ich finde, es ist schon wichtig, wenn man sol-
che Forderungen aufstellt wie Sie. Deswegen
gucken wir uns jetzt an, welche Elemente des
Kompromisses der Lander und des Bundes tat-
sachlich in dem Gesetzentwurf drinstehen; das
wissen wir heute noch nicht abschlief3end.

(Dennis Thering CDU: Sie wissen gar
nichts!)

Dann werden wir uns sehr genau ansehen, wo wir
in Zukunft mit den Landern und dem Bund noch
verhandeln missen. Sie missen Uberlegen, meine
Damen und Herren von der Union, wie Sie mit Ih-
ren Kolleginnen und Kollegen im Bundestag zu
sprechen haben, ob Sie diesen Entwurf dann

durchs Kabinett geben und so weit auch im Bun-
destag beschlielen wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Dann haben wir das Thema, dass der Union nichts
anderes einfallt, als nun bayerische Vorschlage zu
Ubernehmen fir Hamburg. Das kann man machen,
aber da sage ich lhnen auch,

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

die Offnungsklausel ist bei uns der zweite Weg,
den wir im Blick haben. Denn davon gehe ich ein-
mal aus, dass alle hier im Haus eines sehr be-
stimmt im Blick haben, namlich die Hamburger In-
teressen moglichst kraftvoll in einem Bundeskom-
promiss unterzubringen. Das ist der Job, der hier
zu leisten ist, und keine parteipolitischen Matz-
chen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun kommen wir einmal kurz zur Offnungsklausel,
die wir uns als zweite Option vorbehalten. Die Off-
nungsklausel hat einen Nachteil. Wenn die Lander
sich so herauspicken, was fir ihren Bereich gut ist
und nicht gut ist, dann haben sie auch den Job, al-
les, was sie durch die Landerregelungen abwei-
chend vom Bund auf den Weg bringen, in den Lan-
derfinanzausgleich einzuzahlen. Deswegen warne
ich davor. Diese Offnungsklausel ist fiir Hamburg
ein schwieriger Weg, weil wir dann zwar Mdglich-
keiten haben, die Mieten stabil zu halten, aber wir
werden im Haushalt richtig dafir bluten muissen.
Deswegen mussen wir uns erst einmal auf den
Weg machen, im Bundesgesetz einen ordentlichen
Kompromiss flr unsere Interessen hinzubekom-
men.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Keine Partei, die bei der Blrgerschaftswahl antritt,
kann verantworten, dass der Hamburger Haushalt
um 10 oder 15 Prozent durch solche MalRlnhahmen
gekurzt wird; das steht hier keiner durch in dieser
Stadt.

(Beifall bei Séren Schumacher SPD)

Auch deswegen mussen wir weiter zusammenste-
hen, um fiir Hamburg das Beste herauszuholen.

Wenn ich mir das dann anschaue, so gibt es Vor-
schlage, die durchaus, sagen wir einmal, sehr
schnell wirken wirden, wenn wir namlich die
Grundsteuer demnéachst nicht mehr bei den Mieten
umlegen wirden. Das lehnen Sie ab auf Bundes-
ebene.

(Beifall bei Norbert Hackbusch DIE LINKE)

Die Bundes-SPD hat es durchaus als eine Mdg-
lichkeit weiter im Koéfferchen. Ich muss ehrlich sa-
gen, das zeigt doch nur, dass Sie nur auf einer
Seite der Interessen stehen, Sie verkappen das.
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(Thilo Kleibauer CDU: Ja, was sagt denn der
Senat dazu?)

— Nein. Sie wollen im Wesentlichen die Interes-
sen ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Nur damit wir es einmal klaren, Sie lassen keine
Zwischenfrage ...

Farid Miiller GRUNE (fortfahrend):* Nein.
(Zuruf von der CDU: Ah, sehr souveran!)

— Wir haben vielleicht noch einmal eine zweite
Runde, dann kdénnen wir das klaren.

Jetzt kommt die Frage, was die Union mit diesem
Doppelspiel treibt. Einerseits setzen Sie sich an-
geblich fur die Mieterinnen und Mieter ein und auf
der anderen Seite bei der einen Lésung, die uns
natirlich dabei helfen wiirde, das sofort zu I6sen
und abzumildern, namlich die Grundsteuer nicht
mehr umzulegen bei den Mieten, sagen Sie sofort
Nein.

(Jens Meyer FDP: Das ist doch naiv, Herr
Miller!)

Sie haben doch da andere Interessen, das mag al-
les sein, aber unser Job ist es, dass dieser Kom-
promiss fur Hamburg, fir die Mieterinnen und Mie-
ter und fir den Hamburger Haushalt gut ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Davon sind wir noch weit entfernt. Andreas Dressel
hat unser vollstes Vertrauen, dass er in diesen
schwierigen Verhandlungen, in denen Hamburg
mit drei Stimmen im Bundesrat nun wirklich nicht
sagen kann, wo es langgeht, versucht, hier die
Hamburger Interessen unterzubringen. Da sind so
ein paar Dinge dabei, die fur uns wichtig sind.

(Zurufe von der CDU)

— Ja, das wissen Sie wahrscheinlich nicht, Herr
Hamann.

(Beifall bei Dr. Anjes Tjarks GRUNE -
Glocke)

Da geht es um die Bodenrichtzonen. Da geht es
auch darum ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moéller (unterbrechend): Ih-
re Redezeit fur die erste Runde ...

Farid Miiller GRUNE (fortfahrend):* Ich komme
zum Ende.

Da geht es auch darum, dass wir die Hamburger
Befindlichkeiten und Gegebenheiten ausreichend

berlicksichtigen. Weitere Runde folgt. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Vielleicht hilft es,
der weiteren Aufregung entgegenzuwirken, denn
der Senator hat sich gemeldet. — Jetzt ist erst ein-
mal Herr Hackbusch dran fiir die Fraktion DIE LIN-
KE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Ich soll also beruhigen. Versu-
chen wir, das einmal hinzukriegen. Wir werden na-
turlich in dieser Debatte nicht alle Fragen, die in
diesem 100-seitigen Papier stehen, gegenwartig
diskutieren kdnnen, sondern wir kdnnen naturlich
nur die Eckpfeiler diskutieren, die wichtig sind fir
die Grundsteuer. Da freue ich mich sehr Uber zwei
Bemerkungen.

Die erste ist von Herrn Kleibauer, der sagt, einer
der entscheidenden Punkte, die wir in dieser Stadt
erreichen mussen, ist, dass die Belastung der Mie-
ter durch eine wachsende Grundsteuer — und sie
wird steigen — nicht weiter anwachst.

Die zweite AuBerung kommt von Herrn Miiller, der
sagt, es sei naturlich auch zu diskutieren, inwieweit
die Umlage der Grundsteuer auf die Mieter Uber-
haupt vernunftig sei. Unter uns ist es doch eine
eindeutige Situation. Es ware einfach zu organisie-
ren, die Umlage der Grundsteuer auf die Mieter
nicht mehr zuzulassen, denn es hat gar keinen
Grund, dass es diese Umlage gibt.

(Jens Meyer FDP: Und dann regnet es vom
Himmel!)

Genau das ware die Entwicklung, die verninftig
ware, um die Mieter in dieser Stadt zu entlasten

(Beifall bei der LINKEN)

und die Mieterinnen natirlich vor allen Dingen zu
entlasten, das ist doch klar. Das ist ein einfacher
Schritt, der méglich ist. Er ist verninftig, denn es
gibt keinen Grund, warum eigentlich die Mieter und
Mieterinnen fir die zusatzlichen Kosten aufkom-
men missen, weil davon doch diejenigen profitie-
ren, die Eigentimer dieser Wohnungen sind.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Was ist denn
mit den Genossenschaften? Sie haben ja
nichts verstanden, Herr Hackbusch!)

Die profitieren davon, monetar vor allen Dingen.
Warum ist jetzt so eine Aufregung da? Weil ich |h-
nen einfach sage, es gibt eine Mehrheit dafir in
diesem Land und in dieser Stadt. Frau Barley von
der SPD nimmt das als eine ihrer wichtigsten
Wahlkampfaussagen im Europawahlkampf, dass
sie genau das, was ich hier fordere, unterstitzt.
Dementsprechend freue ich mich dartber sehr.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)



7420 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 96. Sitzung am 10. April 2019

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Schwieger?

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Ja, ich lasse die
Frage gern zu.

Zwischenfrage von Jens-Peter Schwieger SPD:
Herr Hackbusch, eines habe ich jetzt noch nicht
verstanden. Sie haben von Eigentiimern gespro-
chen, die dann die Grundsteuer zahlen sollen, die
nicht umgelegt werden soll. Wie soll das dann
funktionieren zum Beispiel im genossenschaftli-
chen Wohnungswesen?

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Da missen
Sie die Mieten erhéhen!)

Das habe ich noch nicht verstanden.

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend): Ich
will einmal sagen, wir haben jetzt doch zwei ver-
schiedene Situationen. Einmal die Eigentiimer ins-
gesamt, und wir haben einen besonderen Bereich
im Zusammenhang mit Genossenschaften.

(Dr. Monika Schaal SPD: Ja, natirlich! — Zu-
rufe von der CDU)

Will jetzt irgendjemand in diesem Haus mir sagen,
dass dasjenige, was Eigentimer gegenwartig an
Mieten nehmen und gegenwartig verdienen, dass
all das praktisch nur sozial weitervergeben wird an
die Stadt und die Mieter? Nein, sie profitieren ge-
genwartig kraftig davon, dass die Mieten steigen,
und das hat nicht nur den Grund darin, dass ihre
Preise hoher sind, sondern das hat natirlich sei-
nen Grund darin, dass gegenwartig die Eigentimer
alle Mieterh6hungen nehmen, die sie machen kén-
nen. Ich méchte Sie gern fragen ... Es wird auch
eine Lésung geben im Zusammenhang mit den
Genossenschaften.

(Zurufe von der CDU: Ah!)

Das werden wir beim Erbbaurecht entwickeln und
auch im Zusammenhang mit Genossenschaften.

(Dirk Kienscherf SPD: Also die Genossen-
schaften bleiben so!)

Die Frage an Sie, an die SPD, ist doch: Wie kann
es sein, dass Herr Dressel dieses Moment in den
Diskussionen im Bundesrat nicht aufnimmt und
Frau Barley, lhre Spitzenkandidatin, damit im We-
sentlichen ihren Wahlkampf organisiert? Da mus-
sen Sie doch auch eine Diskussion flhren.

(Beifall bei der LINKEN)

Fir uns ist das entscheidende Moment, dass wir
sagen, eine zusatzliche Belastung der Mieter ist
nicht verniinftig und die wollen wir nicht tragen. Es
gibt keine Begriindung, dass die Mieter die Grund-
steuer bezahlen, sondern es gibt nur eine Begrin-

dung, dass die Eigentimer die Grundsteuer be-
zahlen.

(Beifall bei der LINKEN — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Hackbusch, lassen Sie eine weitere Zwi-
schenfrage zu, und zwar von der Kollegin Koep-
pen?

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Gern.

Zwischenfrage von Martina Koeppen SPD:* Herr
Hackbusch, ich wirde sehr gern noch einmal an-
schlieRen an die Frage, weil ich es nicht ganz ver-
standen habe. Was sind Ihre konkreten Lésungen
fir Genossenschaften?

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Norbert Hackbusch DIE LINKE (fortfahrend): Wir
haben diese Diskussion im Zusammenhang mit
Genossenschaften als ein Segment davon ...

(Jens-Peter Schwieger SPD: Ein groles!)

— Ein grol3es Segment, und wir werden dazu eine
Lésung finden, wie wir das da machen.

(Zurufe von der SPD und der CDU)

Aber Sie von der SPD konnen doch jetzt nicht
— ich bitte Sie — auf die Idee kommen, zu sagen,
wegen der Genossenschaften geben wir allen Ei-
gentimern in dieser Republik das Recht, die Miete
weiterhin umlegen zu kdénnen, sondern Sie mussen
sich doch auch Uberlegen, wie weit das bei den
anderen vernlnftig ist oder nicht. Diese Diskussion
mussen Sie zulassen.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Sie sind widersprichlich, Herr Hack-
busch!)

— lhre Widerspriche im Zusammenhang damit,
einen Wahlkampf mit Frau Barley fir die Mieter
europaweit zu organisieren, und dazu sagt lhr
Staatssekretdr im Bundesministerium, Sie wollen
diese Umlage nicht weiter zulassen, die missen
Sie doch fir sich erst einmal klaren. Da bin ich ein-
mal gespannt auf Ihre Diskussion,

(Beifall bei der LINKEN)

denn es gibt eine Chance in dieser Republik, das
gegenwartig umzusetzen.

(Zuruf von Arno Miinster SPD)

Das ware eine Veranderung zugunsten der Mieter
in dieser Stadt. Es ist eine Aufgabe des Finanzse-
nators, fur die Mieter in dieser Stadt aufzutreten
und dementsprechend diese Forderungen aufzu-
nehmen. Eine Begrindung, dass ein Teil gegen-
wartig noch zu organisieren ist im Zusammenhang
mit Genossenschaften, kann nicht die Begriindung
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daflir sein, diese Sache grundsatzlich abzulehnen
und zu sagen, das sei gar nicht mehr moglich.
Das, finde ich, ist jedenfalls keine Antwort, die Sie
hier dazu geben.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Entscheidende ist: Sie wollen mir doch nicht
sagen, dass gegenwartig die Wohnungseigenti-
mer nicht versuchen, alle méglichen Erhéhungen
von Mieten zu organisieren zu ihrem eigenen Vor-
teil, und dass sie nicht diejenigen sind, die davon
profitieren, dass momentan Hauser teurer sind und
dass Bodenwerte teurer sind.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Sie wollen nicht, dass diese Eigentimer dafiir auch
ihre Grundsteuern bezahlen, sondern Sie wollen
weiterhin organisieren, dass die Mieter das ma-
chen. Das halte ich fir ungerecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist zu dem Punkt. Ich hoffe, Herr Miller wird
mich in diesen Diskussionen noch ein bisschen un-
terstiitzen, weil er diesen Gedanken eben auch
hier eingebracht hat, vollig zu Recht. Denn es ist
eine der wichtigen Fragen, wie wir in der Lage
sind, innerhalb einer Mieterstadt so etwas zu orga-
nisieren, um Politik fir die Mieter zu machen und
nicht nur fir die Wohnungseigentiimer und fur die
Genossenschaften und fir die stadtischen Unter-
nehmen dazu.

Zwei weitere Punkte: Das zweite Wichtige ist, die
Grundsteuer muss erhalten bleiben, aber das Bun-
desverfassungsgericht hat auch gesagt, dass es
vernlnftig ist, bei der Grundsteuer zu betrachten,
wie hoch die Werte gegenwartig sind. Die sind in
Hamburg nun mal kraftiger gestiegen als woanders
— das muss man berUcksichtigen — und die Eigen-
timer mussen dafiir auch mehr bezahlen.

Das Dritte dazu ist: Wir sind gegen die Landerkon-
kurrenz bei Steuern. Wir halten die Mdglichkeit,
dass Hamburg eine andere Regelung findet, fir
einen Fehler. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Die Redezeit fur
die Abgeordneten in der Aktuellen Stunde wére
hiermit abgelaufen. Da der Senator signalisiert hat,
er wirde sich zu Wort melden, frage ich ihn, ob er
das jetzt ibernehmen wirde. Danach kénnen alle
Abgeordneten, also nicht alle, sondern von jeder
Fraktion einer, noch einmal das Wort ergreifen. Sie
wissen genau, wie es gemeint ist.

Herr Senator Dressel, Sie haben das Wort.

Senator Dr. Andreas Dressel: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich glaube, was man
hier feststellen muss, ist zunachst einmal, dass wir
alle im Senat, quer durch die Ressortzustandigkei-

ten, in diesem und in allen Themenbereichen, die
mit den Kosten fiir das Wohnen zu tun haben, je-
den Tag wirklich alles daflir tun, damit die Wohn-
kosten in dieser Stadt im Zaum bleiben, damit
Wohnen in Hamburg bezahlbar bleibt. Das wirft
steuerliche Fragen auf, das wirft Fragen hinsicht-
lich der Wohnraumférderung auf und, und, und.
Dieses Thema muss man in diesem Zusammen-
hang sehen.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Fir uns war deshalb bei diesem Thema immer
klar, dass es bezahlbar sein muss. Es ist klar, dass
bei einer Reform, die vom Verfassungsgericht er-
zwungen wird, weil nun einmal die Werte 1964/
1935 ein verfassungsrechtliches Problem darstel-
len, am Schluss nicht jeder dasselbe bezahlt, was
er vorher bezahlt hat. Das kann nicht sein, denn
die bisherige Feststellung war tatsachlich verfas-
sungswidrig; deshalb muss das geandert werden.
Aber wir missen darauf achten, wie sich Belas-
tungsverschiebungen ergeben, und zwar vor allem
fur die Metropolen. Deswegen war das Thema: Be-
zahlbarkeit und Machbarkeit. Wir alle wollen kein
blrokratisches Monstrum haben. Wir wollen die
Machbarkeit sowohl fir die Steuerverwaltung als
auch flir die Steuerpflichtigen im Blick behalten,
und zwar sowohl im Bereich Wohnen als auch im
Bereich Gewerbe. Machbarkeit und Bezahlbarkeit,
das waren die Hamburger Leitplanken.

(Beifall bei der SPD)

In der Tat hat Peter Tschentscher auch schon als
Finanzsenator mit Bayern die Diskussion intensiv
daruber gefuhrt — weil wir den Blick darauf haben,
wie sich Bodenwerte in den Metropolen entwickelt
haben —, ob wir einen Weg finden, der den Faktor
Wert aus der Betrachtung herauslassen kann. Wir
haben dieses Flachenmodell entwickelt und es
auch im letzten Jahr weiter konkretisiert, sodass
das eine reale Grundlage sein kann. Aber es nitzt
nichts. Drei plus fiinf, also die Stimmen im Bundes-
rat, sind, wie man es auch dreht und wendet, keine
Mehrheit.

(Farid Miiller GRUNE: Nee!)

Wenn ich jetzt von einigen auf dieser Seite des
Hauses hoére: lhr misst doch jetzt mal ... Wenn
auch alle CDU-Lander in der Finanzministerkonfe-
renz den Ricken so geradegemacht hatten, hatten
wir jetzt vielleicht bundesweit eine andere Diskus-
sion. Da war aber an einigen Stellen wirklich Ebbe
in der Diskussion und deshalb muss man sich die-
sen politischen Realitaten stellen. Fande ich dann
aber ehrlich, wenn Sie das hier in Hamburg auch
machen wurden.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE — André Trepoll CDU: Hat Herr Klei-
bauer doch gesagt!)
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— Ja, aber es niitzt nichts, wenn Herr Kleibauer das
hier sagt. Entscheidend ist, ob die Leute in Berlin,
wenn sie in der Runde mit dem Bundesfinanzmi-
nister zusammensitzen,

(André Trepoll CDU: Scholz!)
dann auch an der richtigen Stelle fur die richtige ...

— Ja, Herr Scholz ist ein sehr einflussreicher Mann
in Berlin, aber am Schluss reicht es eben nicht, um
ein Gesetzgebungsvorhaben durch den Bundestag
zu bringen. Daflr sind auch die Stimmen der CDU
erforderlich. Und wenn Sie an der Stelle den
Rucken nicht gerademachen, dann gibt es dafir
keine Mehrheit. So einfach ist das.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb pladiere ich dafur, hier die Scheinheiligkeit
ein bisschen beiseite zu lassen. Denn gerade beim
Thema Faktor Miete in der Grundsteuerberech-
nung hatten wir uns zusammen mit anderen Lan-
dern dafiir eingesetzt, dass bei dieser Durch-
schnittsbetrachtung, die in Hamburg auch dazu
fuhrt, dass es dort, wo man glinstig wohnt — diese
Ecken gibt es in Hamburg Gott sei Dank auch —,
moglich ist, weiterhin den Nachweis der geringeren
Miete zu erlauben. Das haben wir versucht durch-
zusetzen. Und wer hat am Schluss in Berlin ge-
sagt, das wolle man jetzt einmal aus der Sache
herauslassen?

(André Trepoll CDU: Scholz!)

— Nein, das waren die CDU-regierten Bundeslan-
der.

(Dirk Kienscherf SPD: Pfui!)

Deshalb, finde ich, gehoért das zur Wahrheit mit da-
zu. Wir wollten, dass dort, wo man seine Miete un-
ter dieser Durchschnittsmiete zahlt, dieser Nach-
weis der geringeren Miete mdglich ist. Darauf ha-
ben Sie verzichten wollen und deshalb ist das
auch etwas, was man hinsichtlich der Glaubwiir-
digkeit dieser Frage mit betrachten muss.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Trotzdem sind wir da jetzt auf der Suche nach ei-
nem vernlnftigen Modell, wo wir gesagt haben, die
Wohnungen von kommunalen Wohnungsunterneh-
men, von Genossenschaften und geférderte Woh-
nungen mit einer niedrigeren Steuermesszahl ...
Aber da kommen jetzt viele private Vermieter aus
Hamburg zu mir — wo wir ndmlich auch viele gute
private Vermieter haben —, die sagen, bei ihnen
werde weniger als 8,50 Euro Miete genommen,
warum es eigentlich in ihrem Fall so sei, dass ihre
Grundsteuer jetzt héher sei, obwohl sie genauso
gute Vermieter seien wie eine SAGA und wie eine
Genossenschaft. Solche Vermieter gibt es namlich
auch.

(Michael Kruse FDP: Weil es eine berechtig-
te LOsung ist!)

Das ist eine Frage, die auch Sie als CDU am
Schluss bundesweit beantworten missen, und ich
finde, auf diese berechtigten Fragen sollten Sie
sich ruhig schon heute einstellen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Kommen wir zum zweiten Faktor, zum Thema Bo-
denrichtwert. Ich habe lhnen jetzt einfach einmal
die aktuelle Bodenrichtwertkarte ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Méller (unterbrechend):
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordne-
ten Kruse?

Senator Dr. Andreas Dressel: Sehr gern.

Zwischenbemerkung von Michael Kruse FDP:*
Herr Senator, bei lhrem Redebeitrag bekommt
man fast den Eindruck, wir hatten hier en passant
eine Oppositionsfragestunde eingefihrt, was tat-
sachlich nicht der Fall ist. Es ist aus meiner Sicht
nicht lhre Aufgabe, der Opposition jetzt umfang-
reich Fragen zu stellen, sondern es ist lhre Aufga-
be, zu erlautern, was eigentlich |hr Konzept ist.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Ich mdchte insbesondere auf ein Faktum hinwei-
sen, namlich dass Sie in lhrem rot-grinen Koaliti-
onsvertrag — den haben Sie personlich als Koaliti-
onsvorsitzender wesentlich mit ausverhandelt —
den Hamburgerinnen und Hamburgern verspro-
chen haben, dass es keine Steuererhdhung in die-
ser Stadt gibt — Ubrigens unter Blirgermeister Olaf
Scholz, der das jetzt mafRgeblich vorantreibt. Ich
mochte von Ihnen eigentlich nur das eine héren:
dass Sie sich daflr einsetzen, dass es fir die
Hamburgerinnen und Hamburger an dieser Stelle
keine Steuererhéhung gibt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Senator Dr. Andreas Dressel (fortfahrend): Vielen
Dank fur diese wunderbare Vorlage, die wir einge-
halten haben und auch weiterhin einhalten werden,
und zwar kann man das wirklich besichtigen. Wir
haben gerade das Hebesatzgesetz fiir dieses Jahr
gemacht, wo wir gesagt haben, dass wir Kurs hal-
ten. Wir haben es die ganzen Jahre Uber ge-
schafft. Wir haben auch bei der Grunderwerbsteu-
er, wo weild Gott andere Lander auch, glaube ich,
mit Beteiligung von anderen Parteien hier im Haus
Grunderwerbsteuererhéhungen realisiert haben,

(Zuruf von Jérg Hamann CDU)

in Hamburg die ganzen Jahre uber Kurs gehalten
als Hamburger Beitrag fir das Biindnis fur das
Wohnen. Das heilt, wir haben dieses Versprechen
gegeben und wir haben es eingehalten.
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(André Trepoll CDU: Das ist aber nicht das
Versprechen, das Sie im Koalitionsvertrag
gemacht haben!)

Bei der Grundsteuer ist klar: Die Aufkommensneu-
tralitat ist die Grundpramisse dieser gesamten Ver-
anstaltung und deshalb, sage ich mal so, ist das
eine berechtigte Frage. Aber ich finde, dass man
hier noch einmal sagen muss: Dies ist ein Bundes-
gesetz. Wir alle wirken jetzt daran aus unterschied-
lichen Perspektiven mit. Die FDP nicht so, weil wir
nirgendwo einen FDP-Finanzminister haben, der
sich da in den Landern mitbetatigt, aber deswegen
muss die CDU sich doch hier auch Fragen gefallen
lassen. Das ist ein gemeinsames Gesetz, das auf
Bundesebene nur gemeinsam auf den Weg ge-
bracht wird, und deshalb muss das hier offen dis-
kutiert werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich wollte Ihnen eben die Bodenrichtwertkarte zei-
gen. Im Moment ist das eigentliche Problem in der
Diskussion, dass wir in Hamburg aufgrund der Im-
mobilienpreisentwicklung eine Situation haben, in
der wir mit deutlich steigenden Bodenrichtwerten
zu kampfen haben.

(André Trepoll CDU: Seit zwdlf Monaten,
oder was?)

Deshalb uberlegen wir, wenn wir es auf Bundes-
ebene nicht schaffen, den Bodenrichtwert aus dem
Grundsteuergesetzentwurf herauszuoperieren —
auch weil die CDU-regierten Lander sagen, der
solle da ruhig drin sein —, wie wir erreichen, dass
diese Stellschrauben abgemildert werden.

(Zuruf)
— Zu der Offnungsklausel komme ich gleich noch.

Deswegen habe ich zum Beispiel den Vorschlag
gemacht, dass wir nicht die jeweils aktuellsten Bo-
denrichtwerte nehmen, sondern wir bilden den Me-
dian zwischen den Hauptfeststellungszeitpunkten,
also fir eine siebenjahrige Periode, wo man klar
sieht, wenn man da den Median bildet, haben wir
schon einmal eine Abmilderung. Das ist etwas.
Nehmen Sie diesen Vorschlag gern einmal mit zu
Ihren anderen CDU-Ministerkollegen in der Finanz-
ministerkonferenz. Wenn wir das einvernehmlich in
einem solchen Gesetzentwurf hinkriegen — und
jetzt komme ich zu dem Thema Offnungsklausel —,
dann haben wir keinen Flickenteppich, sondern ein
bundeseinheitlich verniinftiges Gesetz, das auf die
Metropolen Riicksicht nimmt,

(André Trepoll CDU: Versteht Olaf Scholz
das?)

und zwar nicht nur in Hamburg, sondern auch in
Koln, Minchen, Frankfurt und in vielen anderen
Stadten. Das ware einmal ein wichtiger Punkt, wo
Sie sich starkmachen konnten.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind in all diesen Fragen mit dem Bundesfi-
nanzministerium — das in der Tat aus Hamburg gut
reprasentiert ist, auch durch mehrere Staatssekre-
tare — gut im Gesprach. Aber am Schluss hilft es
nichts; es muss einen Konsens geben. Das sind
wir der kommunalen Familie in Deutschland schul-
dig. Klar ist: Wenn wir es nicht hinkriegen, dann ist
am 1. Januar 2020 mit 14 Milliarden Euro Einnah-
men fir die kommunale Familie Schluss. Das kon-
nen wir als politisch Verantwortliche in Bund und
Landern nicht verantworten. Aber wir kbnnen auch
nicht verantworten — das gebe ich als Appell noch
einmal in lhre Richtung weiter —, mit dafur zu sor-
gen, dass sich die Metropolen an dieser Stelle hin-
sichtlich der Spreizung bei den Immobilienpreisen,
die wir haben, nicht 1:1 in der Grundsteuer wieder-
finden. Jetzt ist noch Zeit, dieses auch verniinftig
zu verankern. Helfen Sie mit, uns bei diesem Kurs
zu unterstitzen. — Vielen Dank fur lhre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Wie angekindigt
haben alle Fraktionen noch einmal die Gelegen-
heit, sich zu Wort zu melden. Bisher habe ich eine
Wortmeldung von Herrn Miiller, Frau Oelschlager
und Frau Dutschke. — Herr Miller, Sie bekommen
das Wort fiir drei Minuten.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin! Ganz
zum Schluss bin ich vorhin nicht mehr gekommen.
Worum geht es? Der Senator hat noch einmal
deutlich gemacht, wofiir wir jetzt aus Hamburger
Sicht kdmpfen missen, was in diesem Bundesge-
setz passieren soll. Ein Zauberwort ist die Steuer-
messzahl und hier haben wir nattrlich klar die Re-
duzierung im Blick. Aber auch da muss man sa-
gen: Es muss unser Ziel sein, den geférderten
Wohnraum und alle Bereiche, wo man es gesetz-
lich definieren kann, im Bundesgesetz unterzubrin-
gen. Wir haben ein hohes Interesse daran, dass
das in einem Bundesgesetz steht. Nur dann haben
wir eine Chance, diese Reduzierung auf den Lan-
derfinanzausgleich nicht angerechnet zu bekom-
men — das noch einmal in lhre Richtung. Wenn
man Hamburgs Interessen im Blick hat, dann nicht
nur bei der Grundsteuer, sondern auch bei der Fra-
ge des Haushalts.

Die andere Sache ist die Festlegung der Boden-
wertrichtzonen, ein — puh — schénes Thema. Wir
sind hier in Hamburg ziemlich punktgenau und das
ist das Problem. Es ist sehr gerecht, aber es wird
richtig heftig, wenn wir die so lassen missen. Wir
brauchen Spielraum in Hamburg, damit wir diese
anders gestalten kénnen, wenn es denn nicht zum
Flachenmodell kommt. Das sind die Punkte, die
jetzt im Mittelpunkt stehen, wo wir gucken missen,
ob wir da als Hamburg etwas hinbekommen. Und
dann, wenn alle Not sich irgendwann in den nachs-
ten Monaten abzeichnet, kénnen wir gern noch
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einmal weiter vertieft gucken, ob eine Offnungs-
klausel wirklich so gut ist.

Ich sage lhnen eines: Nicht einmal in lhrer eigenen
Partei ... Auch Ministerprasident Kretschmer hat
schon gesagt: Um Gottes Willen, was passiert
denn dann? Ja, was soll passieren? Bayern ist na-
turlich gut raus. Die sagen: Wir haben hier ein paar
Gegenden, da machen wir einmal ein paar gunsti-
ge Preise und locken die Investoren. Wir Stadt-
staaten sind da vollig unbeweglich, weil wir per se
eine andere Preislage als in Flachenlandern ha-
ben. Ich glaube, wir missen sehr aufpassen bei
dieser Frage, was das alles noch fiir Folgen hatte.
Das heifdt nicht, dass wir am Ende nicht die Inter-
essen der Mieterinnen und Mieter und auch den
Hamburger Haushalt im Blick haben missen. Aber
hier gibt es bisher keinen Vorschlag von Ihrer Sei-
te, der nicht auch Tlcken hat. Das missen wir im
Blick behalten und deswegen wirde ich mir sehr
wlnschen, dass wir hier nicht weiter parteipolitisch
hin und her Pingpong spielen, sondern eher ge-
meinsam gucken, ob wir Hamburgs Interessen im
Bundesrat durchsetzen kénnen. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Fir die AfD-Frakti-
on bekommt nun Frau Oelschlager das Wort.

(Zurufe)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich hatte zu
Beginn der Rede des Senators darauf hingewie-
sen, dass alle Fraktionen sich noch einmal melden
kénnen. Daraufhin hat sich Frau Oelschlager ge-
meldet. Frau Dutschke hat sich eben erst, nach-
dem ich noch einmal aufgerufen habe ...

(Zurufe)

— Ja, das verféllt aber mit dem Ende der Redezeit
der Aktuellen Stunde. Ja, das ist so. Frau Dutsch-
ke kommt nach der Reihenfolge, so wie jetzt die
Meldungen waren, nach Frau Oelschlager dran.

(Zurufe)

Vielleicht noch einmal zur Erklarung — das koénnen
Sie gern in der Geschaftsordnung nachlesen —: Ich
habe extra darauf hingewiesen, dass ich noch kei-
ne Meldungen habe. Daraufhin sind hier Meldun-
gen eingetrudelt und in dieser Reihenfolge habe
ich sie aufgenommen und jetzt bekommt Frau Oel-
schlager das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, vielen Dank. — Sehr geehrte Damen und
Herren! Ich komme noch einmal auf die Anmel-
dung der CDU zurlick: keine Kompromisse zulas-
ten von Mietern und Eigentimern. Tatsachlich kén-
nen wir dem nur zustimmen. Man kann den Ein-
druck gewinnen, dass die SPD auf Bundesebene
durch die Hintertlr versucht, eine Vermobgensteuer,
getarnt als Grundsteuer, einzufiihren. Die Grund-

steuer dient aber eben nicht der Umverteilung,
sondern der Finanzierung der kommunalen Infra-
struktur. Fur eine Umverteilung ist eine Einkom-
mensteuer das richtige Mittel. Weil die SPD auf
Bundesebene sofort erkannt hat, dass eine getarn-
te Vermogensteuer bei den Wahlern schlecht an-
kommt, versucht sie, sich als die Partei des sozia-
len Ausgleichs zu profilieren, und bringt gleich ein-
mal die Abschaffung der Umlagefahigkeit ins Ge-
sprach — Herr Miller hatte das angesprochen —,
ein Umstand, der zu noch héheren Mietsteigerun-
gen fuhren wirde. Davon profitieren die Finanz-
minister Uber eine hdéhere Bemessungsgrundlage
bei der Erbschaftsteuer und natirlich auch wieder
bei der Grundsteuer selbst. Das ist fur Hamburg
definitiv nicht gliicklich und das hat auch der SPD-
Senat erkannt.

Der Bundesfinanzminister wollte 36 Millionen Hau-
ser, Wohngebaude und Grundstiicke individuell
bewerten und aus fiinf Faktoren eine individuelle
Grundsteuer errechnen lassen — also Wohnflache,
Nettokaltmiete, Baujahr, Grundstiicksflache und
Bodenrichtwert. Der Kompromiss ist nun ein abge-
specktes, wertabhangiges Modell, das weniger bi-
rokratisch sein soll. Ich habe den Gesetzentwurf
leider noch nicht gesehen, aber ich bin sehr ge-
spannt. Wir beflirchten trotzdem immer noch ein
Burokratiemonster. Ein Monster geht naturlich
auch zulasten der Hamburger Mieter und Eigentu-
mer, denn wenn Dutzende Finanzbeamte nichts
weiter als Neubewertungen vornehmen miussen,
verursacht das, abgesehen vom Birokratieauf-
wand, hohe Kosten auch fir den Burger.

Lassen Sie mich noch eine Bemerkung zum
Grundsteuer-C-Modell machen. Die Idee, unbe-
baute Grundstiicke iber eine hohe Grundsteuer in
Bebauungszustand zu versetzen, klingt auf den
ersten Blick logisch. Beim zweiten Hinschauen ist
es aber wenig produktiv. Denn entweder wird die
Grundsteuer so gering bemessen, dass sie den
Bodenspekulationen nicht entgegenwirken kann,
oder es werden vollkommen sinnlose kleine Hitten
gebaut, um der Steuer zu entgehen. In einer Stadt
wie Hamburg hat das eher negative Konsequen-
zen. Bauen sollte sinnvolles Bauen sein, alles an-
dere ginge ebenfalls zulasten der Mieter. Und wie
schon gesagt — wir kénnen uns der CDU nur an-
schlieflen —: keine Kompromisse zulasten von Mie-
tern und Eigentimern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasidentin Antje Méller: Fir die FDP-Frakti-
on bekommt nun Frau Dutschke das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Gestern hat
Olaf Scholz seinen Entwurf zumindest den Bun-
desressorts vorgelegt und es ist klar, dass es ein
wertabhangiges Modell wird. Wir haben schon ein-
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zelne Zahlen der Presse entnehmen konnen: Fir
die Neubewertung der 36 Millionen Immobilien
werden allein in der Verwaltung eine halbe Milliar-
de Euro féallig. Man muss sich diese Zahl einmal
vornehmen, um zu sehen, was fir ein Wahnsinn
das ist, was hier auf Burger, auf Unternehmen und
auf die Verwaltung zukommt.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
fraktionslos und Dr. Alexander Wolf AfD)

Ich sage das deshalb an dieser Stelle einmal so
deutlich und auch noch einmal ganz klar: Wir Freie
Demokraten lehnen dieses birokratische teure
Scholz-Modell ab.

(Beifall bei der FDP)

Es ist ein Scholz-Modell light — Herr Kienscherf,
nennen Sie es doch, wie Sie wollen. Wir bleiben
dabei: Ein einfaches, nach Nutzungsarten differen-
ziertes Flachenmodell ist die beste Losung.

(Beifall bei der FDP — Dirk Kienscherf SPD:
Wollen Sie es denn oder nicht?)

Wir erwarten vom Ersten Birgermeister und vom
Finanzsenator der Freien und Hansestadt Ham-
burg, dass sie hier und heute auch einmal Farbe
bekennen. Deshalb frage ich Sie, Herr Birgermeis-
ter, der schon nicht mehr da ist, Herr Senator
Dressel: Unterstitzen Sie den Gesetzentwurf von
Olaf Scholz, ja oder nein?

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD —
Dirk Kienscherf SPD: Wollen die anderen
aber nicht!)

Die Grundsteuer sollte nie eine kommunale Ver-
modgensteuer durch die Hintertlir werden. Aber ge-
nau das ist mit dem Scholz-Vorschlag, der jetzt
vorliegt, gemacht und genau das verurteilen wir.

(Beifall bei der FDP, der AfD und bei Dr. J°rn
Kruse fraktionslos — Zuruf von Dirk Kien-
scherf SPD)

Besonders bemerkenswert finde ich an dieser Stel-
le, wie scheinheilig die GRUNEN in Hamburg sich
einmal wieder in die Busche schlagen wollen. Re-
den wir doch einmal Klartext, Herr Mduller. Die
GRUNEN waren und sind bundesweit die wahre
treibende Kraft hinter immer neuen Vorschlagen,
die das Wohnen und Wirtschaften, insbesondere in
Metropolen, weiter zu verteuern drohen.

(Beifall bei der FDP, der CDU, der AfD und
bei Dr. J6rn Kruse fraktionslos — Zuruf von
Heike Sudmann DIE LINKE)

Das gilt auch fur die Grundsteuerreform, Herr Mul-
ler. In Berlin sprechen die GRUNEN sich dann
auch noch dafiir aus, dass sie allen Ernstes die
Verstaatlichung von Wohnimmobilien wegen stei-
gender Mieten wollen. Das ist pure Doppelziingig-
keit und I6st das Problem nicht.

(Beifall bei der FDP und bei Dr. J6rn Kruse
fraktionslos und Dennis Thering CDU)

Auf Wohnungsmangel und hohe Mieten ist Bauen
die einzige vernlnftige Antwort. Aber es passt zur
zunehmend subversiven Agenda der GRUNEN,
erst selbst zu ziindeln, sich dann als Feuerwehr zu
verkleiden und mit dem Finger auf andere zu zei-
gen — was flr eine Farce. Und was Sie hier gerade
noch mit der Abschaffung der Umlagefahigkeit der
Grundsteuer zum Besten gegeben haben, lasst
auch an lhnen als ernsthaftem Ansprechpartner in
dieser Fragestellung zweifeln.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Alexander Wolf AfD — Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Frau Dutschke, Ihre Redezeit fir diese Runde ist
abgelaufen.

Zwei Wortmeldungen liegen mir noch vor. — Jetzt
bekommt Herr Hackbusch fur die Fraktion DIE LIN-
KE das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Vielen Dank,
Frau Prasidentin. Fur die FDP ist doch die Situati-
on so: Das Bundesverfassungsgericht hat gesagt,
es habe zu beriicksichtigen, dass es kraftige Stei-
gerungen der Werte bei Eigentimern, bei Boden-
verhaltnissen und bei den darauf stehenden Ge-
bauden gibt. Wie Sie hier agieren, ist gegen das
Bundesverfassungsgericht

(Zuruf: Nein!)

und seine Uberlegungen getrieben. In der gleichen
Art und Weise haben Sie das schon bei der Ver-
mdgensteuer gemacht und haben es mit der glei-
chen Begrindung geschafft, eine der wichtigen
Steuern in diesem Land abzuschaffen. Ich hoffe,
dass die FDP da nie erfolgreich sein wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite ist: Ich habe jetzt in diesem Haus noch
keine Begrindung gehdrt, warum es eine Umlage-
fahigkeit der Grundsteuer auf Mieterinnen und Mie-
ter in dieser Gesellschaft gibt. Dafur gibt es keinen
Grund.

(Beifall bei der LINKEN)

Kein Mensch versteht, warum Mieterinnen und
Mieter die 6ffentlichen Investitionen dafiir, dass sie
die Wohnung, das Eigentum derjenigen, denen
das gehort und deren Boden teurer wird, bezahlen
sollen. Auch dafiir nennen Sie keine Begriindung.
Die Genossenschaftsfrage ist doch eine Sache,
die man regeln muss, wenn man sich diese Grund-
frage so gestellt hat. Ich verstehe die SPD nicht,
die einen Wahlkampf auf Europaebene macht, dort
genau diese Fragestellung richtig anspricht, die ich
voll unterstutze, und hier noch nicht einmal Argu-
mente diesbezlglich nennt, sondern eigentlich nur
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noch sagt, all das sei doch so schwierig. Ich mei-
ne, wollen Sie regieren? Dann kénnen Sie auch
solche Schwierigkeiten regeln. Wir werden Ihnen
dabei helfen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Offnungsklauseln im Zusammenhang mit die-
ser Fragestellung halte ich fur eine fatale Entwick-
lung, fur eine groRe Gefahr. Eine Landerkonkur-
renz im Zusammenhang mit Steuern, die wir dazu
anfangen, kann nicht verniinftig sein. Die EU zeigt
uns, dass unter dieser Konkurrenz im Zusammen-
hang mit den Unternehmenssteuern vor allen Din-
gen wir, die Kommunen, die Gemeinden, darunter
leiden und die Unternehmen davon profitieren. Das
darf uns an dieser Stelle nicht passieren. Dement-
sprechend mochte ich die SPD warnen.

(Dr. Jérn Kruse fraktionslos: Wir reden doch
jetzt darliber, was bezahlbar sein soll!)

Wollen Sie hier noch immer lhren Ruf als CSU des
Nordens verteidigen oder was ist Ihre Aufgabe da-
bei? Bitte kehren Sie um.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Jetzt habe ich auch
noch eine Meldung der SPD. Aber zuerst bekommt
Herr Kleibauer fiir die CDU-Fraktion das Wort.

Thilo Kleibauer CDU:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich glaube, es war richtig, die-
ses aktuelle Thema hier anzumelden. Zum einen
brennt es vielen Menschen in dieser Stadt unter
den N&geln und zum Zweiten sind sehr unter-
schiedliche Auffassungen zum Ausdruck gekom-
men, was mit dieser Steuer erreicht werden soll.
Ich fand einige Reaktionen auf unsere Debattenan-
meldung und unseren Zusatzantrag sehr bezeich-
nend. Die einen sagen, es sei viel zu friih, darlber
zu reden, die anderen sagen, es sei viel zu spat.
Manchmal heif3t es, nun kdmen keine Vorschlage.
Jetzt kommt ein Vorschlag, der sogar schon in Ber-
lin diskutiert wird. Das ist Ihnen auch wieder nicht
recht. Das ist doch keine angemessene Reaktion,
wie man mit diesem Thema umgeht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und dem Finanzsenator fallt nichts anderes ein,
als sich bei uns daruber zu beschweren, dass an-
dere Landesregierungen nicht den Job des rot-gri-
nen Senats machen, sondern ihre eigenen Interes-
sen in Berlin verhandeln. Das ist doch auch etwas
schrag.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich mdchte noch auf zwei Punkte eingehen, die
Sie, Herr Senator, gesagt haben. Das eine mit den
Bodenwerten, das ist interessant. Seit die Boden-
richtwerte in diesem Eckpunktepapier auftauchen,
sieht man Sie immer mit dieser DIN-A3-Karte, mit

der Sie vorzeigen, was es flir Bodenwerte sind.
Aber das ist doch genau das, was Dr. Tschen-
tscher schon vor zwei Jahren erzahlt hat. Wir ha-
ben stark gestiegene Bodenwerte in der Stadt, wir
haben regional sehr unterschiedliche Bodenwerte
von 100 Euro bis tGber 4 000 Euro den Quadratme-
ter. Das kann man nicht glatten, das kann man
nicht abmildern, das kann in diesem Modell nicht
funktionieren. Das sollten Sie doch erkennen.

Dann finde ich interessant, dass Sie heute mit ei-
nem Vorschlag um die Ecke kommen und uns er-
zahlen, Sie wollten die Bodenrichtwerte heraus-
operieren. lhren Landerkollegen schreiben Sie
einen Brief und sagen, lasst uns das einmal abmil-
dern, nehmen wir einen Siebenjahresdurchschnitt.
Was heildt denn der Siebenjahresdurchschnitt? Der
Siebenjahresdurchschnitt hei’t doch, eine deutli-
che Steuererh6hung zu beschliel3en, die in sieben
Jahren in Kraft tritt und bis dahin etappenweise an-
gehoben wird. Da verkaufen Sie die Leute doch fir
dumm, wenn Sie jetzt sagen, Sie nahmen einen
Siebenjahresdurchschnitt.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD —
Zuruf von Farid Miiller GRUNE)

— Sie haben es noch nicht verstanden? Okay, Herr
Mdller, dann muissen Sie sich das noch einmal er-
klaren lassen.

Offnungsklausel, das finde ich auch interessant,
Offnungsklausel. Wenn wir gemeinsam das Ziel
haben, dass das Wohnen bezahlbar bleiben soll,
dass wir keine signifikanten Mehrbelastungen flr
Mieter und Eigentimer in Hamburg haben wollen,
dann muissen wir uns doch an diesem Ziel orientie-
ren und gucken, wie wir das umsetzen kdnnen.
Dann mussen wir doch an einem gewissen Punkt
erkennen, dass wir in Berlin nicht weiterkommen,
und dann den Ball aufgreifen, der in Berlin mit der
Offnungsklausel schon gespielt wird.

Zum Thema Steuerwettbewerb: Wir haben schon
jetzt einen Steuerwettbewerb ber Hebesatze.
Grunderwerbsteuer haben Sie angesprochen und
sich daflrr geriihmt, Sie hatten nur 4,5 Prozent, an-
dere Bundeslander hatten 6,5 Prozent. Da wird
doch auch eine Eigenstandigkeit der Landerkom-
petenz genutzt. Und im Ubrigen, bei der Grund-
steuer C freuen Sie sich, dass es eine Offnungs-
klausel geben soll. Da begriiRen Sie eine Off-
nungsklausel. Ich fiihle mich bestatigt in der An-
nahme, dass das ein sinnvolles Instrument fir die-
se Stadt und fiur diese Situation ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fur die SPD-Frakti-
on bekommt nun Frau Koeppen das Wort.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich modchte
mich jetzt doch einmal zu den Worten von Herrn
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Hackbusch aufiern, weil er das nun auch eingefor-
dert hat. Ich mdchte noch einmal sagen, dass es in
Hamburg eine sehr gute Zusammenarbeit mit dem
Bindnis fir das Wohnen gibt, und gerade mit den
Genossenschaften, gerade mit den Unternehmen,
die nicht alle horrende Mieten nehmen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das stimmt!
Wir arbeiten auch gut! — Zuruf von Sabine
Boeddinghaus DIE LINKE)

Die sollen investieren. Ich will lhnen einmal ein
paar Zahlen nennen: 146 Millionen Euro Grund-
steuer mussten die Genossenschaften aufbringen,
nur allein in Hamburg. Eine Genossenschaft mit
5 000 Wohnungen misste ungefahr 1 Million Euro
an Grundsteuer bezahlen und koénnte dieses Geld
nicht in den Neubau, nicht in die Sanierung und
nicht in die Instandhaltung ihrer Hauser investie-
ren.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Deswegen missen Sie jetzt auch einmal sagen,
wie Sie die Genossenschaften an dieser Stelle ent-
lasten wollen. Nur zu sagen, die Genossenschaf-
ten und vielleicht auch die SAGA entlasteten Sie,
aber was ist denn mit den Vermietern, die normale
Mieten nehmen? Das ist doch Augenwischerei. Die
Vermieter, die jetzt schon Uber Gebihr die Mieter
belasten, werden doch durch die Hintertir die
Grundsteuer, die sie dann zahlen miissten, wieder
auf die Miete aufschlagen. Das ist doch dann die
Wahrheit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: So, meine Damen
und Herren, damit sind wir tatsachlich am Ende der
Aktuellen Stunde.

Wir kommen zu den Tagesordnungspunkten 2 bis
7, das sind die Drucksachen 21/14765, 21/14934,
21/14935, 21/16314, 21/16563 und 21/16564:
Wabhlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politi-
sche Bildung

— Drs 21/14765 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion fiir Stadtentwicklung

— Drs 21/14934 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Kultur und Medien
— Drs 21/14935 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Inneres und Sport

— Drs 21/16314 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines ehrenamtlichen Mitglieds der Kom-
mission fiir Bodenordnung

— Drs 21/16563 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration

— Drs 21/16564 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass diese
Wahlen in einem Wahlgang durchgefiihrt werden
kénnen. Alle sechs Stimmzettel liegen lhnen vor.
Sie enthalten bei den Namen jeweils Felder flr Zu-
stimmung, Ablehnung und Enthaltung. Sie durfen
auf jeden Stimmzettel bei jedem Namen ein Kreuz
machen, aber bitte nur eines. Stimmzettel, die den
Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen
lassen oder Zuséatze enthalten, sind ungultig. Auch
unausgefiillte Stimmzettel gelten als ungdiltig.

Bitte nehmen Sie nun lhre Wahlentscheidungen
vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die Schriftfihrung bitten, mit dem Einsam-
meln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? Gibt es
noch nicht abgegebene Stimmzettel? — Das ist
nicht der Fall. Ich schliefe die Wahlhandlung.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Dann vervoll-
stdndigen wir noch den Wahlvorgang, indem wir
erwahnen, dass die Wahlergebnisse nun ermittelt
und vereinbarungsgemal® zu Protokoll nachge-
reicht werden.**

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 51, das ist
die Drucksache 21/16691, ein Antrag der SPD-
und der GRUNEN Fraktion: Fortschreibung des
Agrarpolitischen Konzeptes.

**Wahlergebnis siehe Anlage, Seite 7482f.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14765
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14934
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14935
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16314
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16563
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16564
JaussSa
Schreibmaschinentext
**Wahlergebnis siehe Anlage, Seite 7482f.
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[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Fortschreibung des Agrarpolitischen Konzep-
tes

— Drs 21/16691 —]

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Das wird es.
Herr Kekstadt von der SPD-Fraktion, Sie haben
das Wort.

Gert Kekstadt SPD:* Sehr geehrter Herr Prési-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Nachstes
Jahr endet die Laufzeit des Agrarpolitischen Kon-
zeptes 2020 vom 15. April 2014. Rechtzeitig zur
nachsten Legislaturperiode bittet Rot-Griin den Se-
nat, seine Vorstellungen flr eine moderne Agrar-
wirtschaft in einem Agrarpolitischen Konzept 2025
der Birgerschaft darzulegen.

Bereits im bestehenden Koalitionsvertrag hat Rot-
Grin auf Basis des Agrarpolitischen Konzeptes
2020 den Wirtschaftsfaktor Agrarwirtschaft mit sei-
nen rund 3 700 Arbeitsplatzen anerkannt und sich
zum Fortbestand der Landwirtschaft im Stadtstaat
Hamburg und insbesondere zur Férderung der
Okologischen Landwirtschaft bekannt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wie in der Drucksache beschrieben, wurde mit
dem Agrarpolitischen Konzept eine Vielzahl von
anspruchsvollen Zielsetzungen formuliert, um die
Agrarwirtschaft in Hamburg auf die Anforderungen
von morgen einzustellen. In der jetzigen Legislatur-
periode ist das Agrarpolitische Konzept kontinuier-
lich erweitert worden, beispielhaft seien genannt
Beitritt zum Netzwerk der Bio-Stadte, Oko-Aktions-
plan, Schutz der ©kologischen Qualitat landwirt-
schaftlicher Flachen. Orientiert am Anspruch der
Verbraucherinnen und Verbraucher an frische und
gesunde regionale Produkte sind mit dem Agrarpo-
litischen Konzept 2020 systematisch Absatzstrate-
gien zur Foérderung der Agrarwirtschaft aufgezeigt
worden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das Stichwort heif3t hierbei: Aus der Region fir die
Region oder auch Vierlander Frische.

Gleichzeitig sind die Konsequenzen des Klimawan-
dels in die angewandte Forschung und Beratung
speziell fur den integrierten und biologischen Pflan-
zenschutz eingeflossen. Dazu wurde neben der In-
tensivierung der Agrarforschung im Kompetenz-
und Beratungszentrum am Brennerhof bezie-
hungsweise an der Obstbauversuchsanstalt Jork
arbeitsteilig auch die Vernetzung mit anderen For-
schungseinrichtungen in Norddeutschland ange-
strebt. Erwahnt sei hier das Forschungsprojekt der
Hochschule Osnabriick zur optimierten Kulturfih-
rung und gleichzeitigen ldentifizierung von Ener-
giesparpotenzialen und einer damit verbundenen

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit im Unterglas-
bau.

Meine Damen und Herren! Mit der vorliegenden
Drucksache ersuchen wir den Senat, die Blrger-
schaft Gber die Ergebnisse und Umsetzungserfolge
des Agrarpolitischen Konzeptes 2020 zu unterrich-
ten. Zudem moge der Senat der Burgerschaft mit
der Fortschreibung des Agrarpolitischen Konzep-
tes 2025 seine kunftige Zielvorstellung fur eine
wettbewerbsfahige und umweltfreundliche Agrar-
wirtschaft darlegen. Mit Blick auf die derzeit erfolg-
reiche Agrarforderpolitik ist nach 2020 eine be-
darfsgerechte Fortschreibung der Forderung nur
mit europaischen Finanzmitteln aus der zweiten
Saule, den sogenannten ELER-Mitteln, zusammen
mit Fordergeldern fir MalRnahmen des Kiisten-
schutzes im landlichen Raum moglich. In diesem
Rahmen soll auch der noch bis 2021 geltende
Oko-Aktionsplan ambitioniert fortgeschrieben wer-
den. Der Senat hat dabei Sorge zu tragen, dass
die bestehenden Agrarflachen als Basis fiir eine
nachhaltige landwirtschaftliche Bodennutzung in
Hamburg grundsatzlich erhalten bleiben. Die Fla-
chenkonkurrenzen in einer stetig wachsenden Me-
tropole sind bekannt und mussen geldst werden. In
den konzeptionellen Uberlegungen des Senats
dirfen gesellschaftlich erwlinschte positive Beitra-
ge der Agrarwirtschaft zu Tierwohl und Natur-
schutz selbstverstandlich nicht fehlen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und zu guter Letzt mdchte ich noch insbesondere
an unsere Stadtplaner und Bezirksamter appellie-
ren: Nehmen wir uns Sudfrankreich oder auch
Spanien zum Vorbild und lassen Sie uns das enor-
me Potenzial Hamburgs zur Absatzférderung fur
frische und gesunde Agrarprodukte aus der Regi-
on durch den Bau zentraler Marktplatze oder gar
Markthallen als neue Agrarerlebniszonen nutzen. —
Ich danke fir die Aufmerksamkeit und bitte um Zu-
stimmung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Kekstadt. — Es erhalt das Wort Herr Ovens
von der CDU-Fraktion.

Carsten Ovens CDU: Herr Vorsitzender, meine
Damen und Herren! Es ist grundsatzlich sehr er-
freulich, dass wir die erste Debatte des heutigen
Tages in der Birgerschaft mit der Agrarpolitik be-
streiten. Das kommt ja nicht allzu oft vor, gerade in
einem Stadtstaat, und wenn ich mir die Inhalte Ih-
rer agrarpolitischen Arbeit der letzten vier Jahre
anschaue, dann kommt es auch in lhrer Politik lei-
der nicht ganz so doll vor. Und das ist argerlich.
Denn wenn man schaut, dass tatsachlich knapp
ein Funftel der Flache der Freien und Hansestadt
Hamburg landwirtschaftlich genutzt wird, dann
kénnte das Gesamtthema Landwirtschaftspolitik
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hier bei uns im Hause ruhig das eine oder andere
Mal einen héheren Stellenwert einnehmen.

(Beifall bei der CDU und bei Andrea Oel-
schildger AfD)

Aber der Antrag, der heute von SPD und GRUNEN
vorliegt, ist per se schon interessant. Wenn man
einmal guckt: Da wird jetzt also der rot-grine Se-
nat von den Regierungsfraktionen aufgefordert, er
moge doch bitte einmal den Zwischenstand seines
Agrarpolitischen Konzeptes 2020 vorstellen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Was ist daran
falsch?)

— Frau Dr. Schaal, ich kann lhnen sagen, was ich
daran interessant finde. Ich finde interessant, dass
die Regierungsfraktionen hier offenbar entweder
reinen PR-Klamauk betreiben — das wére ja nicht
das erste Mal in dieser Legislaturperiode — oder
aber ein Kommunikationsproblem mit ihrem eige-
nen Senat haben, wenn sie ihn beauftragen mis-
sen, vorzustellen, was er denn eigentlich inhaltlich
tut. Das ist wirklich keine gute Arbeit hier.

(Beifall bei der CDU)

Aber wir helfen Ihnen gern, so ist es nicht. Wir wer-
den Ihrem Papier zustimmen, Frau Dr. Schaal, da-
mit Sie heute Abend glicklich ins Bett gehen kon-
nen.

Ein zweiter Punkt, der mich allerdings an Ihrem
Papier ein bisschen irritiert: Sie schreiben in lhrem
Antrag, wenn Sie sich das einmal in Ruhe durchle-
sen, dass Sie eine Zielvorstellung zur Fortschrei-
bung in einem eigenen Agrarpolitischen Konzept
2025 mochten. Das ist per se auch eine interes-
sante Sache, nur haben wir ja noch nicht einmal
vorgestellt bekommen, was denn das Agrarpoliti-
sche Konzept 2020 tatsachlich erreicht hat, was
denn die Ziele sind. Wir konnten diese Ziele noch
nicht analysieren, noch nicht debattieren, noch
nicht evaluieren. Und Sie kommen schon mit der
Forderung nach einem neuen agrarpolitischen
Konzept, das uns bis ins Jahr 2025 begleiten soll.
Was ist das denn eigentlich fiir eine substanzlose
Politik?

(Beifall bei der CDU)

Aber Sie versuchen gleichzeitig, lhren Antrag dann
doch noch ein bisschen in eine andere Richtung zu
lenken, nachdem Sie erst gefordert haben, ein
neues Papier bis 2025 fortzuschreiben. Fortschrei-
bung heift fir mich immer, dass ich das, was ich
bisher gemacht habe, fortsetzen will mit kleineren
Modifikationen. Aber Sie warten nicht darauf, dass
der Senat Ihnen jetzt im Detail vorlegt, was sinnvoll
ware auf Grundlage der bisherigen Erkenntnisse,
sondern Sie geben gleich in sieben Unterpunkten
bekannt, was der Senat zu andern hat. Auch das
wieder ein interessantes Vorgehen. Offenbar geht
es lhnen also weniger um Ergebnisse und Erfolge,
sondern es geht |lhnen um eine moglichst lange

Aktivitaten-Bilanz. Macht sich ja auch gut im Wahl-
kampf, wenn man erzahlen kann, was man alles
Tolles angeschoben hat; Ergebnisse sind zweitran-
gig bei dieser Politik.

(Beifall bei der CDU)

Man kann das ganz gut Uberschreiben: Ein
bisschen Bio schadet nie. Das ist so ungefahr das
Fazit lhrer Politik. Hamburg ist jetzt Bio-Stadt. Na
gut. Was wir davon wirklich haben, ob wir uns des-
wegen besser flihlen, geslinder leben oder die
Stadt irgendwie besser dasteht, das schreiben Sie
leider nirgendwo in lhrem Antrag. Das haben wir
auch bisher von keinem Senatsvertreter gehort.
Ganz ehrlich: Dieser Bio-Aktionsplan 2020, Frau
Dr. Schaal, ist doch kein Meilenstein, das ist maxi-
mal ein Kieselstein in lhrer Politik. Aber Sie bleiben
dabei. Das ist ja auch in Ordnung.

Ich hatte mir persdnlich ein paar andere Akzente
gewlnscht und das will ich lhnen gern zum Ab-
schluss noch mitgeben. Wenn wir uns einmal an-
schauen, was tatsachlich sowohl das Verbraucher-
wohl als auch das Tierwohl als auch eine sinnvolle-
re, effizientere Nutzung von bestehenden Ressour-
cen moglich macht, dann ist das das Thema Digi-
talisierung, dann ist das das Thema Innovation.
Schauen wir uns aber lhre sieben Punkte an, dann
findet sich das irgendwo am Rande. Und schauen
wir uns lhr ganzes Agrarpolitisches Konzept 2020
an, dann findet sich auch da das Thema Innovati-
on, das Thema Digitalisierung, das Thema Nut-
zung von modernen Technologien nur irgendwo
am Rande. Aber, meine Damen und Herren, Digi-
talisierung und Innovationsférderung sollten im Mit-
telpunkt unserer Politik stehen

(Dr. Monika Schaal SPD: Macht aber nicht
satt, Herr Ovens!)

und nicht Randerscheinungen sein, Frau
Dr. Schaal. Das missen auch Sie irgendwann ein-
mal anerkennen.

Nehmen Sie sich doch bitte — abschlielend dazu —
einfach einmal ein Beispiel an der Politik des
BMEL. Nehmen Sie sich ein Beispiel an der Politik
der Bundesregierung, an der Sie ja auch ein
bisschen mit beteiligt sind, hier allerdings mal3geb-
lich Julia Klockner als Landwirtschaftsministerin,
oder schauen Sie sich gern auch unser Hamburger
agrarpolitisches Konzept an. Das kénnen wir bei
Gelegenheit auch noch einmal bilateral vertiefen,
Frau Dr. Schaal. Da werden namlich Innovations-
forderung und Technologieférderung gro3geschrie-
ben und das ist eine verniunftige Landwirtschafts-
politik fr eine Stadt wie Hamburg. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Ovens. — Es erhalt das Wort Frau Sparr von
der GRUNEN Fraktion.
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Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Hamburgs Landwirtschaft steht
unter Druck. Wohnungsbau wie jetzt in Oberbill-
werder schmalert die zur Verfugung stehenden
Flachen,

(Dennis Gladiator CDU: Dann lasst das
doch!)

und fur notwendigen Naturausgleich sind bereits
jetzt ungefahr die Halfte der Hamburger Dauer-
grinlandflachen in die extensive Bewirtschaftung
gegangen. Das erfordert ein anderes Verstandnis
von Landwirtschaft als die konventionelle Viehhal-
tung im Stall oder auf der Weide, und das ist fur
manche Landwirte ein Problem, die dann jammern:
Bauer sucht Kuh, mit dem Fernglas am Feldrand.
Aber nichtsdestotrotz geht das in die richtige Rich-
tung, weil wir da eben letzten Endes auch hoch-
wertige Produkte erhalten, die vielleicht dazu flih-
ren, dass wir alle ein bisschen weniger und dafiir
besseres Fleisch konsumieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Meine Damen und Herren! Auch wenn es schwie-
rig ist, Hamburgs Landwirtschaft hat seit Jahrhun-
derten einen festen Platz in der Wirtschaft und der
Gesellschaft in unserer Stadt und dabei soll es
auch bleiben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Schon klar, anders als friher kdbnnen die Hambur-
ger Bauerinnen und Bauern nicht mehr allein die
Stadt versorgen, aber sie liefern immer noch aus
der Region fiir die Region und diese regionalen
Kreislaufe missen wir starken.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir wissen alle, wir miissen unseren 6kologischen
FuRabdruck verringern: weniger Luftschadstoffe,
weniger CO,, weniger Plastik verbrauchen. Das
bedeutet eben nicht, dass alle Lebensmittel mit
dem Lkw quer durch Europa oder mit dem Flug-
zeug um die halbe Welt transportiert werden.

In der Landwirtschaft 1auft ohne Forderung leider
gar nichts. Allerdings sorgt daflir in weiten Teilen
die EU, aber Hamburg ist auch hier nicht untatig
und férdert zum Beispiel die Umstellung auf den
Biolandbau mit eigenen Mitteln. Mit dem Agrarpoli-
tischen Konzept 2020 hat die Wirtschaftsbehotrde
damals einen umfassenden Plan vorgelegt, der die
Chancen und Méglichkeiten der Hamburger Land-
wirtschaft benennt und auch die MaRnahmen, mit
denen die Stadt férdern kann. Aus dem Konzept
wird auch deutlich, dass durch die spezielle Ham-
burger Situation gerade der Biolandbau besonders
attraktive Voraussetzungen findet. Darum hat die
Wirtschaftsbehtrde im zweiten Schritt auch den
Oko-Aktionsplan entwickelt, der diesen Sektor be-
sonders fordern will. Das ist eine insgesamt sinn-
volle Herangehensweise. Deshalb haben wir jetzt
einen Zwischenbericht angefordert, auch, denke

ich, im Sinne der Opposition, die sich dann Uber
den Ausschuss informieren kann; es wundert mich,
dass Herr Ovens das scheinbar gar nicht haben
mdchte.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Meine Damen und Herren! Agrarpolitik ist ja nicht
so ganz immer der Schwerpunkt unserer parla-
mentarischen Arbeit, darum hole ich jetzt ein klein
wenig aus. Die gemeinsame europaische Agrarpo-
litik beruht auf zwei Saulen, wobei die erste Saule
eine fast reine Flachenforderung ist. Wir GRUNE
wirden es begrifien, wenn bei der jetzt anstehen-
den Neuaufstellung in Briissel diese Flachenférde-
rung starker als bisher auch Agrarumweltleistun-
gen belohnen wirde. Das kdnnte gerade unseren
Hamburger Landwirten, die alle keine GrolRagrarier
sind, das Leben deutlich leichter machen. Leider
sieht es danach nicht aus. Nach den bisherigen
Beschlissen der EU-Kommission und des EU-
Agrarausschusses geht es eher dahin, dass die in-
tensive Haltung noch geférdert werden soll, und
die in groBen Teilen unsinnige Exportorientierung
soll auch verstarkt werden.

Es gibt aber noch die zweite Saule, Mittel aus dem
Europaischen Landwirtschaftsfonds fir die Ent-
wicklung des landlichen Raums, kurz ELER ge-
nannt. Diese Mittel werden nicht nach dem Giel3-
kannenprinzip vergeben, sondern fiir konkrete Pro-
jekte, darunter Ressourceneffizienz, Wissenstrans-
fer, Verbesserung von Okosystemen und auch
Hochwasserschutz im landlichen Raum. Die Mittel
aus ELER missen vom Bund, den Landern und
den Kommunen kofinanziert werden. In der jetzt
laufenden Foérderperiode — sie geht noch bis
2020 — hat Hamburg aufgrund des hohen Perso-
nal- und Verwaltungsaufwands darauf verzichtet,
diese Mittel anzufordern, und lieber aus eigenen
Mitteln gefordert. Unsere Idee ist nun, durch die
Kooperation mit einem Nachbarland, wahrschein-
lich Niedersachsen, die Abwicklung so zu vereinfa-
chen, dass Hamburg diese Mittel wieder aus Bris-
sel beantragen kann. Das hatte dann den interes-
santen Nebeneffekt, dass wir fir die Iandlichen Ge-
biete unseres Stadtstaats auch Mittel zum Deich-
bau aus Brussel bekommen kénnen.

Meine Damen und Herren! Hamburg ist ein agrar-
politischer Zwerg, aber einer mit Potenzial, und
das wollen wir nutzen. Dem gilt unser Antrag und
wir freuen uns Uber eine breite Zustimmung. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Sparr. — Es erhalt das Wort Herr Jersch von
der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Als die Drucksache kam,
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habe ich mich gefragt: Wozu eigentlich ein Agrar-
politisches Konzept 20257 Wir sind doch mit dem
alten noch gar nicht fertig.

(Zuruf: Gute Frage!)

Da ist noch so viel an offenen Baustellen; wenn es
eine Stralle ware, dann wirde wahrscheinlich der
Protest quer durch Hamburg hallen. Aber nun gut,
die Bilanz, die jetzt verlangt wird zum bisherigen,
noch gar nicht beendeten Konzept, ist dann natir-
lich pianktlich zum Wahlkampf gefordert, zum
31. Dezember 2019.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Zufall, alles
Zufall!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der Regierungs-
fraktionen, gucken Sie sich einmal an, welche Ter-
mine Sie fir die Berichterstattungen hier Gberall
hineinschreiben; am 31. Dezember 2019 missen
wir alle Container angeliefert bekommen, vermute
ich, damit Ihre Jubelmeldungen zur Biirgerschafts-
wahl rechtzeitig in die Welt gelangen.

(Beifall bei der LINKEN)

Hamburg sei der Standort zahlreicher leistungs-
starker Betriebe, steht im Agrarpolitischen Konzept
— immer weniger leistungsstarker Betriebe, misste
der Satz eigentlich richtig heilten —, und der Senat
bekenne sich zu diesem Wirtschaftszweig. Das ist
Hochstapelei, wenn man die Entwicklung der An-
zahl der Betriebe nimmt und die tendenziell abneh-
mende Flache fiir die Agrarwirtschaft in Hamburg.
Und wenn wir den regionalen Absatz von landwirt-
schaftlichen Produkten beachten, den Bio-Anbau
immer gern in die Uberschriften mit hineingenom-
men, dann muissen wir doch einfach sagen: Wenn
selbst die Behorde fir Umwelt und Energie es
nicht schafft, regionale Produkte in ihrer Kantine
anzubieten, und die Schulkantinen und Kitas es
mit dem Geld, das ihnen zur Verfligung steht, nicht
hinbekommen, wirklich durchgehend bio und regio-
nal anzubieten, dann ist das schlicht und ergrei-
fend ein Lippenbekenntnis auf Kosten der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Sie tatsachlich geschafft haben: Aufgrund der
unzulanglichen Umsetzung des Agrarpolitischen
Konzeptes haben Sie in der laufenden Legislatur-
periode wie in einer guten Hollywood-Produktion
ein paar Spin-offs produziert. Der Oko-Aktionsplan,
die angewandte Forschung in der Agrarwirtschaft
und das Bienenkonzept sind zwischendurch noch
einmal dazugekommen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, es macht das Ganze aber trotzdem nicht
viel besser. Und wenn dann der Senat sagt, dass
er den Glyphosat-Einsatz in der Landwirtschaft fur
vertretbar halte, dann, muss man an dieser Stelle
einmal sagen, fallt er weit hinter gesellschaftliche
Diskussionen zuruck.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber was mich ganz besonders erbost, ist tatsach-
lich, dass hier jetzt das europaische Foérderpro-
gramm ELER wieder nach oben gebracht wird. Als
der Senat 2014 aus der ELER-Férderung ausge-
stiegen ist, und ich muss sagen, zwischen 2014
und 2019 ist es das einzige Bundesland, das auf
die europaischen Mittel verzichtet hat, das ist ein
Hamxit, der hier durchgefiihrt worden ist zulasten
der Landwirtschaft.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass man jetzt wieder zuriick zu ELER kommt, ist
gut. Vielleicht gibt es dann auch wie in Schleswig-
Holstein wieder Schulobst- und Schulmilchpro-
gramme, die man zum Nutzen der regionalen Ab-
satzmarkte brauchen kann. Sechs Jahre ohne
ELER haben uns bestimmt nicht ndher an den Wo-
chenmarkt, daflir aber viel ndher an den Weltmarkt
gebracht. Es musste eigentlich umgekehrt sein.

Bioproduktion zu férdern — und in den meisten Be-
reichen stagniert sie —, bedarf einer ganz anderen
Forderung als das, was hier als Lippenbekenntnis
immer wieder zum Besten gegeben wird. Wir brau-
chen fir die Agrarpolitik einen Plan B mit mehr Re-
gionalitat und einem echten Bekenntnis zur Land-
wirtschaft. Es bringt nichts, jede Biene einzeln zu
zahlen, die in den Bienenstock fliegt, sondern wir
brauchen wirklich handfeste messbare Leistungen
fur die Landwirtschaft. Wir werden diesem Konzept
aber trotzdem zustimmen. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Danke, Herr
Jersch. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Vielen Dank, Herr Prasi-
dent. — Meine Damen und Herren! Wir sind natur-
lich auch dafir, dass das Agrarpolitische Konzept
weiter bearbeitet beziehungsweise die Thematik
weiter im Senat bewegt wird. Nur dieser Antrag ist
irgendwie ... Ich sage einmal so: Man kann dem
zustimmen, aber er ist nicht sehr mit Inhalt gefullt.
Ich interpretiere das so, dass es deutliche Mei-
nungsunterschiede gibt zwischen den GRUNEN
und der SPD in dieser Koalition. Und wenn man
dann dem Senat auftragt, bis zum Ende des Jah-
res einmal Uber die Ergebnisse der letzten flinf
Jahre zu berichten und noch ein Konzept vorzule-
gen, in dem man sieben Unterpunkte berticksich-
tigt haben mdéchte, dann sage ich nur: Es ist ganz
gut, dass einige Zeit ins Land geht, dann wird we-
nigstens in der Landwirtschaft nicht noch mehr
Schaden angerichtet.

(Beifall bei der FDP)

Was die Hamburger Landwirte brauchen, ist Plan-
barkeit, eine langfristige Planbarkeit. Und was sie
noch brauchen, ist weniger Bevormundung durch
Leute, die noch nie in der Landwirtschaft gewesen
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sind und von daher immer nur romantische Vor-
stellungen haben.

(Farid Miiller GRUNE: Von wem reden Sie
eigentlich?)

Es nltzt nichts, in einem Café in St. Georg zu sit-
zen, den Blickwinkel auf die Landwirtschaft zu le-
gen

(Beifall bei der FDP und bei Dr. Jérn Kruse
fraktionslos und Dirk Nockemann AfD)

und sich zu Uberlegen, wie man ein agrarpoliti-
sches Konzept erstellt. Diese Gefahr haben wir
jetzt fir ein paar Monate bereinigt und ich danke
der SPD und dem Senat dafiir, dass das an den
Landwirten vorbeigeht.

(Zurufe: Ohl!)

— Ja. Das ist ein Problem in Hamburg und auch in
anderen Stadten und Stadtstaaten. Das ist ein
Randthema, ein Orchideenthema. Da kann man
sich dann ein paar kleine Orchideen herauszupfen
und sagen: Wir wollen Bio-Obst auf den bezirkli-
chen Markten. Da kann ich nur sagen: Dann mis-
sen Sie einmal zusehen, dass das in den bezirkli-
chen Markten auch so klappt, dass man tagtaglich
dorthin gehen kann und nicht eine Langzeitgeneh-
migung braucht.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie kénnen jeden
Tag auf den Wochenmarkt gehen!)

— Nein, das kann man nicht tberall.

Ich erzahlen Ihnen das jetzt, weil ich fast taglich
auf unserem Markt bin, der au3er sonntags immer
offen hat. Dort kann man dann auch erkennen, wo
die Probleme sind. Ein Problem ist, dass manch ei-
ner sagt, alles solle regional sein, und dann irgend-
jemand fragt, ob die Zitronen auch regional seien.

(Beifall bei der FDP und bei Dirk Nocke-
mann AfD — Heiterkeit)

Das hat damit etwas zu tun, dass man, wenn man
etwas machen und es promoten will, dann auch
richtig Werbung machen und sich tberlegen muss,
wie man diese Werbung macht.

Und dass man in der Umweltbehérde kein Ham-
burger Obst bekommt, na ja, okay. Das ist be-
zeichnend. Man muss so etwas leben und nicht ir-
gendwie nur blumig mit Bio kommen. Man misste
dann auch einmal sagen: Was haben wir in Ham-
burg? Wir haben tollen Obstanbau. Wir haben tol-
len Gemuseanbau. Fragen Sie doch einmal die
Landwirte, was sie flr Probleme haben, statt im-
mer nur dartUber nachzudenken, ein Konzept zu
machen, dem dann hinterher gefalligst zu folgen
ist.

(Zurufe von Anna Gallina GRUNE und Doro-
thee Martin SPD)

Was ich skandalés fand, war die Einlassung von
Frau Sparr, dass man von Europa Gelder fir die
Landwirtschaft einwirbt und sie dann fiir Deichbau
einsetzen will. Was ist das denn? Die Landwirte
bekommen relativ wenig, und wenn wir das Glick
haben, europaische Gelder flir sie zu bekommen,
dann muss das in die Landwirtschaft gehen. Deich-
bau ist etwas anderes. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dr. Duwe. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Senator! Ich kann ein Schaf von einer
Schnucke unterscheiden, eine Kuh melken,
Spargel stechen und ich habe auch schon Schwei-
nestalle ausgemistet.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ich kann auch
Trecker fahren!)

— Kann ich auch.

Was ich allerdings nie tun wirde: mich bei "Bauer
sucht Frau" anmelden. Bei meinen Grof3eltern kam
erst der Spargel, dann das Vieh und erst danach
der Mensch. Bei den familidren bauerlichen Betrie-
ben, egal ob 6ko oder konventionell, ist das bis
heute so. In einigen Bundeslandern sind Agrarbe-
triebe inzwischen industrielle GroRunternehmen, in
Hamburg nicht. Hier sind familiare Strukturen noch
die Regel. Und aus diesen Griinden sind die Ham-
burger Landwirte auch auf Hilfe angewiesen. Ein
neues agrarpolitisches Konzept ist dabei hilfreich.

Oft genug denke ich, der grofdte Feind der Ham-
burger Landwirte ist der Senat mit seinem Woh-
nungsbau. Der Flachenfra® — blicken wir nur nach
Oberbillwerder — tut den Landwirten nicht gut. Das
Bauernsterben — oder besser: das Sterben der H6-
fe — wird in Hamburg weitergehen. Dabei sind re-
gionale Produkte so wichtig. Obst und Gemuse,
aber auch Blumen, Haustierfutter oder Saatgut aus
regionaler Nachbarschaft mit kurzen Transportwe-
gen sind ideal. Gern, Herr Senator, dirfen Sie da-
fir noch mehr werben als bisher. Und gern diirfen
Sie auch Hilfestellung geben fir EU-Mittel aus der
zweiten Saule. Hier stehen Umweltprojekte im Vor-
dergrund wie zum Beispiel BlUhstreifen oder auch
andere sinnvolle, volkswirtschaftlich nitzliche Pro-
jekte. Der heutige Landwirt ist zwar auch Okonom,
aber dennoch ist Hilfe willkommen.

Entwickeln Sie das landwirtschaftliche Konzept
weiter, vergessen Sie dabei aber nicht, dass auch
konventionelle Landwirte viel fir Umwelt und Natur
tun. Denn auch bei ihnen gilt: Erst kommt das Tier
und dann der Mensch. Dies aus wirtschaftlichen
Uberlegungen heraus, aber auch aus ldealismus.
Bitte spielen Sie die Oko-Landwirte nicht gegen die
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konventionellen Bauern aus. Und, Herr Senator,
bitte verteidigen Sie die wenigen landwirtschaftli-
chen Flachen zum Wohle Hamburgs. Mussen wir
die Hamburger Schulkinder erst ins Allgau
schicken, damit die einmal einen Bauernhof von in-
nen sehen? Das ware namlich absolut nicht nach-
haltig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Oelschlager. — Es hat sich als Nachster zu
Wort gemeldet der Herr Senator Westhagemann.

Senator Michael Westhagemann:* Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich neh-
me natirlich jeden Hinweis dankbar auf. Das ist
meine Aufgabe. Aber: Das Agrarpolitische Konzept
2020 aus dem Jahr 2014 ist eine Erfolgsgeschich-
te. Senat und Burgerschaft haben sich zur Agrar-
wirtschaft in Hamburg bekannt und diese auch
konsequent geférdert. Das Konzept ist bis zum En-
de des Jahres 2020 ausgelegt, wird aber weiter in
die Zukunft wirken.

Lassen Sie mich an dieser Stelle kurz einige Punk-
te aufzéhlen. In Hamburg kommt dem Produktions-
gartenbau eine zentrale agrarpolitische Rolle zu.
Deshalb hat meine Behdérde zusammen mit der
Wirtschaft eine Nachhaltigkeitsstrategie zur Star-
kung des Produktionsgartenbaus initiiert, die jetzt
alle Beteiligten erfolgreich umsetzen. Dabei geht
es unter anderem um Produktionsbedingungen
und Absatzmoglichkeiten, aber auch um die star-
kere Wahrnehmung der Branche bei den Verbrau-
chern. Schon heute zeichnet sich ab, dass der
Gartenbau in Hamburg durch den Prozess deutlich
gestarkt wird. Im Jahr 2018 haben wir zudem ein
Konzept fiir angewandte Forschung in der Agrar-
wirtschaft erarbeitet. Wie Sie sich vorstellen kdn-
nen, liegt mir dieser Schwerpunkt auch wirklich am
Herzen, denn ohne Innovationen wird es auch in
der Agrarwirtschaft keine Zukunft geben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb haben wir sehr zligig eine Férderung auf
den Weg gebracht und mit einem Budget von
500 000 Euro ausgestattet. Das Budget ist 2018
auch vollstandig abgerufen worden. Schwerpunkte
liegen im Bereich des nachhaltigen biologischen
Pflanzenschutzes, des urbanen Gartenbaus, der
Digitalisierung — da findet sich dann auch die Digi-
talisierung wieder — und nattrlich auch der Ener-
gieeffizienz.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ein weiterer sehr wichtiger Schwerpunkt ist die
Forderung des o6kologischen Landbaus und die
Ausweitung des o©kologisch bewirtschafteten Fla-
chenanteils. Zur Umsetzung des Okoschwerpunk-
tes wurde im Februar 2017 der Hamburger Okoak-
tionsplan 2020 mit einem Blindel verschiedener

MaRnahmen aufgelegt. Der Beitritt Hamburgs zum
Bio-Stadte-Netzwerk unterstitzt diese Entwicklung
des o6kologischen Landbaus und tragt zur Erhé-
hung des biologisch bewirtschafteten Flachenan-
teils bei.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Glocke)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Westhagemann, darf ich Sie kurz unterbre-
chen? Es gibt eine Wortmeldung von Herrn Ovens.
Lassen Sie die zu?

Senator Michael Westhagemann:* Ja.

Zwischenfrage von Carsten Ovens CDU: Vielen
Dank, Herr Senator, fir Ihre Ausfihrungen. Natir-
lich freut es uns als CDU zu héren, dass zum
agrarpolitischen Konzept zukiinftig doch ein gréRe-
rer Fokus auf Innovationen gelegt werden soll.
Aber erlauben Sie mir eine Frage. Als wir hier vor
einiger Zeit Uber Agrarpolitik diskutiert haben — und
das Ganze auch im Kontext Innovation und For-
schung —, war in der Drucksache lhres Senats
— das war vor lhrer Zeit — von keiner einzigen
Hamburger Universitat, Forschungseinrichtung
oder Hochschule zu lesen, sondern ausschliel3lich
von Forschungseinrichtungen weit aul3erhalb Ham-
burgs. Wollen Sie daran in Zukunft etwas andern?
Werden wir tatsdchlich auch agrarwissenschaftli-
che Innovationen hier in Hamburg haben? Oder
bleibt es nach wie vor ein Kooperationsprodukt mit
Hochschulen, die viele Hundert Kilometer auler-
halb liegen?

Senator Michael Westhagemann (fortfahrend):*
Herr Ovens, wenn ich das so beantworten darf: Ich
habe dieses Amt neu Ubernommen und freue mich
eigentlich darauf. Deswegen habe ich Innovatio-
nen, Digitalisierung und die Zusammenarbeit mit
der Wissenschaft betont und daran werde ich mich
dann am Ende des Tages auch messen lassen
wollen. Und schlie3lich: Wer mehr 6kologische
Produkte produziert, der muss auch an der Stelle
den entsprechenden Absatzmarkt haben. Die Ab-
satzférderung soll dabei primar den Erzeugern aus
Hamburg zugutekommen; da war eben auch schon
die Regionalitat angesprochen worden.

Seit Inkrafttreten der Richtlinie zur Absatzférderung
im Jahr 2016 wurden 18 Projekte mit einem Fi-
nanzvolumen von insgesamt circa 500 000 Euro
gefoérdert. Die Agrarférderung stellt in Hamburg
auch angesichts der besonderen Agrarstruktur ein
wichtiges Handlungsfeld dar. Dabei ist ein Wieder-
einstieg Hamburgs in die EU-Férderung ab der
nachsten Forderperiode 2020/2021 sinnvoll. Da
der Aufbau einer eigenen Administrationsstruktur
mit Zahlstelle fur Hamburg ausscheidet, fihren wir
sehr gute Gesprache Uber eine Kooperation mit
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Niedersachsen. Erfreulicherweise besteht dort
auch die gewiinschte Offenheit zur Kooperation.
Neben der Agrarférderung geht es auch um weite-
re Mdglichkeiten in Absprache mit Niedersachsen.
Ich setze mich daher dafir ein, ein héchstmdgli-
ches Mall an EU-Foérdermitteln fir Hamburg zu
verhandeln. Daher wirdigt der vorliegende Antrag
die Bedeutung des Agrarpolitischen Konzeptes,
benennt auf der anderen Seite auch die Herausfor-
derungen und Handlungsbedarfe und beauftragt
den Senat zur Fortschreibung des Agrarpolitischen
Konzeptes.

An dieser Stelle auch noch einmal, Herr Ovens:
Als Senator der BWVI begriifie ich diesen Antrag
sehr, insbesondere auch die Forderung, die not-
wendigen Agrarflachen zu erhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist in einem Stadtstaat mit begrenzter Flache
angesichts der erheblichen Nutzungskonkurrenten
natdrlich ein wichtiges Signal auch an unsere
Landwirte. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Senator Westhagemann. — Es hat sich dann
noch zu Wort gemeldet Frau Sparr von der GRU-
NEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich wollte nur kurz etwas gera-
derlcken. Herr Duge hat sich ein bisschen darlber
ausgelassen

(Zuruf: Duwe!)

— Duwe, Entschuldigung —, ist sich in Spekulatio-
nen ergangen, wer nun im Bereich Agrarwirtschaft
wovon besonders viel Ahnung hat. Ich weil3 nicht,
ob er vielleicht schon einmal auf einem Trecker ge-
sessen hat; kann sein. Nichtsdestotrotz ist es viel-
leicht gut, sich auch einmal mit den einschlagigen
EU-Regularien genauer zu befassen. Denn dieses
Thema Deichbau ist absolut ein Thema der Forde-
rung durch die zweite Saule, weil gerade im landli-
chen Raum die Deiche auch dazu da sind, die
Agrarflachen zu schutzen. Das sollte eigentlich ein-
leuchtend sein; es wundert mich, dass lhnen das
so fremd vorkommt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der zweite Punkt zum Thema ELER. Herr Hack-
busch hat sich da ein bisschen ereifert.

(Dennis Gladiator CDU: Das war Herr
Jersch!)

Es ist nicht so, dass da in der letzten Forderperi-
ode keine Gelder geflossen sind, sondern Ham-
burg war der Ansicht, dass es aus der eigenen
Kasse besser gehen kann, weil man dann die Ver-
waltungskosten nicht hat. Inzwischen wird das an-

ders gesehen. Es gibt sicherlich auch gute Griinde
dafir und ich denke, dass wir das noch starken
kdénnen. So weit. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Sparr. — Gibt es weitere Wortmeldungen? —
Das sehe ich nicht. Dann kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer sich nun dem gemeinsamen Antrag der SPD
und der GRUNEN aus Drucksache 21/16691 an-
schliefen mdchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann ist die-
ser Antrag einstimmig angenommen worden.

Und wir sind beim Tagesordnungspunkt 49, das ist
die Drucksache 21/16689, Antrag der Fraktionen
der SPD und der GRUNEN: Verbraucherschutz bei
Vertragsabschlissen starken — Mehr Transparenz
bei automatischen Bonitatsprifungen durch Sco-
ring-Algorithmen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Verbraucherschutz bei Vertragsabschliissen
starken — Mehr Transparenz bei automatischen
Bonitétspriifungen durch Scoring-Algorithmen
— Drs 21/16689 —]

Wer moéchte dazu das Wort begehren? — Herr
Schmidt von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Hansjorg Schmidt SPD: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir reden Uber
ein Thema, das viele sensible Lebensbereiche be-
trifft, sei es, wenn man einen Kredit oder einen
Vertrag abschlieRen oder auch nur irgendetwas
zum Beispiel im Internet bestellen mochte. Klar, Ri-
sikobewertung ist sinnvoll. Sie schitzt die Handler,
die Kreditinstitute und auch die ehrlichen Kunden,
denn wenn viele Betriiger unterwegs sind, dann ist
am Ende der Ehrliche der Dumme, weil er den
Schaden mitbezahlen muss. Insofern ist das
grundsatzlich naturlich eine sinnvolle Geschichte.

Wir reden aber mittlerweile sehr stark Uber auto-
matisierte, durch Algorithmen getriebene Verfahren
und dieses Scoring hat dann auch seine Schatten-
seite. Stellen Sie sich vor, Sie haben die falsche
Postleitzahl, die vielleicht mit 22 anfangt und nicht
mit 20 oder mit 21. Stellen Sie sich vor, Sie heilten
Kevin mit Vorname oder Ahmad mit Nachname
oder lhr Alter ist falsch, so wie bei mir, dann kann
es schon einmal sein, dass Sie einen negativen
Wert bekommen. Dann kann es sein, dass Sie
zum Beispiel nur noch per Nachnahme bestellen
dirfen, gar nicht bestellen dirfen oder den Kredit,
den Sie bitter nétig haben, nicht bekommen, ob-
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wohl Sie sich vorher noch nie irgendetwas haben
zuschulden kommen lassen. Das ist ein Thema,
das seit Jahren in der Diskussion ist. Und seit Jah-
ren wird immer wieder versucht, dort mehr Klarheit,
mehr Transparenz und mehr Spielregeln reinzube-
kommen, und gleichzeitig erleben wir aber auch,
dass seit Jahren diese Algorithmen immer komple-
xer werden. Kunstliche Intelligenz und Machine
Learning sind dort mittlerweile gang und gabe und
fihren dazu, dass neue Komponenten in die Be-
wertung des Scorings hineinkommen. Gerade Ma-
chine Learning mit den falschen Daten kann mas-
sive Probleme mit sich bringen. Es gibt zum Bei-
spiel automatisierte Bewerbungsverfahren, in die
die Bewerber, zum Beispiel gerade im technischen
Bereich, in den letzten Jahren eingeflossen sind.
Und wenn dort die falschen Daten als Grundlage
des Machine Learning stehen, werden zum Bei-
spiel sehr haufig Frauen benachteiligt. Diese Dis-
kussion haben wir vorhin auch in der Aktuellen
Stunde gehabt. Wenn der Computer in der Ver-
gangenheit gar keine weiblichen Lebenslaufe gele-
sen hat, dann wird er auch in Zukunft keine weibli-
chen Lebenslaufe in ein Bewerberverfahren hinein-
lassen. Das ist natlrlich ein negativer Ausfluss
vom Scoring, den sicherlich keiner hier im Hause
begrifien kann.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen ist das, was wir hier fordern, ein Stlck
weit Selbstverstandlichkeit. Wir brauchen mehr
Transparenz, und zwar Transparenz im Sinne des-
sen, dass ich als Verbraucherin/Verbraucher ein
Auskunftsrecht bekomme — was zum Teil der Fall
ist, aber nicht Uberall. Und dann muss ich diese
Auskunft natlrlich auch verstehen, und zwar muss
ich diese Auskunft verstehen konnen, ohne ein
Mathematik- oder Wirtschaftsstudium absolviert zu
haben, sondern das muss natrlich in einer so ein-
fachen Sprache sein, dass auch der durchschnitt-
lich begabte Politiker das versteht.

Dann brauchen wir natlrlich auch klare Regeln.
Wir brauchen Regeln, welche Daten Uberhaupt be-
nutzt werden. Was flie3t in die Berechnungen des
Scores ein? Die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher missen auch die Mdéglichkeit haben, zu wis-
sen, wie sie eventuell den Score positiv verandern
kdnnen, sodass sie dann auch Vertrage abschlie-
Ren kdnnen.

Fir viele dieser Sachen setzt dieser Senat sich seit
Langem ein. Es gibt die Verbraucherministerkonfe-
renz, wo der Senat wichtige Initiativen geleistet
hat. Das Verfahren lauft. Wir haben jetzt die Ethik-
kommission auf Bundesebene, die einen Bericht
vorgelegt hat. Vor Kurzem gab es auch ein grol3es
Gutachten von Expertinnen und Experten an die
Justizministerin. All diese Sachen sind also mo-
mentan im Fluss. Wir sind der Meinung, dass es
wichtig ist, Gutes zu tun und auch dariber zu spre-
chen. Weil es eine gesellschaftlich breite und rele-

vante Diskussion ist, fordern wir an dieser Stelle
den Senat auf, dort nicht locker zu lassen, weiter
den Weg zu gehen, den er eingeschlagen hat, und
dann im Sinne der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher zu handeln. Was wir in jedem Fall verhindern
wollen — ich glaube, darin sind wir alle uns auch ei-
nig —, ist so eine Art Superscore, wie er gerade in
China eingefiihrt wird. Das ist natirlich das kom-
plette Gegenteil von einem gesellschaftlichen Bild,
das wir uns in Deutschland und in Europa vorstel-
len. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Schmidt. — Als Nachster erhalt das Wort Herr
Thering von der CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Fir uns als CDU-
Fraktion hatte und hat das Thema Verbraucher-
schutz in den letzten Jahren immer einen sehr ho-
hen Stellenwert in unserer Fraktionsarbeit einge-
nommen. Denken Sie nur an unseren Kampf ge-
gen die Lebensmittelverschwendung — zu gut fir
die Tonne, ist hier das Stichwort — oder an unseren
Kampf flir mehr Lebensmittelkontrolleure in Ham-
burg. Wir wissen selbst, dass die Wirkungsgrade
hier in vielen Bereichen deutlich unter 100 Prozent
sind und dass viele Imbissbetreiber, Kantinenbe-
treiber et cetera noch nie in ihrem Leben einen Le-
bensmittelkontrolleur in Hamburg gesehen haben.
Von daher ist es richtig und wichtig, dass wir alle
uns immer wieder Gedanken dariber machen, wie
wir den Verbraucherschutz in unserer Stadt star-
ken.

(Beifall bei der CDU)

Aber alle unsere guten Ideen in den letzten Jahren
haben Sie abgelehnt. Da haben wir uns nattrlich
gefreut, dass Sie im Bereich Verbraucherschutz
jetzt endlich einmal einen Antrag auf die Tagesord-
nung setzen. Wenn ich mich namlich zurtickerinne-
re, ist es schon ziemlich lange her, dass die SPD-
Fraktion in diesem Bereich einmal etwas gemacht
hat. Wir waren sehr erfreut, als wir gesehen haben,
dass das Ganze jetzt auch noch zur Debatte ange-
meldet wird. Das ist gut. Dann haben wir uns den
Antrag einmal angeguckt und ich méchte kurz dar-
aus zitieren. Darin steht:

"Der Senat wird ersucht, bis zum 31. De-
zember 2019 zu berichten,"

— zu berichten, nicht sich irgendwie dafir einzuset-
zen, sondern lediglich dartber zu berichten —

"wie und mit welchem Erfolg er sich bisher
auf Bundesebene fir ein besseres Aus-
kunftsrecht [...] eingesetzt hat [...]."

So richtig dieses Thema auch ist und so sehr wir
hier auch an lhrer Seite stehen und gemeinsam
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dafir kampfen, dass die Verbraucherrechte ge-
starkt werden, aber in einem Antrag zu fordern,
dass der Senat berichten soll, was er auf Bundes-
ebene gemacht hat, das ist ein schlechter Scherz
und zeigt, welchen Stellenwert der Verbraucher-
schutz fur Sie in dieser Stadt hat, ndmlich gar kei-
nen.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Jérn Kruse
fraktionslos)

Ich habe gesagt, dass das Ansinnen richtig ist. Der
Antrag ist eine glatte Sechs, weil er einfach tber-
flissig ist; da hatten wir im Gesundheitsausschuss
eine Selbstbefassung beantragen koénnen. Des-
halb mdchte ich eigentlich auch gar nicht mehr
Worte hier verlieren. Wir werden lhren Antrag ab-
lehnen, weil er Uberflissig ist. Gern sind wir dabei,
gemeinsam mit lhnen im Gesundheitsausschuss
eine Selbstbefassung zu beantragen; dann konnen
wir uns Uber dieses wichtige Thema unterhalten.
Aber hier solche Schaufensterantrage komischer-
weise direkt vor der Wahl zu stellen, ist wenig
glaubhaft und macht lhre verbraucherschutzpoliti-
sche Kompetenz am Ende des Tages auch nicht
besser. — Vielen Dank fir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU — Zuruf: Zum Thema
hat er jetzt eben nicht geredet, oder? — Ge-
genruf: Zum Antrag!)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Thering. — Als Nachste erhalt das Wort Frau
Blomeke von der GRUNEN Fraktion.

Christiane Blomeke GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Herr Thering, lhre Argu-
mente irritieren mich etwas. Sie stellen sich hier
hin, sagen, Verbraucherschutz werde bei der CDU
grolRgeschrieben, einen wirklich sinnvollen Antrag
hier zum Verbraucherschutz aber lehnen Sie ab.
Das passt nicht zusammen.

(Dennis Thering CDU: Dass der Senat be-
richtet, oder was?)

Das will ich einmal vorwegschicken.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann haben Sie auch irgendetwas in der Vergan-
genheit verschlafen. Sie haben gesagt, die SPD
und die GRUNEN hétten hier lange nichts zum
Thema Verbraucherschutz vorgelegt. Darf ich Sie
erinnern, dass Verbraucherschutz bei den Regie-
rungsfraktionen von SPD und GRUNEN und beim
Senat sehr groldgeschrieben werden?

(Dennis Thering CDU: Wo denn?)

Das hat sich auch in den letzten Haushaltsbe-
schlissen widergespiegelt, als wir immerhin
400 000 Euro fur den Verbraucherschutz in Ham-
burg gegeben haben, 300 000 Euro davon fir die
institutionelle Foérderung und 100 000 Euro fir

quartiersbezogene Forderung. Herr Thering, da
haben Sie etwas verschlafen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Mit dieser Unterstitzung kann der Verbraucher-
schutz in Hamburg die Arbeit leisten, die fir jede
Einzelne und jeden Einzelnen von uns so wichtig
ist. Vielleicht haben Sie gerade in der letzten Zeit
auch die Schlagzeilen in der Presse verfolgt, als
Unternehmen wie Vodafone und Kabel Deutsch-
land etlichen Verbraucherinnen und Verbrauchern
Rechnungen ausgestellt haben fir Leistungen, die
sie gar nicht haben wollten. Genau das sind zum
Beispiel Themenbereiche, wo die Verbraucherzen-
trale aktiv vorgeht, um das zum Schutze der Ver-
braucherinnen und Verbraucher aufzudecken und
Einhalt zu gewahren.

Der Verbraucherschutz umfasst nahezu alle Le-
bensbereiche, die wir uns vorstellen kénnen. Bei
Renten, Bauen, Finanzen, Versicherungen und
vielem mehr hilft der Verbraucherschutz jedem
Einzelnen hier in Hamburg. Und genau mit diesem
vorliegenden Antrag, Herr Thering, decken wir jetzt
noch einen weiteren Bereich zum Schutz von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern ab, der erst be-
ginnt, im Fokus der Politik zu stehen. Denn ohne
das Wissen werden Verbraucherinnen und Ver-
braucher einer Bonitatsprifung unterzogen. Das
betrifft in der Tat, Herr Schmidt hat es gesagt, so-
wohl Vertragsabschlisse als auch insbesondere
Onlinekaufe, die recht viele, denke ich, auch bei
uns tatigen. Bestes Beispiel ist die Schufa-Aus-
kunft — kennt sicherlich jeder hier. Das automati-
sche Scoring-Verfahren bedient sich hierbei auch
an Daten, die auf den ersten Blick gar nichts mit
der Zahlungsfahigkeit zu tun haben, zum Beispiel
der Wohnort. Da muss man sich fragen, ob es
dann eine Rolle spielt, dass Menschen, die in Blan-
kenese leben, eine Zahlungsfahigkeit bescheinigt
bekommen und Menschen, die zum Beispiel in Bill-
stedt wohnen, keine Zahlungsfahigkeit erhalten.
Das ist hier ein vollig intransparentes Verfahren.
Gerade bei Onlineeinkaufen bleibt die Auswahl der
Daten, mit der unser aller Bonitat Uberprift wird,
wie eine Blackbox. Das wollen wir mit unserem An-
trag jetzt andern.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Zukinftig soll jede Birgerin, jeder Birger das
Recht haben zu erfahren, welche wesentlichen
Merkmale in die Berechnung der eigenen Bonitat
eingeflossen sind und wie diese gewichtet werden.
Ich kann, Herr Thering, beim besten Willen nicht
verstehen, dass Sie diesen Antrag ablehnen, Sie,
der sich hier hinstellt und sagt: Wir, CDU, stellen
hier Verbraucherschutz ganz grol} dar.

(Dennis Thering CDU: Was ist denn der In-
halt des Antrags?)
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— Das habe ich Ihnen doch gerade erklart, was der
Inhalt des Antrags ist, nadmlich dass jede Birgerin
und jeder Burger das Recht haben soll

(Dennis Thering CDU: Ja, aber darum geht
es doch gar nicht!)

— genau darum geht es —, zu gucken, welche Krite-
rien und welche Gewichtung diese Merkmale ha-
ben. Vielleicht sollten Sie den Antrag noch einmal
nehmen und genau nachlesen.

Dieser Antrag ist also ein erheblicher Beitrag fir
mehr Transparenz, fordert in der Tat aber auch, das
ist der Petitumspunkt 2, eine gesetzliche Klarstel-
lung, welche Daten zur Berechnung eines Score-
wertes herangezogen werden dirfen. Im Sinne
von Verbraucherinnen und Verbrauchern kann die-
sem Antrag nur zugestimmt werden. Ich wiirde mir
wiinschen, dass auch die Oppositionspartei das
unterstitzt flir einen guten Verbraucherschutz in
Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Blémeke. — Wir horen als Nachsten Herrn
Jersch von der Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Um den Kollegen Schmidt
zu zitieren, tue Gutes und sprich — der Satz geht
dann so — vor der Wahl darUber. So wére der Satz
richtig gewesen. Wieder der 31. Dezember, wieder
Januar 2020 und merkwdirdigerweise auch nur,
wenn man sich den Auftrag der Datenethikkommis-
sion anguckt, mit einem kleinen Ausschnitt dessen,
was da wirklich im Auftragskatalog drinsteht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Macht der Al-
gorithmen, die sich immer weiter verbreiten ... Das
sind nicht nur welche, die Verbraucherinnen und
Verbraucher betreffen. Sie betreffen auch Bewer-
berinnen und Bewerber, sie betreffen Beschaftigte,
sie betreffen Patientinnen und Patienten. Und falls
es irgendwann noch einmal eine kinstliche Intelli-
genz geben sollte — obwohl sie hier immer herbei-
geredet wird, sehe ich sie noch nicht —,

(Dorothee Martin SPD: Es gibt sie doch
schon langst!)

ware auch diese als Basis dafiir tauglich. Sie ha-
ben das Potenzial zur Existenzgefahrdung und
deswegen bediirfen sie eines besonderen Blickes.

Insofern ist es natiirlich richtig: Algorithmen werden
von Menschen erstellt, sie sind ein Abbild von Ein-
schatzungen, von Vorurteilen, sie sind zu einem
bestimmten Zeitpunkt unter bestimmten Rahmen-
bedingungen erstellt worden. Deswegen gilt es in
der Tat einen kritischen Blick auf das zu werfen,
was an Daten, an Regeln dahinterliegt. Das heif3t
aber auch, dass wir wesentlich groReren Streich
brauchen als das, was hier im Antrag drinsteht. Die

Datenbasis ist zu spezifizieren, die Rahmenbedin-
gungen sind zu spezifizieren, die sich andern kon-
nen und die Daten entsprechend verandern, der
Algorithmus ist offenzulegen und der Algorithmus
gehdrt, und das ist eigentlich essenziell, regelma-
Rig in einen TUV eingespeist, um zu priifen, ob er
Uberhaupt noch zutreffend ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ware etwas, was wirklich nachhaltig wirkt und
Verbrauchersicherheit genauso wie Sicherheit fir
Bewerberinnen und Bewerber und Beschaftigte
und andere bringen wirde. Denn Algorithmen ha-
ben das Potenzial zur Diskriminierung. Sie kénnen
Gesellschaften destabilisieren, wenn man zum Bei-
spiel den Handel an der Wertpapierbdérse nimmt,
wo Algorithmen in der Tat schon zu einer Destabili-
sierung des Marktes beigetragen haben.

Es ware eigentlich in Ordnung gewesen, dieses
Thema einmal ganzheitlich anzugehen und sich
dann durchaus die eine oder andere kritische Fra-
ge zu stellen und es nicht zu einem Wahlkampfthe-
ma zu machen.

Nichtsdestotrotz sagen wir im Gegensatz zur CDU
— es steht ja nichts Falsches in diesem Antrag —,
dass wir ihm zustimmen, obwohl er flr eine LO-
sung des Problems véllig unzulanglich ist. Aber da
setzen wir dann einmal auf die Datenethikkommis-
sion und die verschiedenen anderen Fachleute,
die einen wesentlich umfangreicheren Auftrag ha-
ben. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jersch. — Wir horen als Nachste Frau Dutsch-
ke von der FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Die Zukunft ist
digital, das trifft uns natirlich auch im Verbraucher-
schutz und ist natlrlich gerade fur diese Fragestel-
lung auch relevant. Mit Einsetzung der Datenethik-
kommission hat die Bundesregierung sich noch
einmal davor weggeduckt, sich mit den dringenden
anstehenden Zukunftsentscheidungen in diesem
Bereich auseinanderzusetzen. Denn die Frage, wie
wir mit kuinstlicher Intelligenz und dem Einsatz von
Algorithmen umgehen wollen, ist bisher unbeant-
wortet. Hierzu zahlen auch die Fragen, inwieweit
algorithmenbasierten Prognose- und Entschei-
dungsprozessen Grenzen gesetzt werden sollen
und ob es Merkmale gibt, die nicht in die Bewer-
tung einflieBen dirfen. Insofern begriRen wir den
Antrag von SPD und GRUNEN, den Senat zu bit-
ten, uns zu informieren, wie und mit welchem Er-
folg er sich bisher auf Bundesebene fir ein besse-
res Auskunftsrecht fir Verbraucher bei Auskunfts-
haien und Scoring-Unternehmen sowie einem
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sachgerechten Umgang mit algorithmenbasierten
Verfahren eingesetzt hat.

Wir Freie Demokraten setzen uns fir ein Aus-
kunftsrecht ein, das Bulrgern das Recht einrdumt,
zu wissen, welche Daten von ihnen bei wem verar-
beitet werden, denn die Hoheit Uber die eigenen
Daten ist ein wichtiges Gut.

(Beifall bei der FDP und bei Hansjérg
Schmidt SPD)

Wir sehen daneben und nicht dagegen das be-
rechtigte Interesse eines Unternehmens, wissen zu
wollen, ob ein Vertragspartner vertrauenswirdig ist
oder nicht. Auskunfteien wie die Schufa bieten
Dienstleistungen wie Bonitatsprifungen an, damit
Unternehmen Einschatzungen Uber zum Beispiel
die Kreditwirdigkeit ihrer Kunden nicht selbst bei
jedem Kunden einzeln vornehmen missen. Uber
Scoring-Verfahren kann man die Vertrauenswir-
digkeit im Geschéaftsverkehr im Rahmen gewisser
Wahrscheinlichkeiten abbilden. Wenn nun die dem
Bewertungsverfahren zugrunde liegenden Algorith-
men aber tatsachlich verodffentlicht werden — und
das ist eine Forderung in der Debatte, die zwar
jetzt hier nicht direkt aufgenommen wurde, aber
die in dem Zusammenhang gestellt wird —, dann
muss man auch sehen, dass das dazu flhren
kann, dass diese Scoring-Werte manipuliert wer-
den. Darin sehen wir eine grof3e Gefahr.

(Beifall bei der FDP)

Genau aus diesem Grund habe ich auch die Frage
an Rot-Griin und an den Senat, was denn dann ei-
gentlich die Auskunftsrechte sind, fiir die sich Rot-
Grin auf Bundesebene einsetzt. Denn diese Fra-
gestellung tangiert jetzt zwar nicht konkret das Be-
richtspetitum, das Sie hier verlangen, aber es ist
doch eine Frage, die in diesem Kontext einfach
einmal beantwortet werden muss.

2014 entschied der Bundesgerichtshof durch eine
Klageabweisung, dass die Berechnungsformeln
zum Geschaftsgeheimnis des Unternehmens ge-
hoéren. Auch das sollten wir bei einer zukinftigen
Befassung mit diesem wichtigen Thema nicht ver-
gessen.

Wir stimmen dem vorliegenden Berichtspetitum zu.
Es schadet nicht, sich einmal darliber zu unterhal-
ten, was denn dann auf Bundesebene tatsachlich
in dem Bereich passiert und was der Senat in dem
Punkt vorantreibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Dutschke. — Es erhalt das Wort Herr Feineis
von der AfD-Fraktion.

Harald Feineis AfD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Digitalisierung kommt nicht, sie
ist schon da, vor allen Dingen im Bereich Bonitats-

prifung mit Scoring, mit Algorithmen, mit all dem,
was dem Endkunden schwerlich zu erklaren ist.
Jeder einzelne Endverbraucher in der Bundesrepu-
blik ist wohl schon einmal mit Scoring und Boni-
tatsprifungen in Verbindung gekommen, ohne ge-
nau zu wissen, wie das Ganze denn funktioniert.
Es gibt eine Untersuchung in der Bevolkerung, die
deutlich macht, dass in diesem Bereich eine Ver-
unsicherung herrscht. Und weiter besteht in der
Bevdlkerung in Bezug auf Daten, Algorithmen, Ge-
schaftsentscheidungsprozesse und deren Zusam-
menspiel ein hoher Aufkldrungs- und Erklarungs-
bedarf. Nur das hat seine Grenzen, wie meine Vor-
rednerin schon gesagt hat. 2014 hat der Bundes-
gerichtshof entschieden, dass die Schufa ihren Al-
gorithmus und das Prinzip nicht zu veréffentlichen
hat, aber dennoch, denke ich, sollten wir da dran-
bleiben. Darum sind wir fir diesen Berichtsantrag,
weil es wichtig ist, zu héren und zu sehen, was ei-
gentlich notwendig ist fir einen Kunden, um einen
Kredit zu bekommen. Denn selbst ein Handyantrag
wird mit Bonitatsprifungen entschieden.

Darum, denke ich, ist es sehr gut, dass die Aus-
kunfteien dartber informieren missen. Der Blrger
hat die Mdglichkeit, wirklich nachzufragen. Aber
die Berechnungsformeln und all das, was in die-
sem Punkt noch relevant ist, kann der Normalbur-
ger wohl kaum verstehen. Darum ist es wichtig, zu
erfahren, was alles in die Berechnung mit hinein-
kommt, ob es der Ort ist, wo ich wohne, die Stra-
Be, in der ich wohne, ob der Familienname in die-
sen ganzen Berechnungsprozess mit hineinflief3t,
ob ich letztendlich einen Kredit bekomme oder mir
ein Haus kaufen kann. Darum unterstitzen wir die-
sen Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepréasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Feineis. — Es hat sich dann zu Wort gemeldet
die Frau Senatorin Prifer-Storcks.

Senatorin Cornelia Priifer-Storcks: Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Was in der guten
alten analogen Welt der Tursteher war, das ist in
der neuen digitalen Verbraucherwelt der Sco-
ring-Algorithmus.

(Vizeprasident Dr. Kurt Duwe Ubernimmt
den Vorsitz.)

In beiden Fallen werden willkirliche Entscheidun-
gen getroffen, Sie wissen nicht, auf welcher Grund-
lage, und im Ergebnis bleibt die Tur zu. Wahrend
man es noch verschmerzen kann, dass man den
Zugang in einen bestimmten Klub nicht bekommt,
kann das in allen anderen Bereichen durchaus
dramatische Auswirkungen haben. Nur gegen Vor-
kasse, keine Ratenzahlung — Sie wundern sich
vielleicht Uber diese Vorgaben bei einem Online-
kauf und wissen gar nicht, dass dies das Ergebnis
der Bewertung lhrer Kreditwirdigkeit in einem Sco-
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ring-Verfahren war, bei dem ein Unternehmer wie
die Schufa die entsprechenden Daten geliefert hat,
die Sie auch nicht kennen.

Und weil das die wenigsten Menschen wissen, die-
se Verfahren nicht durchschauen und auch nicht
wissen, wie sie sich dagegen wehren kdnnen, be-
gruRe ich ausdricklich, dass dieser Antrag entwor-
fen wurde und heute zur Debatte steht. Wir berich-
ten auch gern Uber die Aktivitdten des Senats,
denn wir waren nicht untatig und wollen auch in
Zukunft hier am Ball bleiben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Scoring-Unternehmen wie die Schufa werden von
Banken, von Versicherungen, von Telefon- und
Medienunternehmen, Online-Unternehmen und
vielen anderen in Anspruch genommen. Ziel ist es
nattrlich, das Risiko eines Zahlungsausfalls auf
Kundenseite so genau wie mdglich vorherzusagen
und entsprechende Schlisse zu ziehen. Die Schu-
fa ist nur eines von vielen Unternehmen, aber das
grélte. Dort werden die personlichen Daten von
67 Millionen Menschen gespeichert. Allein das
macht einem eigentlich schon Angst, noch mehr
aber, dass man nicht weil3, was das im Einzelnen
fur Daten sind und wie sie miteinander verknupft
werden. Werden zum Beispiel in die Bewertung
der individuellen Bonitat auch das Geschlecht oder
der Wohnort mit einbezogen? Merkmale, die mit
dem individuellen Zahlungsverhalten in keinerlei
Zusammenhang stehen, nach dem Motto "Blanke-
nese immer kreditwlrdig, Rothenburgsort hohes
Ausfallrisiko".

Sehr schlechte Karten haben Ubrigens Manner un-
ter 25. Die gelten auch als hohes Ausfallrisiko und
haben deshalb grofle Schwierigkeiten, entspre-
chende Abschlisse zu machen. Das halte ich nicht
nur fir problematisch, das ist diskriminierend, denn
Faktoren wie Alter oder Geschlecht sind nicht be-
einflussbar. Sie haben im Einzelfall auch individuell
Uberhaupt nichts mit der Zahlungsmoral oder Zah-
lungsfahigkeit zu tun.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giglii fraktionslos)

Dieser unbegrindeten Benachteiligung, bei der
man fir eine ganze Gruppe haftet, ohne selbst et-
was beeinflussen zu kdnnen, muss ein Riegel vor-
geschoben werden. Deshalb unterstiitze ich die-
sen Antrag nachhaltig.

Der einzelne Burger kann nicht viel tun, wenn er
oder sie Gegenstand eines Scoring-Verfahrens ge-
worden ist. Ein schlichter Hinweis, dass man gera-
de gescort wird, hilft nicht weiter, weil man die In-
halte und die Hintergriinde des laufenden Prozes-
ses Uberhaupt nicht kennt.

Das Recht auf Selbstauskunft — inzwischen heil3t
das Datenkopie — ist wenig praktikabel, denn die
Abfrage bei der Schufa ergibt immer nur einen ak-

tuellen Datenbestand, aber sagt nichts darlber
aus, was denn gemacht wird mit den Daten und
wie denn das Ergebnis der nachsten Bonitatspri-
fung ausfallen wird. Fir ein transparentes, ver-
sténdliches und faires Verfahren spielen gerade
die hinterlegten Gewichtungen der bewerteten
Merkmale und Entscheidungsprozesse eine grofie
Rolle, denn wirklich relevant wird die eingeholte In-
formation erst dann, wenn auch das Zustandekom-
men der Scoring-Ergebnisse verstandlich erlautert
wird. Es muss klar werden, wie die verwendeten
Daten durch die dahinterstehenden Algorithmen im
Einzelnen verknupft und gewichtet werden. Des-
halb bin ich der Auffassung, die Scoring-Unterneh-
men sollten den Verbrauchern diese Informationen
zuganglich machen mussen, also nicht nur den
Datenbestand, sondern auch, was sie mit diesen
Daten anfangen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Gliglii fraktionslos)

Es muss genauso ausgeschlossen werden, dass
sie sich pauschal hinter den Begriff Geschaftsge-
heimnis zurtickziehen kénnen und diese Auskiinfte
damit dann auch verweigern kdénnen. Auskunfts-
rechte missen gestarkt werden. Genau das ist da-
mit gemeint. Erst dann werden auch Verbrauche-
rinnen und Verbraucher in die Lage versetzt, ihrer
individuellen Diskriminierung entgegenzutreten und
sich effektiv gegen falsche Schlisse und undurch-
sichtige Bewertungen zu wehren.

Ich meine dartber hinaus, dass die Aufsichtsbe-
hérden einen umfassenden Einblick in die Vorge-
hensweise dieser Unternehmen erhalten missen,
denn das sind sehr komplexe Verfahren. Nicht je-
der Einzelne hat Lust und Zeit, sich damit zu be-
fassen, deshalb missen die Aufsichtsbehdrden
hier auch eingeschaltet werden. Das fordert aktuell
ebenso der Sachverstandigenrat fiir Verbraucher-
fragen im Bundesministerium fir Justiz und Ver-
braucherschutz. Deshalb glaube ich, dass dort
auch bald etwas in Bewegung kommen wird.

Die Verbraucherschutzminister und -ministerinnen
der Lander, Hamburg naturlich dabei, haben sich
seit Jahren immer wieder fiir bessere Auskunfts-
rechte und starkere Regulierungen beim Scoring
auch fir die Aufsichtsbehdrden eingesetzt. Bei der
kommenden Verbraucherschutzministerkonferenz
im nachsten Monat werde ich den Antrag stellen,
dass durch einen Negativkatalog gesetzlich festge-
legt wird, welche Merkmale nicht zur Bildung von
individuellen Scores herangezogen werden dir-
fen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Nebahat Giigli fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das ist der Fall —,
dann kommen wir zur Abstimmung.
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Wer also dem Antrag der SPD und GRUNEN aus
Drucksache 21/16689 seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser An-
trag angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 52, Antrag
der Fraktionen der SPD und GRUNEN: Verbesse-
rung der OPNV-Anbindung des Hamburger Wes-
tens.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Verbesserung der OPNV-Anbindung des Ham-
burger Westens

— Drs 21/16692 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Verbesserung der OPNV-Anbindung des Ham-
burger Westens

— Drs 21/16785 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/16785 ein
Antrag der Fraktion DIE LINKE vor. Diese Druck-
sache mdchten die Fraktionen der SPD, GRUNEN
und LINKEN an den Verkehrsausschuss Uberwei-
sen.

Ich mdchte darauf hinweisen, dass dieser Tages-
ordnungspunkt von der SPD-Fraktion als Kurzde-
batte angemeldet worden ist, sodass jeder Redne-
rin oder jedem Redner pro Debattenbeitrag jeweils
zwei Minuten Redezeit zur Verfligung stehen.

Wer winscht nun das Wort? — Frau Krischok fur
die SPD-Fraktion hat es fiir zwei Minuten.

Anne Krischok SPD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Hamburg
ist eine attraktive Metropole. Das ist auch der
Grund dafir, dass immer mehr Menschen hierher-
ziehen wollen. Wir bauen viele neue, insbesondere
bezahlbare Wohnungen. Wir investieren massiv in
den Ausbau des offentlichen Personennahver-
kehrs. Ein besonderes Projekt ist die U5 von Bram-
feld bis zum Osdorfer Born. Das geht voran. Aller-
dings gibt es im Hamburger Westen gegenwartig
eine Machbarkeitsstudie. Dort wird geprift, ob es
sinnvoller ist, Osdorf und Lurup mit einer S-Bahn
oder einer U-Bahn anzuschlieen. Bis es aber so
weit ist, haben die Menschen auch ein Anrecht,
aus diesen Stadtteilen mdglichst schnell in die In-
nenstadt zu kommen. Wir von der SPD und den
GRUNEN denken, dass dafiir die Busse das ge-
eignete Transportmittel sind.

Der Senat soll insbesondere drei Punkte prufen.
Erstens: Einrichtung einer zusatzlichen Busverbin-
dung zwischen Othmarschen und Eidelstedt. Zwei-
tens: Bau einer zusatzlichen Haltestelle an der Me-

trobuslinie 3 in Osdorf. Drittens: Wenn er schon
einmal dabei ist, Stabilisierung und Optimierung
des gesamten Busangebots im Hamburger Wes-
ten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

DIE LINKE will dartiber hinaus noch Weiteres. Das
bringt keinen Reisevorteil.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Was?)

Deswegen lehnen wir den Zusatzantrag der LIN-
KEN ab. — Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Thering fur die CDU-Frakti-
on.

Dennis Thering CDU:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Der Hamburger
Westen bleibt bei den Angeboten im 6&ffentlichen
Personennahverkehr das Sorgenkind in unserer
Stadt. Schuld daran — das muss man so offen sa-
gen — ist der aktuelle Senat und sind vor allem
auch die Vorgangersenate, wenn wir uns das ein-
mal genauer anschauen.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN)

— Natdrlich schreien Sie jetzt herum. Das passt |h-
nen alles nicht. Das kann ich auch gut verstehen,
weil Sie jedes Verkehrsprojekt in unserer Stadt se-
henden Auges gegen die Wand fahren. Dazu ge-
hort auch die U5 im Hamburger Westen.

(Beifall bei der CDU — Wolfgang Rose SPD:
Merken Sie noch was?)

Natirlich haben Sie es damals, als die Wohnsied-
lung Osdorfer Born gebaut worden ist, vergessen
oder bewusst keine schienengebundene Anbin-
dung mitgedacht. Das war damals ein grof3er Feh-
ler. Auch ist es ein grofRer Fehler von lhnen gewe-
sen, dass Sie seit den Siebzigerjahren mantraartig
zu jedem Wahlkampf den Menschen im Hambur-
ger Westen immer wieder versprochen haben, ihr
bekommt eine schienengebundene Anbindung.
Das ist jetzt auch schon fast 50 Jahre her. Bis heu-
te ist nichts passiert.

Ein weiterer Fall von versprochen, gebrochen ist
nun einmal die aktuelle U5. Da haben Sie noch
groRRspurig angekiindigt in lhrem Koalitionsvertrag,
von beiden Seiten anzubohren, vom Osten und
vom Westen. Im Hamburger Osten wird das jetzt
passieren. Im Westen wird es nicht passieren.
Auch da haben Sie den Leuten wieder Sand in die
Augen gestreut. Auch hier haben Sie auf ganzer
Linie versagt.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16692
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16785

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 96. Sitzung am 10. April 2019 7441

(Dennis Thering)

So wie es aktuell aussieht, wird die U5 nie im
Hamburger Westen ankommen. Deshalb hat die
CDU-Fraktion in der Bezirksversammlung Ham-
burg-Altona auch schon damals sehr weitsichtig
und mitdenkend ein Mobilitdtskonzept 2015 ins Le-
ben gerufen, in dem mit 13 speziellen Punkten
konkret gesagt worden ist, wie man den Verkehr
im Hamburger Westen verbessern kann. Komi-
scherweise haben Sie das Ganze wieder abge-
lehnt, wie alle Oppositionsantrage. Das ist wirklich
schon tragisch, dass Sie auch hier wieder ziemlich
kopflos durch die Stadt laufen, nicht wissen, wie
der Verkehr im Hamburger Westen irgendwie in
den Griff zu bekommen ist. Das werden die Wahle-
rinnen und Wahler bei den anstehenden Bezirks-
wahlen mit Sicherheit honorieren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der SPD. Nichtsdestotrotz
werden wir lhrem Antrag zustimmen,

(Dr. Monika Schaal SPD: Was meckern Sie
denn? — Heiterkeit bei der SPD und den
GRUNEN)

weil alles, was dazu beitragt, die Busse und Bah-
nen in Hamburg zu verbessern, von uns unterstitzt
wird. Allerdings missen Sie auch endlich bei der
U5 vorankommen. Fangen Sie an, dort anzuboh-
ren, so wie Sie es den Menschen in unserer Stadt
versprochen haben.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Bill fir die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir reden hier Uber den Hamburger
Westen und, wenn wir das noch ein bisschen spe-
zifizieren, konkret von dem Bereich, der im Siden
von der S1 Richtung Blankenese begrenzt wird,
und dem Bereich im Osten, der von der S3 Rich-
tung Pinneberg begrenzt wird. Wir haben in die-
sem Bereich GroRes vor. Die U-Bahn- und die S-
Bahn-Anbindungen wurden genannt. Wir wollen
aber auch, dass jetzt konkret im bestehenden Netz
kontinuierlich Verbesserungen erreicht werden. Wir
haben im gesamten HVV-Netz zum letzten Fahr-
planwechsel schon eine Angebotsoffensive gestar-
tet.

Wir wollen jetzt noch einmal den Westen in den
Blick nehmen, um auch da bewusst noch Busse
neu zu schaffen und bestehende Buslinien zu ver-
starken. Wir haben das bewusst offen formuliert,
weil wir eben dem Senat einen moglichst grof3en
Prafauftrag mitgeben wollten, ihn nicht einengen
wollten auf eine bestimmte Busart.

Deswegen ist im dritten Petitumspunkt klar gesagt,
guckt doch einmal, welche Busse verstarkt oder
neu eingesetzt oder erganzt werden kénnen. Des-
wegen werden wir dem Antrag der LINKEN jetzt
nicht zustimmen, denn wir haben das so impliziert.

Wir werden ihn aber auch nicht ablehnen, sondern
an den Verkehrsausschuss Uberweisen, sodass
wir da wirklich noch einmal in die Details einstei-
gen kénnen und dann sehen kénnen, dass wir zum
nachsten Fahrplanwechsel hier spirbare Verbes-
serungen fur den Hamburger Westen erreichen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Weil ich noch 30 Sekunden habe, vielleicht noch
ein Wort auf einer Ebene darliber. Seit den Siebzi-
gerjahren — und das gehdrt zur Wahrheit dazu —
haben wir oder hat die Politik,

(Dennis Thering CDU: Die SPD!)

hat die Stadt den Menschen vor Ort versprochen,
eine Schnellbahnanbindung zu bauen. Zur Wahr-
heit gehoért aber auch dazu, es waren alle Regie-
rungen seither, die es nicht geschafft haben. Dazu
gehéren die GRUNEN, dazu gehért die SPD. Dazu
gehdrt aber ebenso die FDP. Auch die CDU hat
zehn Jahre lang in Hamburg regiert

(Dennis Thering CDU: Wir haben es auch
nicht versprochen! Das ist der Unterschied!)

und dort keine U-Bahn hingebaut. Jetzt hier Kroko-
dilstranen zu weinen, dass das noch nicht gesche-
hen ist — wir sind so nah dran wie nie zuvor. Wir
planen so detailliert wie nie zuvor. Das sollten Sie
einmal zur Kenntnis nehmen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Was ist denn mit dem
Koalitionsvertrag?)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Sudmann fur die Fraktion
DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Frau Krischok
sprach davon, dass die U5 ein besonderes Projekt
fir den Osdorfer Born und fiir Lurup sei. Ich habe
mir ein bisschen Mihe gemacht. Ich habe namlich
schon einmal ein Werbeplakat entworfen, das Sie
in Lurup und Osdorf gern aufhdngen kdénnen. Es
steht zwar leider noch U4 darauf und es ist leider
fast 45 Jahre alt, aber vielleicht hilft es.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber im Ernst, die Menschen im Osdorfer Born und
in Lurup missen schon ganz schén lange warten,
mussen sich schon ganz schoén lange in Geduld
Uben. Wollen sie mit dem Bus — etwas anderes ha-
ben sie nicht — eine S-Bahn Uberhaupt erreichen,
mussen sie mindestens 16 Minuten erst einmal mit
dem Bus fahren, vielleicht sogar, wenn sie bis zur
HolstenstraRe wollen, 30 Minuten. Ich frage mich,
warum dieser Senat und auch der CDU-Senat
nicht in der Lage waren, wieder etwas anzubieten,
das es friher gab. Es gab den Eilbus 84, der mit
einem einzigen Halt vom Osdorfer Born zum Hoch-
kamp fuhr. Das war eine schnelle Verbindung,
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aber so etwas scheint in Ilhrer Welt nicht vorzukom-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Herr Bill jetzt sagt, wir haben einen Priifauf-
trag gemacht, den haben wir bewusst offengehal-
ten — und Sie versuchen, es so positiv zu beschrei-
ben —,

(Martin Bill GRUNE: Das ist auch positiv!)

dann wirde ich sagen, Sie haben keine Haltung.
Sie sind wie ein Pudding, den man nicht an die
Wand nageln kann. Sie sagen nicht, was Sie ha-
ben wollen. Das ist keine Offenheit. Das ist fur
mich eher Feigheit.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dennis The-
ring CDU)

Die Aktiven, die Borner Runde, die Leute von "Star-
ten: Bahn West!" sagen seit Jahren: Wenn ihr uns
schon keine Bahn liefert, dann brauchen wir einen
Busverkehr, der die Qualitat einer Bahn hat. Das
heifl3t schnell, direkt und zuverlassig. Daflr missen
Sie etwas tun. Das ware ein richtiger Schritt. Das
konnten Sie im Senat auch sagen, es ist doch gar
nicht bése, so etwas zu sagen. Herr Westhage-
mann kann das bestimmt verstehen und wirde
vielleicht versuchen, das umzusetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben Ihnen jetzt einen konkreten Vorschlag
gemacht. Es ist uns egal, ob Sie das Ding Ex-
pressbus, Schnellbus — nein, Schnellbus nicht —,
Eilbus nennen oder Stadtbus, Hauptsache ...

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

— Nein, ist nicht egal, mein lieber Herr Kollege Kru-
se, weil ein Schnellbus nadmlich bei diesem Senat
immer noch einen Zuschlag kostet. Wir wollen
einen zuschlagfreien Bus haben. Das kénnen Sie
gern mit unseren Vorschldagen machen. Ich freue
mich auf lhre Zustimmung.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Aukes fiir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Meine sehr verehrten Damen
und Herren, liebes Prasidium! Wir haben heute
nicht nur diese, sondern noch einige andere Ver-
kehrsdebatten. Ich schreibe einmal lber alle Ver-
kehrsdebatten, die wir heute fuhren: Wer will noch
mal, wer hat noch nicht. Das ist hier auch der Fall.

Hier soll im Grunde genommen ein Gebiet, das seit
40 Jahren vernachlassigt ist, nun angebunden
werden, zumindest mit einer Buslinie. Das selbst
ist richtig, ist notwendig. Auch der Antrag, den Frau
Sudmann hier gerade vehement eingebracht und
verteidigt hat, ist naturlich richtig. Es muss eine di-
rekte, schnelle, sehr, sehr gute Busverbindung zwi-

schen dem Osdorfer Born und der Stadt eingerich-
tet werden. Wir haben das Projekt schon einmal
zwischen Harburg und Bergedorf, das sieht man,
das funktioniert auch sehr gut. Das sind also zwei
Dinge, die richtig sind.

Was an der Sache eben einfach nicht in Ordnung
ist, dass Sie damit jetzt kurz vor den Wahlen um
die Ecke kommen. Wiederum sind es auch die Din-
ge, die wir im Vorwege immer wieder gesagt ha-
ben, Sie fangen eben mit der U5 an der falschen
Seite an. 40 Jahre ist der Osdorfer Born hingehal-
ten worden.

(Kazim Abaci SPD: Das haben wir schon ge-
hort!)

Deshalb ist es im Grunde nur eine halbe Sache. Es
ist eine Krickenkonstruktion. Da wir aber einen
sehr guten Offentlichen Nahverkehr haben wollen,
werden wir diesem Antrag zustimmen, aber auch
darauf achten, dass das nicht die letzte MalRnah-
me ist, um gerade in den Elbvororten den &ffentli-
chen Nahverkehr zu verbessern.

Es gibt da noch die Frage, was wir machen, wenn
wir denn nun den Finf-Minuten-Takt einfihren wol-
len mit der S1. Das ist die zweite Frage. Da haben
Sie sich bisher, wie ich das im Verkehrsausschuss
immer wieder sehe, diskret zurlickgehalten, aber
es kann sein, dass in Wahlkampfzeiten das immer
noch besser ist. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ehlebracht fur die AfD-Frakti-
on.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Gegen den
vorliegenden Antrag und auch gegen den Antrag
der LINKEN gibt es in der Sache nichts zu sagen.
Beiden stimmen wir zu, aber in dem Antragstext
gibt es ein paar Passagen, Uber die ich doch noch
einmal ein paar Worte verlieren méchte.

Erstens: Sie deuten an, dass die Menschen in Os-
dorf und Lurup noch sehr lange auf die Anbindung
an die U-Bahn, an eine schienengebundene Ver-
kehrsverbindung warten mussen. Es ist sicherlich
nicht maflos Ubertrieben, dass das mindestens
noch 15 Jahre sein werden — sehr, sehr optimis-
tisch geschatzt. Wahrscheinlich sind es 20 Jahre.
Sie sollten das dann auch so sagen und nicht ne-
bulés herumeiern. Das gehort zur Ehrlichkeit mit
dazu.

Zweitens: Apropos Ehrlichkeit, Sie sagen, dass
trotz der Erfolge

(Dennis Thering CDU: Erfolge vor allem!
Welche?)
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das Busbeschleunigungsprogramm auf den Lini-
en 2 und 3 in Teilen in der Region als nicht befrie-
digend wahrgenommen wird. Welche Erfolge?
Sind Sie dort auch sechs Minuten schneller gewor-
den wie auf der M5-Linie? Das wére ein messbarer
Erfolg hinsichtlich der Schnelligkeit. Die Erfolge,
die Sie meinen, betreffen vielleicht wiinschenswer-
te Verbesserungen, zum Beispiel im barrierefreien
Einstieg, aber keine echten Erfolge im Sinne lhrer
Feststellung und im Sinne schnellerer Verbindun-
gen oder erhohter Verlasslichkeit durch separate
Busspuren.

Drittens: Das ist jetzt Ehrlichkeit, die zweite. Dass
die drei Deckel Uber die A 7, die wir dort haben, ei-
ne durchweg gute Sache sind, das ist unstrittig
Uber alle Fraktionen hinweg. Dennoch sollte man
diese nicht missbrauchen, um Dinge falsch darzu-
stellen. Sie schreiben:

"Der Bau der Teilabschnitte Stellingen und
Altona des A7-Deckels wird im Hamburger
Westen [...] mittelfristig fur enorme verkehrli-
che Erleichterung sorgen."

Das zeigt leider Ihre begrenzte Sichtweise, wenn
Sie Verkehrsplanung betreiben, die beangstigend
ist, denn Sie betreiben diese nicht ganzheitlich,
sondern ausschlief3lich aus dem Blickwinkel des
Radfahrers. Es wird ndmlich unzahlige neue Fahr-
rad- und Fullverbindungen Uber den Altonaer
Deckel geben, was okay ist, aber gegen 0 Prozent
neue Wege fir den OPNV und gegen 0 Prozent
neue Wege fir den die Wirtschaft tragenden MIV-
Verkehr. — Danke.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. J6rn Kruse
fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Senator Westhagemann.

Senator Michael Westhagemann:* Sehr geehrter
Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren!
Eines mochte ich noch sehr betonen: Die Starkung
des offentlichen Nahverkehrs ist natirlich das vor-
dringliche Ziel im Sinne der Arbeit des Senats. Mit
einer steten Verbesserung des Angebots wollen
wir mehr Menschen vom Umstieg auf den OPNV
Uberzeugen. Ich glaube, das ist auch der wichtige
Beitrag zur Bewaltigung der stetig wachsenden
Mobilitatsbedirfnisse unserer Menschen.

Zur Ehrlichkeit gehért dann auch dazu, dass wir
hier sehr konkret handeln; das haben wir namlich
erst beim Fahrplanwechsel im Dezember des ver-
gangenen Jahres gezeigt mit der Angebotsoffensi-
ve, die wir dort umgesetzt haben. Man muss ein-
fach erst einmal anerkennen, dass wir gerade im
Bereich der Leistungen von S-, U-Bahn-, Metro-,
Stadtbus-Netz erheblich aufgestockt haben. Das
gehdrt doch auch zu einer Ehrlichkeit dazu. Allein
im Busverkehr haben wir Uber 60 Einzelmal3nah-

men umgesetzt und zusatzliche Betriebsleistungen
fir Uber 5 Millionen Euro bereitgestellt. Doch wir
bleiben hier nicht stehen. Das ist auch unser An-
spruch und wir arbeiten an einer nachsten Ange-
botsoffensive beim kommenden Fahrplanwechsel.

Aber lassen Sie mich kurz darauf eingehen. Ich ha-
be zur Kenntnis genommen, dass wir fir unsere
Schnellbahnanbindung insbesondere des Hambur-
ger Siudens —und das nehme ich schon wahr —
signifikante Verbesserungen brauchen. Ich werde
mich daher in Kirze mit hochrangigen Vertretern
der Deutschen Bahn zusammensetzen, um ge-
meinsam nach Lésungen zu suchen, die dann zu
spurbaren Veranderungen fiihren sollen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Nun aber zum eigentlichen Thema zuriick. Ein wei-
terer Schwerpunkt unserer zukiinftigen Angebots-
offensive wird auch der Busverkehr im Westen
der Stadt sein. Gerade die Stadtteile, die noch
nicht ans Schnellbahnnetz angebunden sind, be-
nétigen natirlich leistungsfahige Angebote im Bus-
verkehr, wie zum Beispiel der Osdorfer Born oder
der Bereich Lurup. Zusammen mit dem Hamburger
Verkehrsverbund und den Verkehrsunternehmen
arbeiten wir daran, die Attraktivitdt des Busver-
kehrs deutlich zu steigern.

(Glocke)

Von daher greife ich gern jeden Vorschlag auf und
bedanke mich.

(Beifall bei der SPD und bei den GRUNEN)

Frau Sudmann? Meine Zeit ist abgelaufen, glaube
ich.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Nein, ich glaube nicht. Sie haben doch irgendwie
einen Vertrag. — Erlauben Sie eine Zwischenfrage
oder Nachfrage von Frau Sudmann?

Senator Michael Westhagemann:* Ja, gern.

Zwischenfrage von Heike Sudmann DIE LINKE:*
Vielen Dank, Herr Senator. Nein, Ihre Zeit ist hier
noch nicht abgelaufen. Mich wirde sehr interessie-
ren, weil Sie gerade davon sprachen, das Busan-
gebot auch fir den Osdorfer Born und Lurup zu
verbessern. Ich habe vergessen, eben die Busspur
zu erwahnen. Werden Sie auch dafir sorgen, dass
mittels Busspur die Busse, die jetzt wie der Dreier
immer im Stau stehen, besser vorankommen und
schneller in die Stadt kommen kénnen?

Senator Michael Westhagemann (fortfahrend):*
Ich hoffe, dass ich das verdeutlichen konnte, wir
sehen uns natirlich alle Themenfelder an. Deswe-
gen bin ich fir jeden Hinweis dankbar. Das werde
ich auch mitnehmen.
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(Dennis Thering CDU: Umsetzen sollen Sie
das, nicht mitnehmen!)

Wir werden dann sicherlich im Verkehrsausschuss
wieder die Mdglichkeit haben, uns dariber auszu-
tauschen. Ich wollte damit nur deutlich machen, wir
kénnen an vielen Stellen nur gemeinsam mit allen
Beteiligten zu Lésungen kommen. Das sollte eben
auch mein Hinweis sein. Ich bin immer |6sungsori-
entiert unterwegs. — Vielen Dank fur |hre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn es keine
weiteren Wortmeldungen gibt, dann kommen wir
zur Abstimmung.

Wir beginnen mit dem Antrag der LINKEN aus
Drucksache 21/16785.

Wer zunachst diese Drucksache an den Verkehrs-
ausschuss Uberweisen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist diesem Uberweisungsbegehren
gefolgt.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen der
SPD und GRUNEN aus Drucksache 21/16692.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Mit groRer Mehr-
heit angenommen.

Die Fraktionen der SPD, GRUNEN und LINKEN
mochten diesen Antrag nun nachtraglich an den
Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wer mochte dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
diesem Uberweisungsbegehren gefolgt.

Wir kommen zum Punkt 24, Unterrichtung durch
die Prasidentin. Birgerschaftliches Ersuchen vom
31. Januar 2018: "Dekade des Schnellbahnaus-
baus gestalten — Weitere Haltestelle fir die Linie
U3 an der Fuhlisblittler StralRe priifen”.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen vom 31. Januar
2018: "Dekade des Schnellbahnausbaus gestal-
ten — Weitere Haltestelle fiir die Linie U3 an der
Fuhlsbiittler Strafe priifen” — Drs. 21/11671

— Drs 21/16638 -]

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von der SPD-
Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass wiederum jeder Rednerin oder jedem Redner
pro Debattenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit
zur Verfliigung stehen.

Wer wiinscht das Wort? — Frau Martin fir die SPD-
Fraktion.

Dorothee Martin SPD: Besten Dank, Herr Prasi-
dent. — Meine sehr verehrten Damen und Herren!
Barmbek kann sich freuen, denn der Stadtteil be-
kommt eine neue U-Bahn-Haltestelle.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Durch das vorliegende positive Ergebnis unseres
Prifantrags setzen wir einen weiteren Baustein un-
serer Dekade des Schnellbahnausbaus um. Herr
Aukes, wenn ich noch einmal auf lhre Rede zu-
rickkommen darf, genau darum geht es. Es geht
nicht darum, wer will noch mal, wer hat noch nicht,
sondern es geht darum, den Stadtteilen, in denen
es noch Verbesserungsbedarf gibt, Stlick fur Stick
ein besseres Angebot im OPNV anzubieten. Ge-
nau das passiert jetzt auch in Barmbek.

Sie kennen alle die Debatte, die wir gefiihrt haben,
die sehr intensiv war, zur Streckenfiihrung der U5
mit der Entscheidung der U5 Ost. Eben fiir die
Nordheimstral’e war und ist es sehr wichtig, dass
auch das Zentrum von Barmbek-Nord rund um die
sudliche Fuhlsbittler Strale eine Schnellbahnan-
bindung erhalt. Das war auch ein Beschluss der
Bezirksversammlung Hamburg-Nord, denn die
Fuhlsbittler StraRe ist flir Barmbek eben Lebens-
ader, Nahversorgungszentrum. Zudem gehort
auch Barmbek-Nord zu einem der am dichtesten
besiedelten Stadtteile in ganz Hamburg.

Mit der neu geplanten Haltestelle der U3 zwischen
den Haltestellen Barmbek und Habichtstral3e wer-
den daher viele weitere Zehntausende Menschen
direkt an das Schnellbahnnetz angebunden. Damit
werden Einzelhandel und Nahversorgung im Quar-
tier gestarkt. Wir schaffen ein Angebot, damit die
Menschen vom Auto weg in den OPNV umsteigen,
somit auch den Autoverkehr verringern und die Le-
bensqualitat damit erhéhen kénnen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Haltestellenlésung der U3, die jetzt weiterhin
so geplant wird, ist also fiir uns eine sehr gute Er-
ganzung zur Streckenfihrung der U5 Ost. Wir ha-
ben bereits im Verkehrsausschuss Uber die weite-
ren Planungen gesprochen. Wir sind fest davon
Uberzeugt, dass Barmbek mit der U5 und mit der
weiteren U3-Haltestelle sehr gut fur die Mobilitat
und fir den OPNV der Zukunft aufgestellt ist. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Gamm fir die CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Bevdlkerungsdichte in Barmbek liegt mit weit
Uber 10 000 Einwohnern pro Quadratkilometer
deutlich Uber dem Hamburger Durchschnitt von
rund 2 500 und gehdrt damit zu den am dichtesten
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besiedelten Stadtteilen in Hamburg. Dies fihrt
zwangslaufig zu einer Sogwirkung auf die Infra-
struktur im Stadtteil und somit insbesondere auch
das Angebot und die Kapazitat des OPNV.

Vor diesem Hintergrund ist das Vorhaben einer
neuen Haltestelle fir die U3 in Barmbek grundsatz-
lich zu begrifRen. Die CDU-Fraktion hat sich je-
doch im Januar 2018 enthalten, weil es schon da-
mals keinerlei Aussagen zu Kosten oder zur zeitli-
chen Planung gab. Hat sich dieser Status mittler-
weile verandert? Die Antwort ist Nein. Wir befinden
uns auf demselben geringen Kenntnisstand wie zu
Beginn.

Noch immer gibt es nur wachsweiche und maximal
unkonkrete Aussagen wie etwa, das Projekt sei
voraussichtlich wirtschaftlich darstellbar. Dann wird
vorsichtshalber auch nur von einer Konzeptskizze
gesprochen und Angaben zum Zeitplan gleich
ganz weggelassen. Diese handwerklich mangel-
hafte Herangehensweise von Rot-Griin kennen wir
bereits aus dem U5-Projekt. Ich kann mir ehrlich
nicht vorstellen, dass der Wirtschaftssenator in sei-
ner damaligen Funktion als Manager akzeptiert
hatte, dass es nach Uber einem Jahr der Planung
eines neuen Projekts weder Aussagen zu Kosten
noch Zeit gibt. Da flihle ich mich wieder an den
Ausspruch von Heiner Miller erinnert, der einmal
gesagt hat:

"Optimismus ist nur ein Mangel an Informati-
on."

Genau diesen Mangel flhrt Rot-Griin offensichtlich
wie so haufig absichtlich herbei.

(Beifall bei der CDU)

Das hat mit ordentlichem Regieren nichts zu tun,
sondern ist Ausdruck einer unseridsen Verkehrs-
politik. Hamburg verdient mehr Professionalitat und
Verlasslichkeit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Bill fir die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Wir planen im HVV eine neue U5. Ich
bin mir sicher, diese U5 wird ein Quantensprung in
der Qualitédt des HVV in Hamburg werden. Doch
bis das geschieht, bis wir die gesamte U5 fertig ha-
ben, ist es noch ein Stiick hin.

(Dennis Thering CDU: Nur ein ganz kleines!)

Wir gucken deshalb genau, wo kdnnen wir auch im
bestehenden Netz, sowohl im Busnetz — wir haben
eben dariber gesprochen —, aber ebenso im
bestehenden U- und S-Bahn-Netz Verdichtungen
und Verbesserungen herbeifiihren. Das machen
wir aktuell an der U1 in Oldenfelde. Die Haltestelle
wird dieses Jahr eingeweiht. Wir hoffen, dass die

Deutsche Bahn es endlich hinkriegt, in Ottensen
mit dem Baubeginn zu starten. Wir wollen perspek-
tivisch auch in Fuhlsbittel Uber der Fuhlsbittler
Stralle eine neue Haltestelle auf der U3 einrichten.

Diese neue Haltestelle freut mich besonders, weil
ich in Barmbek aufgewachsen bin. Ich kenne die
Diskussionen, seitdem ich dort Politik mache. Es
ist ein groRer Wunsch in der Bevélkerung, weil
eben die U-Bahn im Grunde direkt Gber das Ziel
hinweg fahrt zur U-Bahn-Station Habichtstrale,
obwohl viele dort eben auf die Fuhlsbdittler Strale,
den Kern von Barmbek, wollen. Deswegen ist es
gut, dass wir jetzt Klarheit haben, wie die U5 fah-
ren soll, dass wir Klarheit haben, dass dort noch
Platz ist fir eine neue Haltestelle und dass auch
die Untersuchungen gezeigt haben, dass diese
Haltestelle technisch und betrieblich machbar ist.

(Beifall bei den GRUNEN)

Und, Herr Gamm, ich frage mich ein bisschen, ob
Sie im Ausschuss dabei waren, weil wir doch ge-
nau diese Fragen dort diskutiert haben. Wir haben
eine Skizze gesehen, wie diese Haltestelle ausse-
hen kdnnte, wo sie positioniert ist. Wir haben auch
genau dartber diskutiert, dass wir sie jetzt aus der
Machbarkeit in die Vorplanung Uberfiihren und
dass wir sie in die entsprechenden Baumalinah-
men eintakten.

(André Trepoll CDU: Und was kostet das?)

Insofern haben wir genau Uber alle diese Punkte
diskutiert und ich habe so ein bisschen das Gefinhl,
Sie versuchen immer noch ein Haar in der Suppe
zu finden. Freuen Sie sich doch einfach einmal,
dass wir vorangehen, den OPNV auszubauen. Das
wollen Sie doch auch. Der OPNYV ist das Riickgrat
der Verkehrswende, sagt Herr Thering immer.
Dann sagen Sie doch einfach einmal: Machen wir
gut, machen wir gemeinsam. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Ich méchte unsere
Besucher auf den Besuchertriblinen daran erin-
nern, dass das Fotografieren hier nicht erlaubt ist.
Also vielleicht einmal eine Stunde lang nicht telefo-
nieren und auch nicht fotografieren. Das bringt
manchmal was, kann ich Ilhnen aus persoénlicher
Erfahrung sagen. — Als Nachste hat Frau Sud-
mann von der Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Solange die Zeit
nicht lauft, fange ich einfach schon einmal an. Ah,
schade.

Noch kurz anschlieRend an das, was Sie am Ende
gesagt haben, Herr Bill: Das klang ja ein bisschen
so, als sei die Opposition hier im Haus nur dafiir da
zu sagen, die Regierung mache alles toll. Das ist
nicht mein Verstandnis von Opposition, sondern
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wir zeigen Ihnen auch, was man besser machen
kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber in diesem Fall fange ich durchaus mit einem
Lob an. Ja, es ist véllig richtig, dass an dieser Stel-
le eine Haltestelle hinkommt. Das hat DIE LINKE
immer begrufdt und gesagt: Wir brauchen den Zu-
gang zur Fuhlsbuttler Strale. Wir brauchen auch
den Zugang fiir die Menschen, die dort im Umfeld
wohnen. Es ist gut, dass man, wenn man aus
Steilshoop kommt — wo es noch keine U-Bahn
gibt —, aus dem Siebener dahin umsteigen kann.
Das ist alles wunderbar.

Was ich aber nicht verstehe, ist, dass wir nicht
mehr Uber die Lage der Haltestelle sprechen oder,
besser gesagt, Uber ihre Erreichbarkeit. Erreich-
barkeit der Haltestelle in dem Sinne: Sie liegt jetzt
auf der einen Seite der Fuhlsbittler Stral’e und im
Verkehrsausschuss im Bezirk Hamburg-Nord wur-
de gesagt, es solle nicht von beiden Seiten einen
Zugang geben, also keinen FuRgangersteg. Das
heil3t, man muss die Fuhlsbiittler Stral3e Uberque-
ren, was zurzeit ein hochproblematischer Akt ist,
weil die Fulligangerampel, die dort vorhanden ist,
relativ kurze Querungsphasen hat. Ich glaube
nicht, dass in Zukunft der Autoverkehr bei Ihrer Po-
litik dort weniger wird, und ich habe nicht gehdrt,
dass Sie gesagt haben: Wir wollen dafir sorgen,
dass die Fuhlsbittler Stral3e eine reine FulRganger-
zone wird. Deswegen sollte hier verniinftig gear-
beitet und von vornherein eingeplant werden, dass
man von beiden Seiten der Fuhlsbittler StralRe oh-
ne eine Extraiberquerung die Bahn erreichen
kann. Denn wir wissen alle, wie oft Leute Stral3en
lebensgefahrlich Uberqueren, weil sie noch eine
Bahn oder einen Bus bekommen wollen. Das soll-
ten wir hier nicht machen. Deswegen: Keine Billig-
Idsung, sondern wenn wir schon den OPNV fér-
dern wollen, dann auch verninftig. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Aukes fir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Die MaRnahme, die heute vor-
gestellt wird, finden wir gut. Wir unterstiitzen sie.
Herr Bill, wir freuen uns auch dariber, dass das
umgesetzt wird.

(Martin Bill GRUNE: Das ist ja schén!)

Allerdings, und das hat Frau Sudmann vollkommen
zu Recht gesagt: Unsere Aufgabe ist es nicht, |h-
nen standig zu sagen, wie schoén Sie das alles ma-
chen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Wenn Sie es
gemacht haben!)

sondern man muss auch einmal sagen, was Sie
vielleicht vergessen oder was Sie nicht gemacht
haben.

Die Idee einer U3-Haltestelle an dieser Position ist
nicht neu. Erfreulich ist aber, dass sie nunmehr
umgesetzt werden soll, und wir hoffen, dass sie
auch maoglichst ziigig umgesetzt wird. Und auch da
hat Frau Sudmann recht, achten Sie bitte bei der
Verkehrswegefihrung im Stationsbereich darauf,
dass keine neuen Konflikte bei der Stralenque-
rung entstehen. All das muss bedacht und auch
umgesetzt werden.

Der einzige Punkt, den ich noch einmal kurz an-
sprechen mdéchte, ist der: Warum debattieren wir
das gerade heute? Ich hatte dazu gerade eben
schon etwas gesagt; es ist sicher dem Bezirks-
wahlkampf geschuldet. An Themen wie zum Bei-
spiel die Verlangerung der U4 nach Wilhelmsburg
und Harburg, die kirzlich ja im Ausschuss von Ih-
nen versenkt worden ist, trauen Sie sich im Augen-
blick nicht heran. Aber auch das ist naturlich ein
Thema, das derzeit sehr wichtig ist. Sie wissen,
was dort in nachster Zukunft ansteht. Deshalb,
denke ich, sollten Sie nicht nur dieses Projekt um-
setzen, sondern auch andere wichtige Projekte,
die Hamburg derzeit hat, in Ihre Uberlegungen mit
einbeziehen und nicht immer nur auf die aktuelle
Situation achten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ehlebracht fiir die AfD-Frakti-
on.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Wir vertrau-
en hier der Expertise der Fachleute, die diesen
Prufauftrag durchgefiihrt haben und zu dem Er-
gebnis gekommen sind, an dieser Stelle eine U-
Bahn-Station zu bauen. Wir stimmen zu. Aber
auch hier noch ein paar Anmerkungen, ohne ein
Haar in der Suppe zu suchen.

In dem Bemihen, den OPNV jetzt attraktiver zu
gestalten, darf man die Prioritdtensetzung, die vor-
handenen Mittel und das Gebot, mit ihnen sinnvoll
umzugehen, nicht aus den Augen verlieren. An-
sonsten kdnnte man am Ziel vorbei- oder dartber
hinausschiel3en, was nicht wiinschenswert ware.
Nehmen wir die vier im Bau oder in Planung be-
findlichen Stationen, die wir gerade haben — Ol-
denfelde, Dannerallee, Stoltenstrale und Fuhls-
bittler Stralle — und legen einmal als Einzugsbiet
einen 600-Meter-Radius darum herum. Dann se-
hen wir: Oldenfelde, eine groRe Licke zwischen
den Stationen Farmsen und Berne, keine Frage.
2,6 Kilometer. Dort wird jetzt mittig eine Station ge-
baut. Aber es leben nur 4 500 Menschen in diesem
Einzugsgebiet. Daflr hat man jetzt 20 Millionen
Euro ausgegeben. Dann die Dannerallee und die
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Stoltenstralle. Hier sind es auch nur rund
7 500 Einwohner pro Einzugsgebiet einer Station
und der Abstand betragt nur 520 beziehungsweise
450 Meter. Das kann man fast schon zu Ful} ge-
hen, das ist keine groRe Herausforderung. Hier
hatte vielleicht auch eine Station gereicht. Und
jetzt steht die Station Fuhlsbittler StraRe an. Da
kann ich keine Deckungsliicke sehen wie bei OI-
denfelde zum Beispiel, sondern da gibt es vier Sta-
tionen — Alte Wéhr, Barmbek, Saarlandstrafe und
HabichtstraRe —, die den Umkreis komplett ab-
decken.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Oi, oi, oi!)

Also, wie eingangs erwahnt: Man kann das unter
dem Gesichtspunkt der Steigerung der Attraktivitat
alles machen, aber man darf nicht den Blick fir die
Prioritdtensetzung verlieren. Und beziglich dieser
Prioritatensetzung mdchte ich eigentlich an den
Senat die Frage stellen oder als Denkanstol3 mit
auf den Weg geben: Ist Prioritat nicht die Gewin-
nung von Neukunden, um Pendlerstrome zu verrin-
gern, also Investitionen in die Verlangerung beste-
hender Linien vorzunehmen, womdglich Uber die
Stadtgrenze hinaus, wie zum Beispiel die von uns
vielfach angemahnte Verlangerung der U4 Rich-
tung Siiden und Norden? — Danke.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. J6rn Kruse
fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun noch einmal Frau Martin fiir die SPD-Fraktion.

Dorothee Martin SPD: Danke sehr, Herr Prasi-
dent. — Ich habe mich noch einmal gemeldet, weil
ich diese Unterstellung langsam wirklich putzig fin-
de, wir wirden hier jetzt nur noch aus dem vollen
Fullhorn Wahlgeschenke verteilen. Vielleicht kann
ich dann auch von der Opposition erwarten, dass
sie ab sofort keine Antrdge mehr stellt, die ich
sonst vielleicht auch als Wahlgeschenke titulieren
konnte. Das ist der eine Punkt.

Und ich méchte nur einmal in Richtung der FDP-
Fraktion etwas Aufklarung betreiben, wie lange
schon Uber eine mdgliche Haltestelle an dieser
Stelle diskutiert wurde. Das gab es namlich schon
2013/2014, wo die generelle Machbarkeit als posi-
tiv bewertet wurde. Nachdem die Entscheidung
dann gegen Hartzloh als Haltestelle gefallen ist,
hat die Bezirksversammlung Hamburg-Nord im Mai
letzten Jahres einen entsprechenden Antrag be-
schlossen, also ein Jahr vor der anstehenden
Wahl. Wir haben uns dieser Forderung ange-
schlossen. HVV und Senat haben geprift. Wir ha-
ben es im Januar im Verkehrsausschuss beraten
und jetzt noch einmal in der Blrgerschaft. Eine gu-
te Sache wird nicht dadurch weniger gut, dass sie
dann kurz vor Wahlen umgesetzt wird. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn es keine
weiteren Wortmeldungen gibt, stelle ich fest, dass
die Burgerschaft von der Drucksache 21/16638
Kenntnis genommen hat.

Nun kommen wir zu Tagesordnungspunkt 45, An-
trag der CDU-Fraktion: Sicher durch die Stadt —
Den toten Winkel durch Nachristung des gesam-
ten stadtischen Lkw-Fuhrparks mit elektronischen
Abbiegeassistenten sowie durch eine Nachris-
tungspramie fir Hamburger Betriebe endlich le-
bendig machen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Sicher durch die Stadt — Den toten Winkel
durch Nachriistung des gesamten stadtischen
Lkw-Fuhrparks mit elektronischen Abbiegeas-
sistenten sowie durch eine Nachriistungspra-
mie fiir Hamburger Betriebe endlich lebendig
machen

— Drs 21/16685 —]

[Antrag der AfD-Fraktion:

Verpflichtender Einbau von Sicherheitssys-
temen zur Reduktion der Risiken des toten
Winkels bei Lkws

— Drs 21/16821 -]

Hierzu liegt lhnen die Drucksache 21/16821, ein
Antrag der AfD-Fraktion, vor.

Die Fraktionen der SPD, GRUNEN und LINKEN
beantragen die Uberweisung des Hauptantrags an
den Verkehrsausschuss, die Fraktionen der FDP
und der AfD moéchten nur den Zusatzantrag an den
Verkehrsausschuss Uberweisen.

Dieser Tagesordnungspunkt ist vonseiten der
CDU-Fraktion auch als Kurzdebatte angemeldet
worden, sodass wiederum eine Redezeit von zwei
Minuten fiir jede Rednerin oder jeden Redner gilt.

Wird das Wort gewilinscht? — Herr Thering fir die
CDU-Fraktion, Sie haben es fir zwei Minuten.

Dennis Thering CDU:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Leider verungliicken
in unserer schdénen Stadt immer noch viel zu viele
Menschen im Hamburger Strallenverkehr, und
deshalb ist es wichtig und richtig, dass wir uns je-
den Tag alle zusammen Gedanken dariber ma-
chen, wie wir den Verkehr auf Hamburgs StralRen
wieder deutlich sicherer machen kdnnen.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir uns die Abbiegeunfalle mit Lkws in Ham-
burg angucken, sehen wir dort einen negativen
Trend. Im vergangenen Jahr ist die Zahl der Abbie-
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geunfalle mit Lkws um 5,4 Prozent auf 315 Unfélle
angestiegen, und dass gerade Abbiegeunfalle mit
Lkws oftmals schlimme Folgen haben kénnen, ge-
rade fUr Fahrradfahrerinnen und Fahrradfahrer, se-
hen wir leider viel zu haufig.

Fir uns als CDU-Fraktion war schon immer klar
und wird auch weiterhin klar sein, dass die Ver-
kehrssicherheit bei allen Malknahmen in der Ver-
kehrspolitik immer an oberster Stelle steht. Wah-
rend der Senat hier jetzt noch ein halbes Jahr pri-
fen mochte, was denn vielleicht der beste Abbiege-
assistent ist, sind andere Stadte dort schon viel,
viel weiter. Wir als CDU-Fraktion sind auch schon
deutlich weiter. Wir mochten mit unserem Antrag
namlich erreichen, dass Sie alle stadtischen Lkws
in Hamburg mit Gber 3,5 Tonnen mit Abbiegeassis-
tenten ausristen, und das nicht erst in einem Jahr
oder in anderthalb Jahren, sondern bis Ende die-
ses Jahres.

(Beifall bei der CDU)

AuRerdem mussen wir jetzt endlich — und da
verstehe ich nicht, warum der Senat sich so
schwertut — eine landeseigene Umrlstungspramie
ins Leben zu rufen. Es kann nicht sein, dass Sie
immer mit dem Finger auf die gemeinsame Bun-
desregierung zeigen oder sagen, in der EU passie-
re so wenig. Nein, Sie sind hier gefragt. Machen
Sie erst einmal lhre Hausaufgaben, damit die
Hamburger Lkws, auch die privatwirtschaftlichen,
deutlich schneller umgerustet werden, damit wir
Hamburg endlich ein Stlick sicherer machen. Hier,
meine Damen und Herren, zahlt jeder Tag. Es ist
keine Zeit zu verlieren.

Von daher: Verlieren Sie auch keine Zeit. Nehmen
Sie unseren Antrag an, dann machen wir Hamburg
ein ganzes Stlick sicherer. — Vielen Dank fiir lhre
Aufmerksamekeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Schumacher fiir die SPD-
Fraktion.

Soren Schumacher SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Freie und Hansestadt ist
bundesweit treibende Kraft fir die Einfihrung von
Abbiegeassistenztechnik fur Nutzfahrzeuge. Seit
Ubernahme des Vorsitzes der Verkehrsminister-
konferenz im Jahr 2017 hat und nutzt Hamburg zu-
dem die Moglichkeit, dieses Ziel noch nachdrickli-
cher zu verfolgen, sowohl auf Bundes- als auf EU-
Ebene.

Ungeachtet der Uberregionalen Bemuhungen wird
in Hamburg derzeit neueste Abbiegeassistenztech-
nik an 18 Fahrzeugen unterschiedlicher Typen von
Behorden, offentlichen Unternehmen und aus der
Privatwirtschaft erprobt. Dem Ende September zu
erwartenden Bericht wird zu entnehmen sein, wel-

che Systeme geeignet sind. Erst dann sind Pla-
nungen zur Nachristung der Flotte Hamburgs
sinnvoll. Jedes andere Verfahren wiirde woméglich
zum Einsatz ungeeigneter Technik und zur Ver-
geudung von Steuergeldern fiihren — aber das ist
der CDU ja egal.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Eine Pramie fir die Nachristung in Hamburg zuge-
lassener privater Nutzfahrzeuge ist ibrigens auch
nicht zielfiihrend. Zum einen sind auf unseren Stra-
Ben nicht nur hier zugelassene Fahrzeuge unter-
wegs — das sind die Lkws,

(Dennis Thering CDU: Aber die kénnen wir
ja schon mal sicherer machen! Da spricht ja
nichts gegen!)

wo nicht HH vorn dransteht, Herr Thering —, so-
dass die Sicherheit von FuRgangern und Fahrrad-
fahrern sich durch diese MalRnahme leider nicht
grundlegend erhéhen wirde. Zum anderen hat der
Bund bereits eine Forderrichtlinie erlassen. Zuwen-
dungsvoraussetzung fiir diese Bundesforderrichtli-
nie ist allerdings, dass keine Férderung durch eine
andere offentliche Stelle erfolgt. Eine Konkurrenz
der Forderung im Bund und einer Forderung auf
Landesebene fir den gleichen Zweck waére also
Unsinn.

(Dennis Thering CDU: Also ist lhnen das
Geld wichtiger als die Sicherheit! — André
Trepoll CDU: Es geht lhnen ums Geld, sa-
gen Sie es doch!)

— Ihnen geht es nicht ums Geld.

(Dennis Thering CDU: Ah ja! Schon verstan-
den!)

Unsinn ist es allerdings nicht, sich um mehr Geld
im Bund zu bemiihen. Da kdénnen Sie helfen. Ham-
burg hat einen entsprechenden Antrag auf der Ver-
kehrsministerkonferenz schon unterstttzt.

Ihren Antrag werden wir trotzdem zum wiederhol-
ten Male an den Verkehrsausschuss Uiberweisen,

(Dennis Thering CDU: Wir geben die Hoff-
nung nicht auf, dass ihr irgendwann auf-
wacht!)

damit wir dann noch intensiv weiter beraten kon-
nen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Bill fur die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Erst einmal ist es richtig, dass wir uns
um diese Problematik des Rechtsabbiegens, des
Abbiegeunfalls kiimmern. In der Tat sind das die
Unfalle, die gravierende Folgen haben, meistens
tédliche Folgen, und deswegen muss es unser ge-
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meinsames Ziel sein, dass diese Unfalle in Zukunft
schlicht nicht mehr stattfinden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Nun ist es aber so, dass wir hier in diesem Haus
das Thema ja nicht das erste Mal aufrufen, son-
dern im Gegenteil schon seit mehreren Jahren dis-
kutieren. Ich finde, es ist ein Thema, bei dem man
sehr gut merkt, wie man als Landesebene, als Lan-
desregierung auch auf Bundesebene Themen an-
stoRen kann. Mein Vorredner hat es eben gesagt:
Hier aus Hamburg haben wir die Themen auf die
Verkehrsministerkonferenz gebracht.

(Dennis Thering CDU: Machen Sie doch erst
mal hier die Hausaufgaben!)

Wir haben bundesweit dafir gesorgt, dass dies
auch in Berlin auf die Tagesordnung kommt. Und
dann kann ich ja auch einmal etwas Positives tber
die Bundesregierung sagen: Das hat dazu geflhrt,
dass die Bundesregierung zurzeit ein Programm
aufgelegt hat zur Forderung von Umriistungen bei
Speditionen und anderen Unternehmen, die Lkws
fihren. Insofern hat es etwas gebracht und es gibt
schon einen Anreiz, die Lkws umzurlsten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wichtig ist bei der ganzen Thematik auch: Es geht,
was die gesetzlichen Vorgaben betrifft, viel zu
langsam, weil wir noch die gesamte EU-Ebene mit
einbeziehen mussen. Da wiirde ich mir wiinschen,
dass das schneller geht, und wir sind bereit, ge-
meinsam mit [hnen auf Bundesebene dafiir zu sor-
gen, dass es schneller geht.

Und was auch ganz wichtig ist: Wir als Stadt Ham-
burg haben natirlich auch eine Verpflichtung, bei
unseren eigenen Lkws dafir zu sorgen, dass es
nicht vorkommt, dass ein stadtischer Lkw irgend-
wann einen Rechtsabbiegeunfall produziert. Ge-
nau deswegen sind wir mit dem Fokus dabei, die
eigene stadtische Flotte umzuristen. Das machen
wir zurzeit. Wir finden es richtig, dieses Thema
auch noch einmal im Verkehrsausschuss aufzuru-
fen, damit wir dort die Erfahrungen diskutieren und
Uberlegen, wie wir mit der stadtischen Flotte voran-
gehen. Deswegen werden wir Ilhren Antrag dann
auch entsprechend zu diesen Beratungen an den
Ausschuss uUberweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Sudmann fiir die Fraktion
DIE LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Es ist bei diesem
Thema immer schwierig, finde ich, zu reden, wenn
man das Gefiihl hat, dass es hier einen kleinen
Wettbewerb gibt, wer der oder die Beste ist. Ich fin-
de, Herr Bill hat es eben schoén beschrieben: Es
darf keinen einzigen weiteren ...

(J6rg Hamann CDU: Das ist Politik, Frau
Kollegin! — André Trepoll CDU: Leistungsge-
rechtigkeit!)

— Bei dem Thema finde ich das echt nicht ange-
messen, einen Spruch zu machen.

(Zurufe von der CDU)

Wir haben so viele Unfalle in Hamburg gehabt, ge-
rade glicklicherweise einmal einen, wo ein Rad-
fahrer nicht zu Tode gekommen ist. Aber es ist ein
echtes Problem. Und wir haben diesen Beschluss,
den Sie jetzt noch einmal beantragen wollen,
schon gefasst. Die stadtischen Lkws werden um-
gerustet.

(Dennis Thering CDU: Ja, aber viel zu spat!
Das siehst du doch genauso, oder nicht?)

Ich glaube, Herr Thering, Sie miissen einmal etwas
weiterdenken. Die Lkw-Abbiegeassistenten, die
noch nicht da sind, sind ein Thema. Wir wissen,
dass es auf der EU-Ebene immer noch hakt. Das
andere Thema ist aber: Wie ist es mit der Ver-
kehrssicherheit Uberhaupt bestellt flir Radfahrerin-
nen und Radfahrer in Hamburg? Wie ist es mit der
Geschwindigkeit? Da sind Sie auf einmal so klein
mit Hut und sagen nicht mehr: Wir missen endlich
einmal Tempo 30 einfliihren. Das ware einmal ein
richtiger Schritt.

(Beifall bei der LINKEN — Dennis Thering
CDU: Nein, ganz genau! Sagen wir auch
nicht!)

— Nein, Sie sagen es nicht. Und Sie sagen auch
nicht, welche Unfalle oft passieren. Schauen Sie
sich das einmal genau an, das bestreiten Sie ja
auch immer. Viele Unfalle passieren, weil die Rad-
fahrerinnen und Radfahrer quasi nicht im Blickfeld
der Menschen in den Pkws oder in den Lkws sind.
Ich garantiere Ihnen — das kénnen Sie tausendmal
bestreiten —: Mit einem vernlnftigen, breiten Rad-
streifen, mit einem gesicherten Radstreifen ist es
wesentlich sicherer

(Dennis Thering CDU: Ja, ach! Bingo!)

— Sie haben gar keine Ahnung von gesicherten
Radstreifen — als das, was wir bisher in Hamburg
haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie haben eben schon etwas gehort zur Férde-
rung, das hat Herr Schumacher schén ausgefinhrt.
Nach meinen Informationen ist das ja — in Anfiih-
rungszeichen — noch viel interessanter. Am 21. Ja-
nuar 2019 hat das Bundesverkehrsministerium
einen Topf mit 5 Millionen Euro zur Férderung von
Abbiegeassistenten aufgelegt.

(Dennis Thering CDU: Tatsachlich?)
— Ja. Das wissen Sie nicht, was?
(Dennis Thering CDU: Natrlich!)
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— Ich merke das schon.

Und wissen Sie was? Am 25. Januar 2019, vier
Tage spater, war dieser Topf komplett aufge-
braucht. Wenn Sie jetzt sagen, dass Sie das for-
dern wollen, dann reden Sie mal mit lhrem Ver-
kehrsminister und fragen, wo das Geld dafiir ist.

(Dennis Thering CDU: Was spricht denn ge-
gen eine landeseigene Fdrderung?)

— Das haben Sie doch gerade gehoért, was dage-
gen spricht.

(Dennis Thering CDU: Ja, was denn? Das
Geld, oder wie?)

In diesem Fall sind Sie derjenige, der versucht,
hier einen billigen Wahlkampf zu machen, und das,
finde ich, geht im Radverkehr Giberhaupt nicht.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Aukes fir die FDP-Fraktion.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Ja, das Thema Abbiegeunfalle
und entsprechende Malinahmen ist ernst und ein
wichtiges Anliegen. Deshalb ist es richtig, dass die
CDU dieses Thema mit ihrem Antrag aufnimmt und
einer Lésung zufihren will. Wir unterstiutzen den
Antrag der CDU und wollen auch, dass in Ham-
burg moglichst schnell alle kommunalen Fahrzeu-
ge umgeristet und mit einem Abbiegeassistenten
versehen werden.

Kritisch sehen wir den Teil, dass grundsatzlich
subventioniert werden soll. Dafir, das ist unsere
Meinung, ist die Form eines Abbiegeassistenten
noch nicht ausreichend untersucht. Es gibt viele
verschiedene Hersteller. Es gibt viele verschiedene
Systeme. Wer soll wie wann subventioniert wer-
den? Das finden wir nicht richtig. Die Tatsache
selbst ist aber richtig. Wir brauchen eine sichere
Situation an Kreuzungen.

Gleichzeitig gehort aber auch hier wiederum als
Wabhrheit dazu: Ein Teil des Problems liegt nattr-
lich in der Art und Weise, wie Sie Fahrradwege
konstruiert haben. Wenn sie einfach nur auf die
Strale gepinselt werden,

(Dennis Thering CDU: Richtig!)

sind sie naturlich auch gefahrlicher als Méglichkei-
ten der Trennung. Sie hatten eben bei der schnel-
len Herstellung von Fahrradwegen auch Uberlegen
sollen, ob sie wirklich sicher und fiir die Menschen
gut benutzbar sind. Hinzu kommt die Frage der
Schulung. Es gibt viele Falle, wo beispielsweise
Fahrradfahrer bei Rot lber die Ampel fahren. Da
ware es sinnvoll, dass die Fahrradfahrer vor die
Autos kommen, wenn sie an die Ampel kommen,
oder die Ampelschaltung verandert wird.

Im Grunde stimmen wir dem Antrag zu. Petitum 2
lehnen wir — leider, Herr Thering — ab. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Ehlebracht flr die AfD-Frakti-
on.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Wir begri-
Ren die Initiative zur Nachristung des gesamten
stadtischen Lkw-Fuhrparks mit dem elektronischen
Abbiegeassistenten und wollen uns hier nicht ein-
mischen, wer von lhnen jetzt der Bessere ist, wer
da prift oder ... Hauptsache, es passiert relativ
zeitnah.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Auch wenn wir es nie erfahren werden, die bean-
tragte Nachristung wiirde vermutlich viele Unfélle
vermeiden. Letztendlich bleibt das aber Spekulati-
on. Jedoch ist es das Wesen solcher MaRnahmen
und dieses Antrags, was immer man an Initiativen
und Einsatz von Technik méglich machen kann,
um die Sicherheit im StralRenverkehr zu erhohen,
auch anzuwenden und sie zu férdern, wo immer es
geht.

Wo wir allerdings nicht spekulieren missen, weil
wir es aus Erfahrung wissen: Automatisierung ver-
ringert das Fehleraufkommen, schlieRt es aber nie
ganzlich aus. Viel komplexere Systeme, von Inge-
nieuren entwickelt, von Hundertschaften von Spe-
zialisten betreut, sind fehleranfallig. Wir erleben
das gerade an einem traurigen Beispiel, der Boe-
ing 737 MAX, wo man vermutet, dass genau das
passiert ist. Heit auch: Besonders komplizierte
und teure Technik bietet nicht zwangslaufig auch
den garantierten allumfassenden Schutz. Im Ge-
genteil, manchmal wiegt sie einen in eine trugeri-
sche Sicherheit und verfuhrt dazu, in Unkonzen-
triertheit zu fallen, nach dem Motto: Die Technik
wird das schon machen, das Piepen wird mich
schon daran erinnern. Manchmal ist namlich weni-
ger einfach mehr.

Daher hat die AfD-Fraktion zu diesem Thema
einen Zusatzantrag gestellt, der lhnen schon be-
kannt vorkommt: eine Prifung der Einfihrung von
verglasten Beifahrertiren an Nutzfahrzeugen oder
einer sogenannten Fresnel-Linse, wie sie in ande-
ren Landern schon eingefiihrt wurde und bewiese-
nermalen dort auch zu Erfolgen fiihrt. Auch diese
MaRnahme, die von lhnen, Herr Schumacher, ja
als grundlegende Maflinahme gefordert wurde, ist
solcher Natur und kénnte ohne komplizierte Tech-
nik Unfalle vermeiden und sogar Leben retten. Im
Sinne meiner Einleitung kdnnen Sie daher hier
gleich nochmals entscheiden, ob Ihnen Ihre Frakti-
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onsdisziplin wichtiger ist oder Menschenleben. —
Danke.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. Jérn Kruse
fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Herr Senator Westhagemann.

Senator Michael Westhagemann:* Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich
mochte kurz noch ein, zwei Punkte erganzen.

Wir haben in der letzten Woche auf der Verkehrs-
ministerkonferenz das Thema Abbiegeassistenten
natirlich auch noch einmal diskutiert, und da,
muss ich wirklich sagen, hat man den von uns auf-
gesetzten Piloten sehr gelobt. Wir haben drei un-
terschiedliche technische Versionen im Einsatz,
zwei davon sind jetzt auch zwischenzeitlich zertifi-
ziert worden. Das heif3t, wir befinden uns auf ei-
nem guten Weg. Ich halte es auch fir richtig, dass
wir im Ansatz diese Systeme erst einmal testen
und dann dazu kommen, dass wir, SO wie wir es
zugesagt haben, unsere Flotten dann auch umris-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Mir war an dieser Stelle wichtig, das noch einmal
zu betonen.

Das Zweite, was eben angesprochen wurde: Der
Fordertopf in Berlin ist tatsachlich leer. Da lagen
einmal 5 Millionen Euro drin.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Aber der Verkehrsminister hat zugesagt, weil die
Nachfrage so groR ist, diesen Topf noch einmal
aufzustocken.

(Gegenruf von Dennis Thering CDU: Das
wusstest du namlich nicht! Siehst du!)

Ich finde, damit sind wir in Hamburg auf einem gu-
ten Weg, denn bei uns geht Sicherheit tatsachlich
vor. Mir ist wichtig, das noch einmal zu untermau-
ern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das ist der Fall —,
kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer also méchte zunachst den Antrag der CDU-
Fraktion aus Drucksache 21/16685 an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen? — Gegenstimmen? —
Enthaltungen? — Damit ist diesem Uberweisungs-
begehren gefolgt.

Wer dariiber hinaus auch die Drucksache
21/16821 an den Verkehrsausschuss liberweisen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-

genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist das abge-
lehnt.

Dann haben jetzt wir Uber den AfD-Antrag aus
Drucksache 21/16821 in der Sache abzustimmen.

Wer also mdchte diesem Antrag seine Zustimmung
geben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ist
dieser Antrag abgelehnt.

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 38,
Antrag der CDU-Fraktion: CDU-Wirtschaftsoffensi-
ve — Mobilitdt weiterdenken. HVV-ProfiCard fur
kleinere Unternehmen ermdglichen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
CDU-Wirtschaftsoffensive — Mobilitat weiter-
denken. HVV-ProfiCard fiir kleinere Unterneh-
men ermoglichen

— Drs 21/16522 -]

Die Fraktionen der SPD, GRUNEN und LINKEN
beantragen die Uberweisung der Drucksache an
den Verkehrsausschuss. Vonseiten der CDU und
AfD liegen Antrage auf Uberweisung federfiihrend
an den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und
Medien sowie mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss vor, die FDP-Fraktion mochte die Drucksa-
che hingegen federfiihrend an den Verkehrsaus-
schuss und mitberatend an den Ausschuss flr
Wirtschaft, Innovation und Medien tberweisen.

Im Ubrigen handelt es sich wieder um eine von der
CDU-Fraktion angemeldete Kurzdebatte mit je
zwei Minuten Redezeit flr jeden Redner und jede
Rednerin.

Wird nun das Wort gewtinscht? — Herr Ovens er-
hélt es fur die CDU-Fraktion.

(Martin Bill GRUNE: Haben wir extra vertagt,
damit wir deine Rede héren!)

Carsten Ovens CDU: Finde ich klasse, Martin. —
Meine Damen und Herren, Herr Prasident! Vielen
Dank, dass wir jetzt hier noch einmal Uber das
Thema Verkehrspolitik und dariber, wie wir den
HVV attraktiver machen, diskutieren. Das ist ein
Thema, das uns fraktionsiibergreifend bewegt, im-
mer wieder in dieser Legislaturperiode, und zu
dem wir als CDU einige Initiativen ins Parlament
hineingetragen haben. Ganz klar gesagt: Hamburg
braucht ein ganzheitliches Verkehrskonzept. Nicht
mit der Brechstange das eine oder das andere,
sondern wir brauchen einen Mobilitatsmix, der tat-
sachlich fir alle Menschen da ist. Das ist genau
das, wofir Dennis Thering, unsere Fraktion und
auch ich stehen.

(Beifall bei der CDU)
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Sicherlich haben wir in diesem Haus auch viele gu-
te Initiativen diskutiert in dieser Legislaturperiode,
die nicht alle aus unserer Feder kamen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Oh, wie grof3-

zugig!)
das muss man eingestehen, oder die wir gemein-
sam entwickelt haben; Elektromobilitat im letzten
Jahr, ich schaue die Kollegin Dorothee Martin an.
Aber was ich immer vermisst habe — und deshalb
auch dieser Antrag, der ja aufbaut auf etwas, das
Sie 2015 noch abgelehnt haben —, ist eine Mobili-
tatspolitik, die sich vor allem auf die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer von kleineren, von mittel-
sténdischen Unternehmen in Hamburg orientiert.
Denn wenn wir den HVV, wenn wir den offentli-
chen Nahverkehr attraktiver machen wollen,

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

dann missen wir doch auf diese grofle Zahl von
Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmern eingehen,
die Tag fir Tag eben nicht auf die gilinstige Profi-
Card oder andere Verglinstigungen zugreifen kon-
nen und damit attraktive Anreize haben, den 6f-
fentlichen Nahverkehr zu nutzen.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben dafiir heute erneut einen Antrag einge-
bracht und es freut mich, dass sich die SPD, nach-
dem bekannt wurde, dass unsere Initiative nun in
die Birgerschaft eingeht, auf Landesebene schon
damit befasst und gesehen hat, dass ihre Ver-
kehrspolitik eben doch nicht ganz vollstandig war
in den letzten Jahren, und sie sich diesem Thema
jetzt doch noch einmal nahern will. Das ist eben
die Wirkung, die wir selbst in der Opposition entfal-
ten koénnen; in der nachsten Legislaturperiode
dann sicherlich auch mehr.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie uns diesen Antrag also schén und ge-
meinsam dort diskutieren, wo er hingehort: im Aus-
schuss. Und dann freue ich mich, wenn wir auch
eine gemeinsame Losung fur Hamburg finden. —
Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ovens. — Ich erteile das Wort Frau Mar-
tin fir die SPD-Fraktion.

Dorothee Martin SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Lieber Carsten Ovens, ich fin-
de es total schon, dass ihr, nachdem ihr zehn Jah-
re lang in der Regierungsverantwortung Zeit ge-
habt hattet, um das umzusetzen, schon jetzt auf
die Idee gekommen seid. Ich glaube, euren Anstol}
dazu haben wir in der Tat nicht gebraucht.

(André Trepoll CDU: Ist das nicht allmahlich
peinlich, wenn man neun Jahre regiert?)

Nichtsdestotrotz, André Trepoll, teilen auch wir das
Anliegen, nachdem wir sehr zielgerichtet fir Senio-
ren, fir Azubis Anpassungen im Tarifsystem schon
vorgenommen haben und vornehmen werden. Ein-
hergehend mit dem massiven Ausbau im Nahver-
kehr ist es naturlich auch uns ein Anliegen, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern, die bei kleineren
Unternehmen arbeiten — haufig im Dienstleistungs-
bereich, aber auch im sozialen Bereich —, die Mdg-
lichkeit zu geben, eine vergunstigte ProfiCard zu
erwerben. Das ist kein einfaches und kein triviales
Thema. Auch die Handelskammer ist mit dem HVV
bereits in Gesprachen, wie das umgesetzt werden
kann. Es gibt mittlerweile auch neue digitale L6-
sungen, die sicherlich auch eine Wirtschaftlichkeit
in der Bearbeitung herstellen kdnnen. Wie das
Ganze konkret aussehen soll und kann, fur wel-
chen Geltungsbereich es dann vorgesehen ist, wie
es technisch ablauft, das mochten wir in der Tat
dann an den Verkehrsausschuss (berweisen.
Auch ich denke, dass wir uns dort nicht auseinan-
derdividieren lassen sollten. Es ist eine gute Sache
fur viele Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer,
egal ob das von CDU, von SPD oder auch von an-
deren Fraktionen kommt, Uber deren Zustimmung
und Debatte wir uns dann weiterhin freuen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Martin. — Herr Bill, Sie haben nun far
die GRUNE Fraktion das Wort.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Kollege Ovens,
wir haben in der Birgerschaft darauf gewartet,
noch einmal den Antrag geschoben, damit Sie ihn
vorstellen kdnnen. Ich sage mal, dass sich das ge-
lohnt hat. Ich finde lhre Debatten immer sehr erfri-
schend konstruktivim Gegensatz zu dem, was wir
hier sonst in der Verkehrspolitik beraten.

(Zurufe)
— Sie wissen genau, worauf ich anspiele.

(Beifall bei der SPD und bei Carsten Ovens
CDU - Zurufe von der CDU und der FDP:
Nein!)

Die Idee ist offen gestanden nicht neu, aber sie ist
nach wie vor sehr gut. Lassen Sie mich aber vor-
her sagen: Meiner Meinung nach zahlen sehr gute
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber in Hamburg
schlicht den Arbeithehmerinnen und Arbeitneh-
mern die Karte, damit sie gut zur Arbeit kommen,
sozusagen eine ProfiCard 100 Prozent oder, wenn
es keine ProfiCard in dem Bereich gibt, dann die
normale Vergltung, die notwendig fir eine Abo-
Karte ist; das wird jetzt steuerlich auch noch ein-
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mal besser geférdert. Ich glaube, das ist das Ziel,
wo wir hinmissen: dass die Arbeitgeberinnen und
Arbeitgeber in die Pflicht kommen und das auch
als Wettbewerbsvorteil fur den Job begreifen.

Die Grenze von 20 auf 10 oder vielleicht sogar auf
0 herunterzusetzen, ist in der Tat keine neue Idee.
Ich wurde in dieser Legislatur schon zigmal darauf
angesprochen — gleich besuchen mich wieder zwei
hier in der Blrgerschaft, die diese Idee auch ha-
ben. Deswegen lassen Sie uns das im Ausschuss
beraten. Denn wenn man das mit dem HVV disku-
tiert, dann diskutiert er einen schwindelig Uber Be-
rechnungsmodelle. Am Ende wollen wir, dass sol-
che Sachen und solche Modelle finanzierbar und
vor allem I6sbar und praktikabel in der Umsetzung
sind, sodass wir da, glaube ich, noch einmal ein
bisschen in die Detaildebatte missen und das hier
nicht in zwei Minuten diskutieren kdnnen. Deswe-
gen ist es im Ausschuss gut aufgehoben. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Bill. — Frau Sudmann, Sie haben nun
fir die Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Es ist doch mal
schdn, dass wir uns alle darin einig sind, dass wir
wesentlich mehr ProfiCard-Mdoglichkeiten brau-
chen. Ich will noch einmal kurzgefasst sagen: lie-
ber mehr ProfiCards als noch mehr Parkplatze in
dieser Stadt. Da freue ich mich Uber unsere grof3e
Einigkeit.

(Beifall bei der CDU — Martin Bill GRUNE:

Ob das die CDU wollte, weild ich nicht!)

— Ja, ich versuche es aber einmal.

Interessant ist aber, dass wir jetzt zwei Wochen
mehr Zeit gehabt haben, um zu recherchieren. Die
CDU hat nicht recherchiert, die SPD hat nicht re-
cherchiert.

(Dirk Kienscherf SPD: Nur DIE LINKE hat
recherchiert! Wie oberlehrerhaft!)

Die SPD hatte sich sehr gefreut, wenn sie recher-
chiert hatte.

(Zuruf)

— Es geht gerade zu euren Gunsten. Vielleicht war-
tet ihr mal.

Die SPD hatte sich sehr gefreut, wenn sie einmal
nachgeguckt hatte, denn da hatte sie sagen kon-
nen: Liebe CDU — Herr Thering und Co; wo ist Herr
Ovens, huhu? —, dieser Antrag ist nicht urspriing-
lich von der CDU. Dieser Antrag wurde am 31. Ja-
nuar 2007 von der SPD gestellt. Laut Antragsfor-
mular waren Herr Quast, Barbara Duden, Carola
Veit dabei. Wissen Sie, welche unverschamte Re-
gierungsfraktion diesen Antrag abgelehnt hat, den

Antrag, der sogar gesagt hat, man fange mit fiinf
Beschaftigten an? Das war die unverschamte Re-
gierung CDU. Also insofern sind das alles Kroko-
dilstranen, die Sie hier weinen. Es ist trotzdem gut
in der Sache, aber es ist schon interessant, wer
hier was recycelt, ohne zu sagen, wo es her-
kommt. Herr Ovens, das war kein Meisterstuck.

(Beifall bei der LINKEN und bei Dirk Kien-
scherfund Gerhard Lein, beide SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Herr Kruse, Sie haben
jetzt das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Frau Kollegin Sudmann, sonst sind Sie ei-
gentlich immer fir Recycling. Ich weil3 gar nicht,
warum Sie diesmal dagegen sind.

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP)

Aber ich glaube, die Debatte hat deutlich gezeigt:
Wenn nicht einmal mehr Sie einen Anwurf finden,
den man dem Antragsteller machen kann, dann
muss es wirklich ein guter Antrag sein, egal von
wem er jetzt gerade eingebracht worden ist. Auch
wir als FDP-Fraktion freuen uns Uber die Initiative,
finden es auch gut, dass sie hier jetzt am Start ist.
Wir werden den Antrag gern mit Gberweisen, hat-
ten ihm ansonsten auch zugestimmt, weil wir es
wichtig finden, sich Gedanken dariber zu machen,
was wir tun kénnen, um es gerade fir kleine und
mittlere Unternehmen, die nicht die Gelegenheit
haben, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter immer
in dem Mafe zu unterstitzen, in Zukunft einfacher
und besser machen zu kdnnen. Ich glaube, in Zei-
ten der Digitalisierung ist es als Stadt unsere
Pflicht, dass wir in Zukunft die Mdéglichkeiten bie-
ten, die sonst Kleinunternehmen qua Burokratie-
kosten beim HVV und so bisher nicht gegeben wa-
ren. Denn eines ist auch klar — wenn wir auch noch
kurz darUber reden, warum es das noch nicht gibt,
das hat hier ndmlich bisher noch keiner getan —:
Es geht vor allem darum, dass der HVV bezie-
hungsweise die Unternehmen, die es fir den HVV
ausflihren, nicht mit sehr vielen Unternehmen
gleichzeitig darlber verhandeln sollen, sondern
dass es fur groe Einheiten dann auch Kostenvor-
teile gibt. Deswegen bin ich der Meinung, dass wir
uns sehr genau Gedanken dartuber machen soll-
ten, ob wir nicht Institutionen haben, denen alle
kleinen und mittleren Unternehmen angehdren, die
zum Beispiel genau diese Kostenvorteile fir kleine
und mittlere Unternehmen dann auch organisieren
kénnen. Mir fiele da zum Beispiel die Handelskam-
mer ein, die wir in dieser Stadt ohnehin wieder ein
bisschen nach vorn bringen missen. Sich dartber
gemeinsam Gedanken zu machen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das macht
schon die AGA!)
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um das Ganze burokratiearm zu gestalten, ist et-
was, was uns allen etwas wert sein sollte. Deswe-
gen begruflen wir es, dass wir diesen Antrag jetzt
weiter beraten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp Heil3ner
CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Kruse. — Herr Ehlebracht, Sie haben
nun flr die AfD-Fraktion das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ja, das
GrolRkunden-Abo wird fraktionsibergreifend als
gute Sache gesehen. Es ist auch eine gute Sache,
hilft dem Arbeitgeber, Parkplatze zu sparen, ist ein
Mittel, den Umweltschutz zu foérdern, und ist ein
Anreiz fir die Unternehmen, Arbeithehmer anzu-
werben. Weniger bekannt ist vielleicht, dass es
drei Varianten davon gibt. Allein die Variante Extra
in der 3-Zonen-Ausfiihrung spart dem Arbeitneh-
mer 76 Euro, wenn er sich stattdessen eine ganz
normale am Markt erhaltliche Abo-Karte kaufen
musste. Den Arbeitgeber kostet das Ganze
14,22 Euro als Zuschuss. So ist die Praxis, und oh-
ne jetzt auf die Details einzugehen, mdchte die
CDU die Rahmenbedingungen dahin gehend ver-
andern, dass statt 20 nur noch 10 Teilnehmer pro
Unternehmen gemeldet werden missen. Wir fin-
den das eine gute Sache. Wir unterstitzen daher
selbstverstandlich auch diesen Antrag der CDU
oder der SPD oder von wem auch immer. Letzt-
endlich geht es hier um die Sache, in diesem Fall
zumindest einmal. Ob die gemeinsame Veranla-
gung, die in dem Antrag von unterschiedlichen
rechtlich selbststandigen Betrieben gefordert wird,
die nicht zu einem Unternehmensverbund gehd-
ren, steuerrechtlich zulassig ist oder nicht, da ver-
trauen wir der Expertise der HVV-Experten, die wir
dazu sicherlich laden werden, und lassen dies da-
hingestellt. Letztlich geht es hier darum, die gute
Intention eines guten Antrags zu unterstitzen. Und
da sind wir gern mit dabei. — Danke schoén.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen, sodass wir zu den Abstimmungen
kommen.

Wer also méchte nun zunachst den CDU-Antrag
aus Drucksache 21/16522 federfiihrend an den
Verkehrsausschuss sowie mitberatend an den
Ausschuss fir Wirtschaft, Innovation und Medien
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer mdchte dann dem Uberweisungsbegehren fe-
derfihrend an den Ausschuss flir Wirtschaft, Inno-

vation und Medien sowie mitberatend an den Ver-
kehrsausschuss folgen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war jetzt etwas schwierig, aber
ich habe es so aufgefasst, dass die SPD und
GRUNEN zustimmen. Das heiltt, dann wére dieses
Uberweisungsbegehren federfiihrend an den Aus-
schuss flir Wirtschaft, Innovation und Medien so-
wie mitberatend an den Verkehrsausschuss ange-
nommen. Okay.

Also ich stelle fest, da haben sich einige gemeldet,
nicht alle haben sich gemeldet. Ich wiederhole ein-
fach die Abstimmung, damites ...

Meine Damen und Herren, wenn sich uneinheitlich
gemeldet wird, dann missen wir hier oben ent-
scheiden, wie das zu verstehen ist. Es hat sich der
vordere Mittelblock der SPD dafiir entschieden.
Damit ist das Uberweisungsbegehren angenom-
men.

Augenblick.
(Zuruf)

Meine Damen und Herren, Sie missen der Sitzung
so aufmerksam folgen, dass Sie alle sich an der
Stelle melden, wo Sie sich das vorgenommen ha-
ben.

(Beifall bei der CDU, der LINKEN, der FDP
und der AfD)

Ich bin darauf angewiesen, dass ich feststelle, was
ich von hier oben aus sehe. Damit ist der Tages-
ordnungspunkt abgeschlossen.

Ich rufe den Punkt 53 auf, Antrag der Fraktionen
der GRUNEN und der SPD: Velorouten — mehr
Komfort durch bessere Kennzeichnung.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Velorouten — Mehr Komfort durch bessere
Kennzeichnung

— Drs 21/16693 —]

Wer winscht nun das Wort? — Herr Bill, Sie haben
es fur die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben uns vor-
genommen, Hamburg zur Fahrradstadt zu ma-
chen. Und da das gerade grof3 in den Medien war
und heute noch einmal diskutiert wurde, nachdem
gestern der Klimatest des ADFC veréffentlicht wur-
de, mochte ich noch einmal klar sagen: Hamburg
soll Fahrradstadt werden. Wir sagen klar: Hamburg
ist noch nicht Fahrradstadt, sondern wir haben ein
Ziel definiert.

(Dirk Nockemann AfD: Das wird noch
schlimmer!)
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Es ist auch klar, dass man in vier Jahren das nicht
aufholen kann, was wir 30 und 40 Jahre verpasst
haben und was andere Stadte schon lange tun.

(Zuruf von Ralf Niedmers CDU)

Klar ist aber auch: Wir tun zurzeit so viel fur den
Radverkehr wie keine andere Regierung zuvor.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Wenn man sich die Zahlen anguckt, dann ist es so,
dass schlicht immer mehr Hamburgerinnen und
Hamburger auf das Rad steigen.

(Dirk Nockemann AfD: Notgedrungen!)

Gucken Sie sich die Zahlen der Umfrage "Mobilitat
in Deutschland" an. Der Anteil an den Wegen be-
tragt zurzeit 15 Prozent, in Altona sogar 22 Pro-
zent, in Eimsbuttel 19 Prozent. Erfreulich sind auch
die Zahlen der Messstationen, die wir in Hamburg
haben. Im Vergleich 2017 zu 2018 hat der Anteil
der Radfahrenden um 20 Prozent zugenommen.

(Dirk Nockemann AfD: Bei schonem Wetter!)

Wenn man das auf das Jahr 2011 sieht, dann so-
gar um 80 Prozent. Uberall in Hamburg sieht man
den Ausbau der Radinfrastruktur. Wir sollten des-
wegen die aktuellen Zahlen als Ansporn nehmen,
um noch mehr im Radverkehr zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Die Velo-Routen sind dabei das Grundnetz, das
wir fir den Radverkehr ausbauen wollen. Es wird
auch auf den Velo-Routen so viel getan wie noch
nie fir den Radverkehr. Es wird so viel investiert in
der ganzen Stadt fur den Radverkehr wie noch nie
zuvor. 250 Mallnahmen werden gerade gleichzei-
tig bearbeitet. Uber 30 Ingenieurblros sitzen dar-
an, planen, entwerfen und berwachen am Ende
die Bebauung.

(Dennis Thering CDU: Irgendwie kommen
Sie nicht voran!)

Wenn wir uns das angucken, ist es das eine, Velo-
Routen zu bauen. Es reicht aber nicht, Velo-Rou-
ten zu bauen. Eine Fahrradstadt setzt sich aus
mehr zusammen, zum Beispiel aus einem Service-
part, wo ganz vorn das StadtRAD ist, das wir zur-
zeit vehement ausbauen, damit man einen leichten
Zugang zu einem Fahrrad hat. Dazu gehort, dass
man das Fahrrad abstellen kann. Bike+Ride wird
massiv an den Schnellbahnstationen, aber auch im
sonstigen offentlichen Strallenraum ausgebaut.
Auch der Winterdienst wird ausgebaut, sodass wir
in dem gesamten Servicebereich daflr sorgen,
dass man in Hamburg wesentlich besser Fahrrad
fahren kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Kommunikationskampagne startet am 7. Mai.
Zu einer Fahrradstadt, zu einer Velo-Route gehdrt
auch eine gute Ausschilderung. Wir haben es zur-

zeit so, dass zugegeben recht kleine Schilder da-
rauf hinweisen, wo die Velo-Routen verlaufen; das
ist ein bundeseinheitlicher Standard. Aber Velo-
Routen missen gut sichtbar und intuitiv befahrbar
sein. Deswegen wollen wir, dass die Velo-Routen,
nachdem sie fertiggestellt wurden, mit einem intui-
tiven Piktogramm versehen werden, sodass man
nicht mehr auf Karten und auch nicht mehr auf das
Handy gucken muss, wo es langgeht, sondern
dass man gleich weil: Mensch, hier lauft die Velo-
Route; die lauft zum Beispiel in die Innenstadt oder
in den und den Stadtteil. Dann kann man wesent-
lich sicherer darauf fahren, dann kann man diese
Velo-Route benutzen, auch intuitiv benutzen. Das
Entscheidende ist, dass man schon jetzt sieht,
dass Velo-Routen, wenn sie gut ausgebaut sind,
auch den Radverkehr anziehen. Ich zum Beispiel
fahre auf der Velo-Route 4 vom Leinpfad Uber den
Harvestehuder Weg Uber das Alsterufer in die In-
nenstadt und ich sehe dort immer mehr Radfahren-
de — im letzten Sommer musste man schon immer
in der zweiten Reihe fahren, weil es so viele sind —,
und was wir auch feststellen, ist, dass einige Leute
sogar Umwege in Kauf nehmen, um auf diesen gut
ausgebauten Velo-Routen zu fahren, weil es ein-
fach Spal® macht, da zu fahren. Das wollen wir be-
fordern, dass man sieht: Mensch, da ist die gute
Velo-Route, da wollen wir fahren, da komme ich
gut ans Ziel. Deswegen unser Antrag und ich freue
mich auf lhre Zustimmung. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Bill. — Herr Pochnicht, Sie haben nun
fur die SPD-Fraktion das Wort.

Lars Pochnicht SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Mit einer zielgerichteten Ver-
kehrspolitik gehen wir die verkehrspolitischen He-
rausforderungen der Zukunft an. Dabei starken wir
alle Mobilitatstrager unserer Stadt und werden da-
bei den sich andernden Mobilitatsbedirfnissen der
Menschen in unserer Stadt gerecht, ohne Scheu-
klappen und ohne ideologische Brillen. Die SPD
steht fir eine moderne, nachhaltige Verkehrspoli-
tik, in der alle Bausteine ineinandergreifen und der
Umweltverbund gestarkt wird, sprich das Angebot
aus Bahn und Bus gut zusammenwirken, das
Fahrradfahren und das Zufuligehen weiter verbes-
sert wird, sodass immer mehr Menschen auf die-
sen Umweltverbund umsteigen. Immer mehr Men-
schen nutzen dabei auch das Fahrrad als Ver-
kehrsmittel.

Durch gezielte Verbesserungen in den letzten Jah-
ren ist es uns gelungen, Anreize fur eine verstarkte
Nutzung des Fahrrads zu setzen. Die Fahrradpe-
gelmessungen — Herr Bill hat das eben schon er-
wahnt — belegen das eindeutig. Der Radverkehr
hat von 2017 auf 2018 um 20 Prozent und in den
letzten zehn Jahren um 80 Prozent zugenommen.
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Insoweit lasst sich eindeutig feststellen, dass im-
mer mehr Menschen das Fahrrad nutzen, und das
wollen wir in Hamburg gern unterstitzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Fir viele Menschen in unserer Stadt und fiir viele
Hamburgerinnen und Hamburger ist eine gute und
sichere Infrastruktur dabei ein ganz wichtiges Ele-
ment. Das wollen wir auch durch unsere Politik un-
terstiitzen, indem wir moderne neue Infrastruktur
aus Fahrradstralten, Radfahr- und Schutzstreifen
sowie breiten Radwegen bauen, damit unsere Mit-
birgerinnen und Mitblirger in Hamburg sicher
Fahrrad fahren kénnen. Dazu gehéren auch neu
gestaltete Kreuzungen oder dass Radverkehr gut
im Sichtfeld des Autoverkehrs gefihrt wird und da-
mit Unfalle verhindert werden.

Wir wollen damit erreichen, dass der Radverkehrs-
anteil auf 25 Prozent in Hamburg steigt, und dazu
gehort ein wichtiger Punkt ...

(Heike Sudmann DIE LINKE: Bis wann
denn? Bis 20307 — Zuruf von Dennis The-
ring CDU)

Das ist unser ambitioniertes Ziel, das wir uns ge-
setzt haben. Und wenn man sich die letzte Erhe-
bung anguckt, kann man auch sehen, dass wir da
auf einem guten Weg sind.

(Zuruf von Dennis Thering CDU)

2015 haben wir 32 Kilometer Radverkehrsanlagen
saniert oder neu gebaut, in 2016 sogar schon
43 Kilometer, in den vergangenen beiden Jahren
32 Kilometer, sind da also messbar schon auf ei-
nem guten Weg und man sieht, dass wir da stetig
vorankommen.

Ein ganz wesentlicher Faktor aber fur den Radver-
kehr ist die Fertigstellung des Velo-Routennetzes.
14 Alltagsrouten mit einer Lange von insgesamt
280 Kilometern wollen wir in dieser Legislatur oder
bis Ende 2020 weitestgehend fertigstellen. In 2017
waren bereits 35 Prozent davon realisiert, in 2018
42 Prozent und 51 Prozent in Bearbeitung, sodass
nur noch 7 Prozent Ubrig bleiben. Wir haben das
feste Ziel, dieses Velo-Routennetz nahezu kom-
plett bis zum Ende dieser Legislatur fertigzustellen.
Die Velo-Routen werden dabei den Alltagsverkehr
moglichst auf autoarmen Strecken bindeln und die
Wohngebiete der inneren und aulReren Stadt sowie
die Stadtteilzentren und die City miteinander ver-
binden.

Mit diesem Antrag wollen wir nun das Velo-Rou-
tennetz gut sichtbar machen. Denn wer seinen
Weg leicht erkennt, der fahrt souveraner, auch in
der Stadt, und tragt so auch zur Verkehrssicherheit
bei. Mit einer klaren und gut sichtbaren Kennzeich-
nung auf den Velo-Routen wird die Orientierung
verbessert und damit deren Nutzbarkeit erleichtert.

Vorausschauend setzen wir uns jetzt mit unserem
Antrag daflir ein, dass eine geeignete Kennzeich-
nung, ein Piktogramm, schon jetzt entwickelt und
erprobt wird und dieses Piktogramm dann in regel-
maRigen Abstédnden mit der Nummer der Velo-
Route auf der Fahrbahn gut sichtbar aufgebracht
wird. Wir wollen damit erreichen, dass wir, wenn
das Velo-Routennetz fertiggestellt ist, maoglichst
schnell dieses erprobte Piktogramm auf die Stral3e
bringen und alle Velo-Routen gut ausweisen, so-
dass es einen Gewinn fir alle Hamburgerinnen
und Hamburger darstellt und dieses Velo-Rou-
tennetz gut nutzbar wird. In diesem Sinne bitte ich
um Zustimmung zu unserem Antrag. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Pochnicht. — Fir die CDU erteile ich
nun Herrn Thering das Wort.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich freue mich
ausdriicklich, dass die vor elf Jahren von der CDU-
Fraktion ins Leben gerufene Radverkehrsstrategie
mit ihren 14 Velo-Routen auch heute noch so er-
folgreich ist und so viel Zustimmung in diesem
Haus bekommt. Das zeigt einmal mehr, dass die
Radverkehrsforderung der CDU damals wie heute
erfolgreich, richtig und zukunftsorientiert ist.

(Beifall bei der CDU — Dr. Monika Schaal
SPD: Wenn wir Sie nicht hatten, mussten wir
Sie erfinden!)

Deshalb freuen wir uns, dass Sie von der SPD und
den GRUNEN das auch erkannt und ibernommen
haben und die Velo-Routen weiter optimieren wol-
len. Allerdings werden wir uns bei lhrem Antrag
enthalten, weil er nicht wirklich ergebnisoffen ist
und weil er auch von den wirklich wichtigen Proble-
men in unserer Stadt ablenkt. Man hat das Geflhl,
Sie moéchten hier eine kleine Nebelkerze ziinden,
um uns irgendwie zu verschleiern, was es alles fir
Probleme in unserer Stadt gibt. Das werde ich Ih-
nen noch einmal kurz auflisten, weil bei Ihrem Se-
nat gerade in der Verkehrspolitik immer das Motto
"Versprochen, gebrochen" gilt.

Sie namlich, lieber Herr Bill, haben sich jetzt gera-
de noch dafiir gefeiert, wie viele Radverkehrsanla-
gen Sie in den letzten Jahren renoviert haben.
Aber keinmal haben Sie das Ziel erreicht, das Sie
sich selbst vorgenommen haben, das Sie den Blir-
gerinnen und Burgern versprochen haben. Sie
wollten namlich 50 Kilometer Radverkehrsanlagen
pro Jahr sanieren. Da sind Sie in jedem Jahr weit
dahinter geblieben. Auch da haben Sie wieder viel
angekiindigt und haben am Ende nicht geliefert.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)
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Auch was die Fertigstellung der hier zu diskutieren-
den Velo-Routen angeht, haben Sie in lhren Koali-
tionsvertrag hineingeschrieben und sich dafiir fei-
ern lassen, dass Sie bis Ende der Legislaturperi-
ode die Velo-Routen komplett fertig haben wollen.
Wir haben das jetzt kirzlich einmal abgefragt und
dabei kam heraus, dass Sie von den rund 280 Ki-
lometer Velo-Routen immer noch 170 Kilometer
Velo-Routen haben, wo Sie etwas zu tun haben.
Da mussen Sie uns einmal zeigen, wie Sie das in
den verbleibenden neun bis zehn Monaten schaf-
fen wollen. Auch hier wieder ein klarer Fall von ver-
sprochen, gebrochen.

Ansonsten zeigt sich auch, dass der Frust bei den
Radfahrerinnen und Radfahrern zu Recht extrem
grol ist. Die Unzufriedenheit I&sst sich kaum noch
messen, weil sie so hoch ist; das hat uns gestern
der ADFC-Klimatest wieder eindrucksvoll unter Be-
weis gestellt. Die Unzufriedenheit der Fahrradfah-
rerinnen und Fahrradfahrer in Hamburg wird immer
groRer. Die Radfahrer fiihlen sich in unserer Stadt
immer unsicherer beim Thema Radverkehr und
das wundert natirlich auch wenig, wenn Sie Kin-
der, Familien, Alltagsradler, Senioren auf Haupt-
verkehrsstralen neben Vierzigtonner zwingen.
Auch da haben Sie jetzt die Quittung bekommen.
In dieser Umfrage haben 86 Prozent der Frauen,
liebe Frau Sudmann, gesagt, dass sie ein Fahren
auf Hauptverkehrsstralien ungeschiitzt neben Vier-
zigtonnern absolut ablehnen. Das zeigt einmal
mehr, dass Ihre Radverkehrspolitik — und brigens
auch die von lhnen, Frau Sudmann — krachend ge-
scheitert ist. Hier muss es endlich ein Umdenken
bei der Radverkehrsférderung geben.

(Beifall bei der CDU und bei Ewald Aukes
FDP)

Das Einzige, was in dieser Studie positiv bewertet
werden soll — wie soll es auch anders sein —, ist et-
was, das die CDU damals ins Leben gerufen hat,
namlich das StadtRAD Hamburg. Wirde das
StadtRAD Hamburg nicht so positiv bewertet wer-
den, hatten Sie ein noch viel, viel schlechteres Er-
gebnis bekommen. Auch hier hat die CDU-Fraktion
Ihnen, wie mit den Velo-Routen, beim Thema Rad-
verkehr noch etwas aus der Patsche geholfen.

(Beifall bei der CDU)

Die Folge sieht man auch: Der Radverkehrsanteil
steigt lange nicht so stark, wie wir alle uns das ge-
wiinscht hatten. Sie stellen sich jetzt zwar hin und
sagen, bis irgendwann in den 2020ern wollten Sie
den Radverkehrsanteil auf 25 Prozent erhéhen.
Aktuell sind wir aber nur bei 15 Prozent. In den
letzten zehn Jahren ist der Radverkehrsanteil nur
um drei Prozentpunkte gestiegen, das heil3t von 12
auf 15 Prozent. Dafir ist natirlich ursachlich lhre
Radverkehrspolitik verantwortlich. Denn so, wie
Sie Radverkehrspolitik in Hamburg betreiben, wer-
den Alltagsradler, Familien mit Kindern und gerade
auch Senioren immer haufiger das Fahrrad stehen

lassen. Sie werden im Leben diese 25 Prozent
nicht erreichen, wenn Sie nicht endlich anfangen,
eine Radverkehrspolitik fir die Menschen zu ma-
chen, die gelegentlich das Rad nehmen und nicht
wie viele Kolleginnen und Kollegen vom ADFC den
ganzen Tag mit dem Rad unterwegs sind, die das
vielleicht in einigen Bereichen gut finden. Der All-
tagsradler — das hat dieser Klimatest bewiesen —
lehnt Ihre Radverkehrspolitik ab. Das missen Sie
jetzt endlich einmal verstehen.

(Beifall bei der CDU und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Gucken Sie sich doch an, was in Hamburg pas-
siert. lhre chaotischen Kreuzungsumbauten — ich
nehme da nur die Rolfinckstralle in Wellingsbttel,
wo sich jeder normale Mensch an den Kopf fasst
und sagt: Was haben denn die von SPD und GRU-
NEN da gemacht? Jeder hat Sie gewarnt. lhre
stéandigen Verlegungen von Fahrradwegen auf
Hauptverkehrsstraen sind ungeschitzt. Wir sa-
gen deutlich und sind die Ersten, die dabei sind,
wenn auch Sie das erkennen: Hamburg braucht
ein Umdenken in der Radverkehrspolitik, damit
endlich wieder eine Radverkehrspolitik flr alle
Hamburgerinnen und Hamburger gemacht wird.
Dann wird der Radverkehrsanteil auch wieder stei-
gen. Wir sind gerne dazu bereit. Unterstitzen Sie
das, nehmen Sie unsere zukunftigen Antrage zum
Radverkehr an und dann wird es im Radverkehr in
Hamburg auch deutlich besser laufen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Frau Sudmann, Sie haben
nun fur die Fraktion DIE LINKE das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich mdchte zuerst
den GRUNEN mein Mitleid aussprechen, mein Mit-
leid fur lhr schlechtes Timing. Da hatten Sie so
sehr gehofft, Sie kdnnten heute mit dem Antrag zu
Velo-Routen — das geht namlich immer beim Rad-
verkehr — punkten. Und da wird gestern bekannt,
wie das Ergebnis fir den Fahrradklimatest in Ham-
burg aussieht Ja, Herr Bill, dumm gelaufen, wirde
ich sagen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Ewald Au-
kes und Christel Nicolaysen, beide FDP)

Der Fahrradklimatest ist nun wirklich, sage ich mal,
ein ganz schlechtes Zeugnis, um es vorsichtig aus-
zudrlicken. Ich habe auch extra das Zeugnis des
ADFC mitgebracht. Sie konnen es wahrscheinlich
von Weitem nicht lesen, aber ich helfe lhnen gern
dabei. Er stellt nAmlich fest, dass die Radwege von
Falschparkenden nie freigehalten werden: mangel-
haft. In anderen Stadten lauft das besser. Ham-
burg steht bei dem Punkt, was gegen Falschparke-
rinnen und Falschparker auf Radstreifen gemacht
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wird, in ganz Deutschland an letzter Stelle. Dann
fragen Sie sich vielleicht, warum viele Radfahrerin-
nen und Radfahrer trotzdem Rad fahren. Fragen
Sie sich das eigentlich? Ich hoffe doch sehr. Die
sind namlich alle ziemlich abgehartet, so wie ich es
auch bin. Wenn man gern Rad fahren will, darf
man es sich von diesem Senat nicht versauern las-
sen. Das ist leider die Wahrheit, aber so ist es.

(Dirk Nockemann AfD: Ich fahre gern Auto
und muss mir das vom Senat versauern las-
senl!)

— Sie fahren gern Auto. Wer war das? Der Herr
Nockemann. Bei lhnen glaube ich das. Sie fahren
nicht nur gern Auto, bei lhnen sind auch andere
Sachen etwas unterentwickelt. Aber dafir kann
man nichts.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir bleiben jetzt einmal beim Radklima. Also
schlechte Kontrolle.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Was ist so schlimm daran, dass man
gern Auto fahrt?)

Die Fiihrung von Radwegen an Bau...
(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Frau Sudmann hat das Wort, und zwar nur
Frau Sudmann. Zwischenrufe sind erlaubt, aber in
langen Reden zwischenzurufen ist nicht erlaubt. —
Schonen Dank.

Heike Sudmann DIE LINKE (fortfahrend):* Koén-
nen Sie mal die Zeit anhalten? Okay, danke.

Jetzt horen Sie mir wenigstens wieder zu. Das ist
sehr schon. Also, es geht weiter.

Fuhrung von Radwegen an Baustellen: mangel-
haft. Breite der Radwege: mangelhaft. Das ist ge-
nau der Punkt, auf dem Herr Thering immer so
gern herumhackt. Solange Sie solche schmalen,
handtuchbreiten Radstreifen bauen, ist es wirklich
nicht sicher; da hat Herr Thering recht. Aber wenn
Sie das machen wirden, was Kopenhagen oder
Amsterdam zeigen, und anstandig breite Radstrei-
fen machen wirden, dann wird es sicher und da
kann die CDU auch nicht mehr meckern und sa-
gen, das alles gehe gar nicht.

(Beifall bei der LINKEN — Dennis Thering
CDU: Tut sie doch auch gar nicht!)

— Ja, das werden wir sehen, ob sie es dann nicht
tut.

Aber jetzt kommen wir einmal zu lhrem Antrag. Die
Velo-Routen sollen erkennbar sein. Herr Bill sagte,
die Velo-Routen sollten intuitiv befahrbar sein. Ja,
da gebe ich Ihnen recht, und zwar so, dass ich ge-
nau weil}: Das hier ist eine Velo-Route. Und dann

sagen Sie im nachsten Satz, wir brauchten ein in-
tuitives Piktogramm. Ja, was denn jetzt? Entweder
ist es intuitiv befahrbar, weil ich sehe, dass es eine
Velo-Route ist, oder sie ist so schlecht, weil sie so
klein ist, dass Sie im Piktogramm sagen mdissen,
hier sei die Velo-Route. Das kann es doch wohl
nicht sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich frage mich Uberhaupt, wie Sie auf die Idee
kommen, jetzt so einen Antrag zu stellen, denn am
7. Mai sind wir alle schon eingeladen worden. Am
7. Mai startet die Fahrradkampagne Hamburg. Ich
gehe einmal davon aus, dass die Piktogramme ein
wichtiger Bestandteil der Fahrradkampagne sind.
Sie versuchen schon wieder, hier mit Sachen zu
punkten, die selbstverstandlich sind. Das haben
Sie doch eigentlich gar nicht nétig — oder doch? Al-
so, traurig.

Gut, aber wir kommen jetzt noch zu einem weite-
ren Punkt in lhrem Antrag. Sie haben eben gesagt,
die Radfahrerinnen und Radfahrer sollten gut sicht-
bar sein; das sei sicherer. Ehrlich gesagt suggerie-
ren Sie, dass alle Radfahrerinnen und Radfahrer
sich nur schlecht verhielten und auf ihren Radstrei-
fen nicht sicher seien. Ich habe noch keine Rad-
fahrerin und keinen Radfahrer gesehen, die/der auf
dem Radstreifen halt, das Warnblinklicht anschal-
tet und sagt, sie/er hole eben mal Brétchen oder
eine Zeitung. Alle diese Autos, die auf den Rad-
streifen stehen, sind ein Unsicherheitsfaktor. Dage-
gen sollten Sie endlich etwas tun und nicht so
schdne nutzlose Antrage hier schreiben.

(Beifall bei der LINKEN)

Diese Piktogramme, die wir zurzeit in Hamburg ha-
ben — das mogen Sie dann bitte dem Senat, der
gerade weg ist, einmal mitteilen —, flihren dazu:
Wer kein voll gefedertes Rad hat, merkt immer: ra-
dumm, radumm. Sie missen sie gefélligst einmal
bodengleich machen.

Aber, CDU, mein lieber Herr Thering, Sie haben
sich jetzt so dafiir gerihmt, die Velo-Routen, das
StadtRAD erfunden zu haben.

(Dennis Thering CDU: Das war gut!)

— Ja, daflr kriegen Sie von mir aus auch noch drei
Sternchen. Aber warum haben Sie sich seitdem
nicht mehr weiterentwickelt? Warum sind Sie ste-
hen geblieben?

(Dennis Thering CDU: Weil wir nicht mehr
regieren!)

Nein, Sie machen keine vernlinftige Radpolitik. Ich
muss Herrn Hesse loben; das hatte ich mir nie vor-
stellen kénnen. Herr Hesse war aufgeschlossen fir
den Radverkehr. Bei lhnen ist das Uberhaupt nicht
der Fall. Sie wollen den Radverkehr immer an den
Rand drangen.
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(Dennis Thering CDU: Wir sind die Einzigen
mit einem Fahrradkonzept!)

— Nein.

Damit komme ich jetzt zum rot-grinen Senat.
Wenn Sie wollen, dass Radfahren Spall macht und
keine Strafe ist, dann missen Sie endlich den Mut
haben, den Strallenraum neu zu verteilen.

(Beifall bei der LINKEN)

Solange Sie weiterhin darauf bestehen, alle gltck-
lich machen zu wollen, wird das nichts. Sie mus-
sen sagen: Wir brauchen mehr, mehr, mehr Platz
fir den umweltbewussten Verkehr, und das ist auf
der StralRe zuallererst der Radverkehr. Dann, glau-
be ich, wird das wesentlich besser. Und dann dir-
fen Sie noch einmal erkennen: Tempo 30 ware su-
per fur Hamburg; wenn wir das haben, wird es si-
cherer, dann haben wir weniger Autounfalle, weni-
ger Radunfalle, weniger Larm und vielleicht auch
ein besseres Klima. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Sudmann. — Herr Aukes, Sie haben
nun fur die FDP-Fraktion das Wort.

Ewald Aukes FDP: Verehrtes Prasidium, meine
Damen und Herren! Frau Sudmann hat es gerade
vollkommen richtig gesagt. Herr Bill, leider ist Ih-
nen lhr Antrag heute etwas verhagelt. Denn wenn
ich mir Uberlege, was wir gestern gehért haben,
Platz 25 als fahrradfreundlichste Stadt Deutsch-
lands, dann kann man das natirlich nicht als be-
sonders positiv ansehen, insbesondere deshalb
nicht, weil Sie mantraartig vor sich hertragen, was
Sie alles in den letzten zwei oder drei Jahren in
Sachen Fahrradfahren gemacht haben. Es scheint
anscheinend bei den Menschen nicht anzukom-
men.

(Beifall bei der FDP)

Bei der Velo-Route gebe ich Ihnen recht, wenn Sie
sagen, die Velo-Routen missten besser gekenn-
zeichnet werden. Das ist eine gute Idee. Velo-Rou-
ten sind ndmlich auch wichtig fur den Tourismus in
Hamburg. Viele Leute, die mit dem Fahrrad fahren,
werden diese etwas schnelleren, breiteren
Strecken, wenn sie denn dann vorhanden sind, be-
nutzen. Und da ist ein Orientierungssystem, das
gut sichtbar ist und keine Verwirrung stiftet, ein gu-
tes Mittel, um die Leute von A nach B zu transpor-
tieren und zu leiten. Das ist richtig. Also das, was
Sie da installieren, muss klar, logisch und nachvoll-
ziehbar sein. Es kommt weniger auf Piktogramme
an; es kommt auf einfache, klare, auch fur Auslan-
der verstandliche Bezeichnungen an. Das ist wich-
tig.

Wie ich gerade schon gesagt habe, sind das Pro-
blem in Hamburg allerdings nicht die Velo-Routen,

sondern das Problem in Hamburg — und das dur-
fen Sie nun auch nicht unter den Tisch kehren —
sind die Fahrradwege an sich. Im Gegensatz zu
dem, was Sie uns hier jedes Mal erzahlen, ist es
nicht so, dass die Fahrradwege in Hamburg gut
sind. Sie sind, wenn man den Gesamtzustand
sieht, schlecht, wie es gestern wiederum vom
Deutschen Fahrrad-Club attestiert worden ist. Das
sollten Sie zur Kenntnis nehmen. Bevor Sie jetzt
Autobahnen bauen, bauen Sie vielleicht erst ein-
mal LandstraRen und Bezirksstrallen aus; das wa-
re meiner Meinung nach richtig. Die Radwegequa-
litat muss erhoht werden. Nur dann sind die Leute
bereit, auch auf Dauer gesehen, vom Auto aufs
Fahrrad umzusteigen.

Wir sind in Hamburg allerdings noch nicht so weit.
Sie wollen Velo-Routen ausbauen, aber Sie wollen
keine Mal3stédbe setzen, wie man die Schlagloch-
pisten der Radwege umandert, was man machen
kann. Da ware ein sinnvolles Konzept besser, als
heute Piktogramme auf Velo-Routen zu malen
oder zu stecken. Das Gleiche gilt auch bei den
Radwegen; auch das ist immer wieder ein Punkt.
Bevor Sie hier Velo-Routen ausbauen, sollten Sie
vielleicht einfach einmal |hre ganzen auf die Stra-
Ren gemalten Fahrradwege so umandern, dass
Menschen, die nicht jeden Tag mit dem Fahrrad
fahren und die nicht 25 sind, diese Fahrradwege
auch ordentlich, sicher und verniinftig benutzen
kénnen. All das machen Sie nicht.

(Beifall bei der FDP)

Trotzdem ist |hr Antrag richtig, dass Sie die Velo-
Routen vorsehen, nur Ihre Prioritatenumsetzung ist
falsch. Drehen Sie es um, nehmen Sie lhren Velo-
Routen-Antrag wieder zurtick und bauen Sie erst
einmal ordentliche Fahrradwege. Das ist, glaube
ich, wichtig. Alle Fahrradwege in Hamburg missen
gut sein. Nur dann werden sie von den Burgern
auch als Verkehrsweg genutzt.

In diesem Sinne stimmen wir [hrem Antrag zu. Al-
lerdings umfasst er — und da komme ich wieder auf
das, was ich heute Nachmittag zu Beginn des ers-
ten Antrags gesagt habe, zuriick ... Sie kdnnen
hier jetzt nicht kurz vor den Wahlen einen schicken
Antrag zur Velo-Routen-Beschriftung einbringen,
wenn Sie vorher zwei Jahre eines lhrer wichtigsten
Themen vernachlassigt haben und gestern von |h-
rem normalerweise grofdten Zusprecher, dem
Deutschen Fahrrad-Club, eine Vier minus bekom-
men haben. Mit einer Vier minus wird man, das
wissen Sie selbst auch, auf Dauer nichts. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Detlef Ehle-
bracht AfD und Dennis Thering CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Aukes. — Herr Ehlebracht, Sie haben
nun fir die AfD-Fraktion das Wort.
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Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der An-
trag beginnt mit den Worten, Velo-Routen stellten
das Grundgerist des gesamtstadtischen Radver-
kehrsnetzes dar. Das ist falsch. Sie stellen die Un-
fahigkeit der Politik dar, simple Plane binnen meh-
rerer Jahrzehnte nicht zu Ende zu bringen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Vergessen Sie
nicht, Sie sind auch ein Teil der Politik!)

Wahrend Berlin einen technisch anspruchsvollen
Flughafen daflir braucht, reichen in Hamburg daftir
gerade einmal einfache Radwege. Seit Ende der
Neunzigerjahre gibt es das sehr lobenswerte und
durchdachte Konzept der Velo-Routen und auf der
Hamburg.de-Seite steht, bis 2020 sollten die Velo-
Routen mit einer Gesamtlange von etwa 280 Kilo-
metern kontinuierlich ausgebaut und beschildert
werden — Uber zwei Jahrzehnte fiir Radwege. 2020
werden diese nicht fertig sein. Rechnerisch hatte
das bedeutet, 14 Kilometer pro Jahr. Nicht ge-
schafft. Aber jetzt wollen Sie sich einmal zwischen-
durch abfeiern, weil Sie noch Nummern und Pikto-
gramme entwickeln und diese dort auftragen las-
sen wollen. Dafur stellen Sie hier auch noch einen
Antrag. Uberlassen Sie es doch schlicht und er-
greifend der Kompetenz der Behdrde, eines Abtei-
lungsleiters dort und den Fachkraften dort, dieses
zu machen, statt hier ein Schaulaufen zu veran-
stalten und sich wichtigtuerisch in einer Willy-Wich-
tig-Politik-Manier in solche handwerklichen Sachen
einzumischen.

Dieser Antrag erinnert mich ein bisschen an 2015,
an einen der ersten Antrage, mit dem ich mich hier
befassen musste; da ging es um die Anbringung
einer Schautafel am Infopoint in der HafenCity.
Dieser Antrag hatte ungefahr die gleiche gegen
null tendierende Relevanz.

Aber wo wir schon dabei sind: Missten Sie in die-
sem Fall nicht konsequenterweise auch noch einen
Antrag fir die Pinsel zum Auftragen der Farbe stel-
len? Das ware die gleiche Kategorie. Statt dieses
Antrags hatten Sie in der Vergangenheit lieber
mehr dafiir sorgen sollen, dass die Qualitat der
Radwege, die Sie in Hamburg bauen — wie wir jetzt
schon in verschiedenen Redebeitragen gehort ha-
ben — eine deutlich andere und bessere ist. Sie
hatten die Radwege viel starker als bisher baulich,
dort wo es mdglich ist, von der Stralle trennen
mussen. Sie hatten Kreuzungsverkehre, gegebe-
nenfalls durch kostspielige Bauwerke wie Briicken,
vermeiden missen. Also im Grunde genommen
hatten Sie es so machen missen, wie lhre Lieb-
lingsbeispiele Kopenhagen oder Barcelona es ma-
chen. Das hatten Sie hier machen muissen; dann
hatten Sie Grund gehabt, sich dafiir zu loben. Aber
Sie ziehen nur Striche auf Stralten; mehr machen
Sie nicht.

In Barcelona machen sie es zum Beispiel so: Sie
ziehen eine Doppellinie und zwischen diesen bei-

den Linien werden in Ein-Meter-Abstanden ellip-
senférmige, abgerundete handbreithohe Betonstei-
ne verschraubt. Das ist eine Sicherung, die den
Radweg von der Stralle trennt. Das ist eine quali-
tativ _hochwertige MalRnahme. Dann hatten wir
nicht die Problematik, die hier schon seitens der
CDU angeklungen ist und die auch in der Untersu-
chung deutlich wurde, dass Menschen sich nicht
trauen, auf lhren Radwegen, auf Ihren Strallen zu
fahren. Sie wollen in der jetzigen Form, wie Sie
das hier betreiben, den Radfahrer sozusagen als
Kampfmittel, als biologische Verkehrsbremse ein-
setzen, um den Verkehr auszubremsen.

(Martin Bill GRUNE: Das ist doch peinlich!)

— Nein, das ist nicht peinlich, das ist Tatsache, das
ist genau das, was Sie wollen. Denn wie Qualitat
aussieht, konnen Sie sich in diesen von Ilhnen an-
geflihrten Beispielstadten anschauen. Davon sind
Sie doch meilenweit entfernt. Und wenn man sich
zwei Bilder anguckt, eine Velo-Route oder einen
Radweg von lhnen und einen Radweg, wie er dort
aussieht, dann sehen selbst Sie, dass dazwischen
Welten liegen.

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Einen kleinen Moment, ich bitte wirklich
um Ruhe. Es sind zwar jetzt sehr viele im Raum,
aber wer partout nicht zuhdéren, sondern reden will,
der sollte lieber rausgehen. — Schénen Dank.

Detlef Ehlebracht AfD (fortfahrend): Dafiir reicht
es jetzt letztlich bei Ihnen aber nicht, sondern le-
diglich zu einer so eitlen Selbstdarstellung in An-
tragsform, die ein paar Pinselstriche als Inhalt hat
und kaschieren soll, wie die qualitativ schlechte,
undurchdachte Leistung aussieht, die Sie bei der
Verlegung der Radwege an den Tag legen. Natur-
lich haben wir nichts gegen die anstandige Beschil-
derung von Radwegen und Velo-Routen; das ist in
der Sache richtig. Aber ich habe hoffentlich deut-
lich gemacht, dass das eine Aufgabe ist, die hier
gar nicht besprochen werden muss. Da lasst man
der Kompetenz der Fachbehoérden einfach einmal
freien Lauf und dann wird das erledigt. — Danke.

(Beifall bei der AfD und bei Dr. J6érn Kruse
fraktionslos)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Ehlebracht. — Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Ab-
stimmung und ich bitte um Aufmerksamkeit.

Wer mochte dem gemeinsamen Antrag der Frak-
tionen der GRUNEN und der SPD aus Drucksache
21/16693 seine Zustimmung geben? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag bei
einigen Enthaltungen angenommen worden.
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(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

Ich rufe Punkt 39 auf, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Nicht Obdachlose, sondern Obdachlosigkeit
bekampfen!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Nicht Obdachlose, sondern Obdachlosigkeit
bekampfen!

— Drs 21/16679 -]

Die Fraktionen der SPD, der GRUNEN, der LIN-
KEN und der AfD moéchten diese Drucksache an
den Ausschuss flir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wird das Wort hierzu gewiinscht? — Frau Ozdemir,
Sie haben es fiir die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Rund
2 000 Menschen in Hamburg leben auf der Stral3e.
Die Dunkelziffer ist hochstwahrscheinlich viel ho-
her, gerade weil nicht alle Obdachlosen erreicht
wurden und weil es vor der Befragung, die jetzt
stattgefunden hat, viele Polizeikontrollen gegeben
hat, Freizligigkeitsiiberpriifungen, aber auch Plat-
ten geraumt wurden. Manche der Personen haben
die Befragung abgelehnt, weil sie Angst vor aus-
landerrechtlichen Konsequenzen hatten. Dass die-
se Menschen in einer solchen Notsituation sind
und nicht mehr erreichbar sind, ist das Ergebnis ei-
ner repressiven Sozialpolitik, die wir hier seit Jah-
ren erleben.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist nicht repres-
siv, das ist gesetzmafig!)

Dieser Senat bekdmpft nicht die Obdachlosigkeit,
sondern leider, wirklich leider, die obdachlosen
Menschen in dieser Stadt. Fast zwei Drittel der be-
troffenen Menschen sind nicht deutscher Herkunft.
Sie kommen aus Polen, aus Bulgarien, aus Ruma-
nien und mehr als die Halfte von ihnen hat in der
Befragung angegeben, seit ihrer Ankunft in Ham-
burg ununterbrochen auf der StralRe gelebt zu ha-
ben. Davon haben 71 Prozent angegeben, zur Ar-
beitssuche oder weil sie ein konkretes Jobangebot
hatten, nach Hamburg gezogen zu sein. Nur ein
marginaler Teil der Menschen erhoffte sich staatli-
che Unterstitzung. Der Anreiz fur viele dieser
Menschen, nach Deutschland zuzuwandern, ist al-
so nicht, wie haufig populistisch behauptet, die so-
ziale Hangematte, sondern die Aussicht auf einen
Job.

Immer wieder sprach die Behdrde von dem Sogef-
fekt als Folge von Unterstitzungsmalinahmen.
Aber der sogenannte Sogeffekt wird von der Stu-
die hier Uberhaupt nicht bestatigt. Diese Argumen-
tation kdnnen Sie jetzt also auch sein lassen.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Dirk No-
ckemann AfD)

Mit solchen Argumentationen, aber auch mit einer
Vertreibungspolitik, wie wir sie in Hamburg-Mitte
sehr scharf erleben, I6sen Sie die Problematik
nicht. Das zeigt auch die Entwicklung der letzten
Jahre. Sie verscharfen damit die ohnehin schon
schwierige Situation der betroffenen Menschen auf
der StralBe, aber Sie erschweren damit auch die
Arbeit der Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter.
Jetzt einmal im Ernst: Wenn die Verelendung der
Menschen auf der StralBe sich immer weiter ver-
schlimmert und Menschen sogar auf der Stralle
sterben, dann kann man sich doch nicht auf die
Schulter klopfen, sich die Angebote anschauen
und sagen, es sei alles gut so, man mache jetzt
weiter so. Hier ist Handlungsbedarf; das ist doch
klar.

(Beifall bei der LINKEN)

Um der Obdachlosigkeit und der Verelendung vor-
zubeugen, bendtigen diese Menschen frihzeitig
gut finanzierte Unterstitzungsangebote und Zu-
gang zu bedarfsgerechten Hilfen. Hierzu gehdren
neben inklusionsférdernden Beratungsangeboten
der Amter auch Sprachkurse und Qualifizierungs-
angebote flur nicht beziehungsweise fir gering
qualifizierte Unionsblrgerinnen und Unionsburger.
Nur so kdnnen die Integration und der Zugang zu
reguldrer und sozialversicherungspflichtiger Be-
schaftigung gelingen. Aber Sie setzen leider nicht
auf Integration, sondern auf verscharftes Vorgehen
in Form systematischer Uberpriifungen und sogar
Abschiebungen. Menschen, die davon betroffen
sind, sind mittlerweile schon so krank, dass ihre
Reisefahigkeit eingeschrankt ist und sie gar nicht
abgeschoben werden kdnnen. Gleichzeitig haben
die meisten Obdachlosen keinen Krankenversiche-
rungsschutz und somit auch keinen Zugang zu re-
gularer Gesundheitsversorgung. Ja, es gibt nied-
rigschwellige Angebote wie die Krankenstube, das
Krankenmobil oder die Schwerpunktpraxen. Aber
der Versorgungsbedarf dieser zum Teil chronisch
kranken Menschen Ubersteigt die Mdglichkeiten
der niedrigschwelligen Versorgung, sodass diese
Menschen nur zum Teil oder nicht behandelt wer-
den koénnen. Das Recht auf Gesundheit muss hier
bei den Menschen durchgesetzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt viele Ideen und L&sungsvorschlage. Seit
2012 liegt auf unseren Tischen das Gesamtkon-
zept Wohnungslosenhilfe, das viele Malihahmen
enthalt. Aber anstatt Worten, die wir seit Jahren
hier in der Burgerschaft und im Sozialausschuss
héren, Taten folgen zu lassen und eine behdrden-
Ubergreifende Strategie zu implementieren, eta-
blieren Sie zum Beispiel die sogenannte Warme-
stube und erklaren diese als Teil des Winternotpro-
gramms. Die Menschen, die kein Recht darauf ha-
ben, im Winternotprogramm zu Ubernachten, soll-
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(Cansu Ozdemir)

ten dann in die Warmestube; sie kommen da aber
haufig nicht an und landen dann auf der StralRe.

Der Verelendung auf der Strale kdnnen wir vor-
beugen. Die Vertreibungsmalinahmen wirken, wie
sich gezeigt hat, nicht. Auch wenn die Menschen
in ihr Heimatland zuruckreisen, kommen sie wieder
zuriick nach Hamburg und leben dann in der Ano-
nymitat. Ich denke, dass die Menschen, die im
vergangenen Jahr auf der Stral3e gestorben sind,
ein Alarmsignal daflr sein sollten, um zu Uberle-
gen, wie man hier Hilfe schaffen kann.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Ozdemir. — Frau Bekeris, Sie haben
nun fur die SPD-Fraktion das Wort.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der Fraktion DIE
LINKE! Zunachst mdchte ich einmal entschieden
dem Eindruck entgegentreten, dass die Hamburger
Behdérden Obdachlose in irgendeiner Weise be-
kadmpfen oder vertreiben wirden. Das tun sie nicht;
das genaue Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat, der stadtische Betreiber f & w fordern
und wohnen, viele soziale Dienste der Kirchen und
freier Trager sowie eine groRe Anzahl freiwillig En-
gagierter tun sehr viel, um den Obdachlosen zu
helfen, und zwar allen Obdachlosen. Das verdient
gerade jetzt, am Ende des Winternotprogramms,
unsere Anerkennung und unseren Dank und nicht
eine derart verzerrte Darstellung, wie sie hier vor-
getragen und auch in dem Antrag formuliert wor-
den ist.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Die Hilfsangebote der Behoérden — da kdnnen Sie
beruhigt sein — gelten auch fir EU-Birgerinnen
und EU-Burger, die im Rahmen des Freizlgigkeits-
rechts bei uns gestrandet sind. Das muss man
auch sagen: Nicht alle kommen hier so an, wie sie
sich das gewinscht haben.

Hamburg bietet dieser Gruppe von Obdachlosen
ein beispielloses Angebot an Hilfestellungen. Ich
mochte nur drei nennen: Das ist die Beratungsstel-
le Arbeitnehmerfreizligigkeit, das ist die mutter-
sprachliche Straliensozialarbeit von plata und das
ist auch eine Beratungsstelle zur Abklarung von
Krankenversicherungsansprichen. Es gibt noch
mehr, aber diese drei mochte ich besonders her-
vorheben. Die Hamburger Behdrden leisten hier
viel. Das wissen auch Sie; deshalb sollten Sie das
nicht so kleinreden, wie Sie es getan haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Gerade erst sind vier neue Strallensozialarbeiterin-
nen und StralRensozialarbeiter mit dem Projekt "Vi-
site Sozial" gestartet. Das ist gut und das begri-
Ren wir. Ich darf Sie auch daran erinnern, dass wir
von SPD und GRUNEN einen Antrag eingebracht
haben, mit dem wir uns Uber die Gewahrleistung
von Fairness und Recht auf dem Arbeitsmarkt im
Rahmen der Freizlgigkeit berichten lassen. Wie
ich gehort habe, ist der Senat auch dran, uns da-
riber zu berichten. Es ist wichtig, dass man in dem
Zusammenhang daruber redet.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Freizlgigkeit der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beithehmer in Europa ist ein hohes Gut und gera-
de Hamburg profitiert von ihr, auch durch die Zu-
wanderung von dringend bendtigten Arbeitskraften
aus der EU. Das ist eine Erfolgsgeschichte fiir alle.
Es ist aber auch richtig, dass ein sehr viel kleinerer
Teil von Menschen hier ankommt, die in der Frei-
zugigkeit stranden und deren Hoffnung auf Arbeit
sich nicht erflllt oder die sich in Hamburg ein im-
mer noch besseres Leben erhoffen als in der Not,
die sie in ihrem Heimatland erfahren haben. Hier
missen wir solidarische Lésungen finden und da
engagiert sich der Senat auf Bundesebene in un-
terschiedlichsten Bund-Lander-Arbeitsgruppen.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane BI6-
meke GRUNE)

Eines muss aber auch klar sein: Die Grundlage fir
alles, was Sie hier gerade beschrieben haben, ist
nicht Vertreibungspraxis, wie Sie das diffamiert ha-
ben, sondern das geltende Recht. Es ist nicht in
Ordnung, dass Sie es so darstellen, als wiirde das
in Richtung Vertreibung gehen.

(Beifall bei der SPD und bei Olaf Duge
GRUNE)

Es hat schon eine gewisse Tradition, dass Sie als
Links-Fraktion hier einen Antrag zum Ende des
Winternotprogramms stellen. Es ist aber auch ge-
nauso gute Praxis, dass wir im Sozialausschuss
immer ausflhrlich und sehr grindlich tber die Ent-
wicklungen des Winternotprogramms sprechen
und einen Ruckblick machen, aber auch nach vor-
ne blicken. Das werden wir auch dieses Mal wieder
tun. Daflir brauchen wir lhren Antrag nicht. Trotz-
dem werden wir den Antrag Uberweisen, damit wir
die vielen Punkte, die Sie hier, ich sage mal so, zu-
sammengeworfen haben, noch einmal in Ruhe be-
sprechen koénnen. Aber ich bitte Sie: Stellen Sie
hier keine falschen Behauptungen in den Raum,
die bei ndherer Betrachtung véllig haltlos sind. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Bekeris. — Frau Rath, Sie haben nun
fur die CDU-Fraktion das Wort.



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 96. Sitzung am 10. April 2019 7463

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ja, dass
aufgrund der Ergebnisse der vor einem Jahr durch-
gefihrten Befragung von obdach- und wohnungs-
losen Menschen schon langst Mallnahmen durch
den Senat hatten ergriffen werden missen und
dass es nicht genugt, dass die bisher einzige Kon-
sequenz eine Fachtagung Uber ein Jahr spater ist,
musste Konsens sein, ist es aber anscheinend
nicht, wie wir eben von der SPD gehért haben. Da
lauft alles gut, obwohl wir faktisch wissen, dass
nicht mehr Sozialarbeiter auf unseren Strallen
sind.

(Beifall bei der CDU)

Der Antrag der LINKEN geht in zweierlei Hinsicht
in die falsche Richtung. Zum einen beinhaltet er
einen Widerspruch. Zunachst ist die Rede von den
71 Prozent der arbeitslosen Obdachlosen nicht
deutscher Herkunft, die nach Hamburg kommen,
um hier zu arbeiten. DIE LINKE leitet daraus ab,
diese Menschen in neue Hilfesysteme stecken zu
wollen. Ist das aber wirklich der richtige Weg, um
arbeitswilligen Menschen zu begegnen? Ist es
nicht zum Beispiel zielfihrender, die Bedarfe der
Wirtschaft auf der einen Seite und die der arbeits-
suchenden Menschen auf der anderen Seite zu-
sammenzubringen und dann vielleicht diejenigen
Unternehmen, die diese Menschen beschaftigen,
mit Deutschkursen oder gar Wohnmaoglichkeiten zu
unterstitzen?

Zum anderen ist in dem Antrag der LINKEN — das
wurde von Frau Bekeris eben schon ausfihrlich er-
wahnt — von Vertreibungspolitik des Senats die Re-
de. An dieser Stelle muss ich den Senat ausdriick-
lich in Schutz nehmen. Gemeint ist hier in der Pra-
xis keineswegs eine Vertreibung, sondern es geht
darum, Menschen durch Beratungen eine Lebens-
perspektive zu geben, wenn der Weg in Hamburg
endgliltig gescheitert ist. Diese Lebensperspektive
kann dann auch die Rickfiihrung in das Heimat-
land bedeuten, denn mit Sehnslichten der Men-
schen sollte hier nicht gespielt werden. Es ware
verantwortungslos, den Eindruck zu erwecken,
dass der Hamburger Arbeitsmarkt jedem Men-
schen, egal welche Qualifikation er mitbringt, eine
Chance bietet. Tatsachlich miissen wohl Wege ge-
funden werden, wie die betroffenen Menschen
Uber die europaische Zusammenarbeit in ihren
Heimatlandern in ihrer Heimatsprache weitergebil-
det werden koénnen. Hierfiir ist es erforderlich, dass
die Hamburger Sozialarbeiter mit inren Kollegen in
den Herkunftsldndern kooperieren. Das ist nicht
nur erforderlich, sondern aus unserer Sicht sogar
unumganglich. Dariber, wie das in der Praxis funk-
tionieren kann, wirden wir gern mit Ihnen im
Fachausschuss beraten. Deshalb stimmen wir ei-
ner Uberweisung des Antrags dorthin zu. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Rath. — Frau Engels, Sie haben jetzt
fur die GRUNEN das Wort.

Mareike Engels GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vorweg moéchte ich sagen,
dass Hamburg ein gut ausgebautes und vielfalti-
ges Angebot der Wohnungslosenhilfe hat. Ham-
burg, Haupt- wie Ehrenamtliche, steckt viel Kraft
und Ressourcen in die Hilfe fir Obdachlose und
wir kénnen nicht sagen, dass Hamburgs Obdachlo-
se allein gelassen werden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Zur Wahrheit gehért aber auch — das zeigen uns
die Ergebnisse der Obdachlosenstudie —, dass wir
es bisher nicht geschafft haben, mit diesem Ange-
bot die Obdach- und Wohnungslosigkeit in Ham-
burg ganzlich zu bekampfen. Deswegen finde ich
es gut, dass wir uns so intensiv mit den Ergebnis-
sen der Obdachlosenstudie befassen. Denn diese
zeigt nicht nur, dass wir mehr Obdach- und Woh-
nungslose als 2009 haben. Dieses Ergebnis war
uns allen, die in der Sozialpolitik unterwegs sind,
vorher klar. Die Ergebnisse im Detail sind span-
nend, denn sie bieten Aufschluss, mit welchen
Strategien wir erfolgreich sind und wohin wir unser
Wohnungslosenhilfesystem weiterentwickeln mis-
sen. Es wird zum Beispiel deutlich, dass die Fach-
stellen erfolgreich darin sind, Wohnungslosigkeit
zu verhindern. Das ist ein guter Erfolg; das verhin-
dert, dass Menschen auf der Stral3e landen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

AuBerdem ist die Anzahl der Obdachlosen mit
deutschem Pass gegeniber 2009 zuriickgegan-
gen. Das ist ein richtig gutes Zeichen. Es zeigt,
dass das Hamburger System erfolgreich arbeiten
kann, und das bei einem sehr angespannten Woh-
nungsmarkt.

Es leben aber trotzdem mehr Obdachlose auf
Hamburgs Strafen als 2009. Das liegt daran — da-
ruber diskutieren wir hier jetzt gerade intensiver —,
dass immer mehr Menschen aus dem EU-Ausland
in Hamburg obdachlos werden. Hamburg ist attrak-
tiv fur viele, die hier auf dem Arbeitsmarkt Ful® zu
fassen versuchen. Wenn das nicht gelingt, fihren
hohe Mieten und die angespannte Situation auf
dem Wohnungsmarkt schnell in die Obdachlosig-
keit oder erst gar nicht hinein in den Wohnungs-
markt. Die gerade fir Menschen aus den osteuro-
paischen Landern sehr harten Verhaltnisse auf
dem Arbeitsmarkt tragen ihren Teil dazu bei. Men-
schen aus dem EU-Ausland haben nicht von An-
fang an die gleichen Anspriiche auf Sozialleistun-
gen wie Deutsche. Fur viele ist der Aufenthaltssta-
tus fur Hilfe nach dem Sozialrecht entscheidend.
Diese Einschrankungen sind vorhanden, ob es uns
gefallt oder nicht; damit ist Hamburg an geltendes
Recht gebunden. In der Praxis sind diesen Men-
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schen damit viele Hilfen und Unterstiitzungsmog-
lichkeiten verbaut. Um dieser Situation gerecht zu
werden, hat Hamburg bereits in den vergangenen
Jahren vielfaltige Angebote geschaffen, um genau
dieser Zielgruppe trotzdem helfen zu kénnen. Eini-
ge Beratungsangebote, Servicestelle Arbeitneh-
merfreizligigkeit, plata et cetera, wurden schon er-
wahnt. Wie diese arbeiten und ihren Beitrag leisten
kénnen, damit haben wir uns schon ofter im Sozial-
ausschuss befasst.

Vor dieser Herausforderung, dass so viele Men-
schen die EU-Freizlgigkeit in Anspruch nehmen
und dass da dann auch Wege scheitern, stehen
gerade viele Kommunen; so auch Hamburg. In die-
ser Situation ist es wichtig, dass gleichermalen
humanitare und offene Angebote von allen ob-
dachlosen Menschen genutzt werden kdnnen.
Deswegen muss das Winternotprogramm so nied-
rigschwellig wie mdglich sein; der Erfrierungs-
schutz muss allen Menschen in Hamburg offenste-
hen. Das Winternotprogramm ist schlichtweg dazu
da, Leben zu retten; darin sind wir uns alle einig.
Dabei dirfen Herkunft und Sozialleistungsanspri-
che keine Rolle spielen.

Gleichwohl darf das Winternotprogramm keine
Dauerlésung sein und es darf auch nicht sein,
dass Arbeitgeber sich ihrer Unterbringungspflicht
dariber entledigen. An dieser Stelle ist die Ob-
dachlosenstudie sehr interessant. Ich bin ge-
spannt, wie die fachlichen Diskussionen sich dazu
entwickeln. Die Frage ist zum Beispiel, auf wel-
chen Wegen auslandische Obdachlose nach Ham-
burg gekommen sind. Der allergrofite Anteil,
75 Prozent, gibt an, sie seien Uber Freunde, allein,
mit Verwandten gekommen, und lediglich 5 Pro-
zent geben an, sie seien mit Hilfe von Organisatio-
nen oder Vermittlern, die sie nicht fair behandelt
haben, nach Hamburg gekommen. Ebenso wird
deutlich, dass nur ein kleiner Anteil — 1,5 Prozent,
um es genau zu sagen — nach Hamburg gekom-
men ist, um von Sozialleistungen zu profitieren.
Deswegen ist es sinnvoll, sie weiterhin darin zu un-
terstlitzen, weswegen sie nach Hamburg gekom-
men sind, namlich um zu arbeiten und ihren Le-
bensunterhalt selbststandig verdienen zu kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Obwohl die Auswertung der Studie gerade erst ge-
startet ist, sind bereits die ersten Erkenntnisse
spannend, wie die Debatte hier zeigt. Fur eine wei-
tere Auswertung bin ich auf die Beratung im Sozi-
alausschuss und beim Fachtag Anfang Mai ge-
spannt und freue mich dann auf konstruktive Dis-
kussionen. — Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Engels. — Frau Nicolaysen, Sie haben
nun fir die FDP-Fraktion das Wort.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Wir Freie
Demokraten stehen dazu, Menschen zu helfen, die
sich selbst nicht helfen kdénnen. Wir haben in
Deutschland ein attraktives Sozialsystem, das ist
bekannt. In Hamburg ist die Hilfe fir obdachlose
Menschen sogar deutlich weitgehender als in an-
deren Stadten. Der Antrag der LINKEN, auf Freizl-
gigkeitstiberpriifung zu verzichten und herkunfts-
unabhangig Beratungs- und Hilfsangebote aus-
nahmslos fur alle anzubieten, mag menschlich
nachvollziehbar sein.

In ihrem Antrag schreiben die LINKEN, dass die
meisten osteuropaischen Obdachlosen hauptsach-
lich den Aufenthaltsgrund der Arbeitssuche in
Hamburg angegeben haben. Ob die angegebenen
Grinde jedoch wirklich der Wahrheit entsprechen,
darf bezweifelt werden. Hamburg benétigt qualifi-
zierte Fachkrafte. Wenn man ehrlich ist, ist es un-
wahrscheinlich, dass Arbeitssuchende ohne jegli-
che Qualifikation, ohne Sprachkenntnisse, ohne
jegliche Ortskenntnis und ohne eine Ubernach-
tungsmaoglichkeit in ein fiir sie unbekanntes Land
reisen.

Wie schon erwahnt, brauchen wir hier in Hamburg
Fachkrafte. Darauf sollten wir fokussieren. Hier
werden Investitionen der Hamburgerinnen und
Hamburger deutlich besser eingesetzt. Wenn wir
ehrlich zueinander sind, dann wissen Sie, dass wir
weder den Hamburgerinnen und Hamburgern noch
den betroffenen auslandischen Obdachlosen einen
Gefallen tun, wenn falsche Hoffnungen geweckt
werden. Wir Freie Demokraten wollen hier keine
falschen Anreize setzen.

(Beifall bei der FDP — Farid Miiller GRUNE:
Was wollen Sie mit denen machen?)

— Herr Miiller, genau das macht dieser Antrag von
Ihnen, er setzt die falschen Signale.

(Zuruf: Der Antrag ist von der LINKEN!)
— Okay, sorry.

Dann reden wir hier vielleicht Gber andere Zahlen
von angeblichen Arbeitsmigranten. Die Hamburge-
rinnen und Hamburger sind nicht fir die Sozialver-
sorgung anderer europaischer, demokratischer
Rechtsstaaten zustandig, Rechtsstaaten, in denen
sich die Menschen flr ein weniger umfangreiches
Sozialsystem entschieden haben.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Was ist eigentlich mit den Menschen, die nicht auf
eigene Faust nach Hamburg kommen? Organisier-
te kriminelle Strukturen gibt es da namlich auch
noch.

(Mareike Engels GRUNE: 1,5 Prozent!)

Fragen Sie bei den zustandigen Behorden nach.
Denn auch diese kriminellen Banden wiirden von
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Ihren geforderten Leistungen ebenfalls profitieren
und ihre Aktivitdten womoglich ausbauen. Aus all
diesen Griunden werden wir diesem Antrag nicht
zustimmen kénnen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Oelschlager be-
kommt nun das Wort fir die AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Das
Thema Obdachlosigkeit ist sehr vielschichtig. Inso-
fern bin ich sehr froh, dass wir das noch einmal im
Ausschuss diskutieren werden und dass der An-
trag entsprechend Uberwiesen wird. Ich mdchte
aber trotzdem zwei Satze zu dem Antrag verlieren.

Sie schreiben von der Vertreibungspraxis, das ist
hier auch schon angesprochen worden. Eine Ver-
treibungspraxis sollte es in Hamburg selbstver-
standlich nicht geben, aber wir missen auch auf-
passen, dass wir nicht entsprechend eine Anlock-
praxis machen. Insofern denke ich, ist das wirklich
etwas, das in den Ausschuss gehdrt und wo ich
denke, dass wir noch einmal sehr grindlich da-
riber reden missen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prisidentin Carola Veit: Frau Ozdemir bekommt
noch einmal das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE: Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Meine Damen und Herren! Frau Nico-
laysen, ich wirde lhnen wirklich erst einmal raten,
die Studie grundlich durchzulesen. Ich glaube, Sie
haben hier einige Punkte einfach durcheinander-
gebracht. Sie haben all die Positionen der FDP in
Bezug auf den Fachkraftemangel noch einmal vor-
getragen, aber Sie haben sich anscheinend nicht
Uber die Situation auf der Strale, Uber die Situati-
on der Betroffenen informiert. Hatten Sie die Stu-
die gelesen, dann wéaren Sie vielleicht noch einmal
anders an die Thematik herangegangen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE)

Es ist wirklich sehr frustrierend; ich stehe hier seit
ungefahr acht Jahren und thematisiere diese Pro-
blematik wirklich schon seit acht Jahren. Wir disku-
tieren das unglaublich lange. Wir sagen doch auch
nicht, dass sich nichts bewegt hat. Wir sagen auch
nicht, dass nichts passiert ist, aber wir machen auf-
merksam auf eine Situation, die sich seit Jahren
wirklich verscharft. Die Situation hat sich eben
dementsprechend so verscharft, dass Menschen
auf der StralRe verelenden und sterben. Das, wor-
auf wir aufmerksam machen mochten, ist erst ein-
mal diese Situation.

Frau Bekeris, ich finde es wirklich ziemlich krass,
dass Sie auf diese Situation gar nicht eingehen,
sondern jedes Mal hier vorn stehen und einmal |h-
re Erfolgsgeschichte darstellen, immer wieder dar-
stellen, welche Projekte diese Behorde hat. Aber
Sie verschweigen sehr oft und erwahnen auch nie,
dass in diesen Projekten eben die Sozialarbeiterin-
nen und Sozialarbeiter viel ehrenamtliche Arbeit
leisten und dass diese Projekte ziemlich unterfi-
nanziert sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem Punkt Vertreibung: Natrlich findet eine
Vertreibung statt. Wir beobachten das im Bezirk
Hamburg-Mitte sehr deutlich. Es gibt doch so viele
Menschen, die vor Ort sind, Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeiter, die davon berichten.
Hinz&Kunzt beobachtet das doch auch standig
und berichtet dartber.

Und die Punkte, die Sie als unrealistisch erwahnt
haben in unserem Antrag, Petitum 1, 2 und 5, liebe
Frau Bekeris, habe ich aus dem Antrag der Berli-
ner Koalition Gibernommen, und in dieser Koalition
sitzt die SPD, soweit ich weil}.

(Dennis Gladiator CDU: Die LINKEN de-
monstrieren dagegen!)

— Ja, DIE LINKE und die GRUNEN sitzen auch in
dieser Koalition, aber die haben einen anderen An-
satz und Berlin ist mit Hamburg nicht vergleichbar.
Die verzichten namlich im Gegensatz zu Hamburg
auf Freizugigkeitstiberprifungen und Abschiebun-
gen und setzen stattdessen auf die inklusionsfor-
dernde Beratungsarbeit und unterstiitzende Struk-
turen; davon kdnnen wir uns doch eine Scheibe
abschneiden.

(Beifall bei der LINKEN)

Natlrlich werden wir im Sozialausschuss auch
noch einmal intensiv dariber beraten. Wir werden
im Mai noch das Winternotprogramm auswerten.
Aber wir wollten mit diesem Antrag einfach noch
einmal deutlich machen, dass der Ansatz Integrati-
on lauten muss. Wir haben alle festgestellt, dass
die Menschen nicht zurlckgehen, dass die Men-
schen, wenn sie zurickgehen, auch wiederkom-
men, weil sie in Deutschland beziehungsweise in
Hamburg eher eine Perspektive sehen als in ihrem
Herkunftsland, weil sie eben auch Geschadigte
sind der Finanzkrise 2007/2008 und es keine Per-
spektive in diesem Land gibt. Dann mussen wir
doch darauf setzen, die Menschen auch zu inte-
grieren, zu integrieren in den Arbeitsmarkt. Erst
einmal die ersten Schritte zu bedenken, dass sie
die Sprache lernen missen, dass sie in den Ar-
beitsmarkt integriert werden muissen, weil wir doch
die Situation haben, dass die Menschen unter
schlimmen Bedingungen arbeiten mussen, leben
missen und dass sie auch sehr oft um ihren Lohn
geprellt werden.
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Ich wiinsche mir einfach, dass wir uns im Aus-
schuss Gedanken dariber machen, um wirklich
jetzt einmal eine ehrliche Debatte zu fihren. Auch
dass Sie dazu einen ehrlichen Beitrag leisten und
einmal sagen, was wirklich schieflauft und nicht im-
mer nur ...

(Zuruf von Kazim Abaci SPD)

— Herr Abaci, Sie brauchen sich jetzt nicht daran
zu beteiligen, das ist auch gar nicht lhr Fachbe-
reich, glaube ich.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Jetzt wird's
aber komisch!)

Das ist der Fachbereich von Frau Bekeris, soweit
ich weil}, denn die Auseinandersetzungen habe ich
immer mit ihr und nicht mit Herrn Abaci.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber wir mussen uns im Ausschuss, vor allem Sie,
Gedanken dartiber machen, wie wir den Ansatz
andern konnen. Sie missen uns auch sehr ehrlich
sagen, welche MaRnahmen aus dem Gesamtkon-
zept demnéachst eigentlich wirklich umsetzbar sind
und welche nicht, denn diese Hinhaltetaktik ist
wirklich sehr frustrierend. Wir reden von einem
Zeitraum von 2012 bis heute.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Wenn keine weiteren Wortmeldungen vorlie-
gen, dann kdénnen wir zur Abstimmung kommen.

Ich frage Sie, wer diesen Antrag der Fraktion DIE
LINKE an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und
Integration Uberweisen mdchte. — Wer stimmt da-
gegen? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist das bei
einigen Gegenstimmen und wenigen Enthaltungen
so Uberwiesen worden.

Wir kommen zu Punkt 47 unserer heutigen Tages-
ordnung. Das ist der Antrag der FDP-Fraktion: Do-
ve Elbe schiitzen — keine Wiedero6ffnung zulassen!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Dove Elbe schiitzen — keine Wiederéffnung zu-
lassen!

— Drs 21/16687 -]

Das Wort wird gewlnscht von Herrn Dr. Duwe und
er bekommt es fur maximal funf Minuten.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Dieses Mal ein loka-
les Thema, aber ich denke, es ist an der Zeit, auch
dieses lokale Thema hier einmal in der Blrger-
schaft voranzubringen. Es zeigt, wie man Men-
schen, die nah an einem Gewasser wohnen bezie-
hungsweise arbeiten, die dort ihren Lebensunter-

halt verdienen, die vielleicht auch eine Freizeitbe-
schaftigung dort haben, vor den Kopf stéflt und
sagt, Moin, Leute, wir planen jetzt etwas, was euer
Leben total durcheinanderbringen wird, und das ist
die mégliche Offnung der Dove Elbe in Bergedorf.

Dazu muss man wissen, 1952 ist die Dove Elbe
von der Elbe abgedeicht worden, und zwar aus
mehreren Griinden. Unter anderem natirlich we-
gen Deichschutz, aber auch deshalb, dass selbst
Milchkihe auf den Flachen nicht mehr weiden durf-
ten, die die Elbe zweimal am Tag Ubersplilt hat,
weil ndmlich die Milch kontaminiert war wegen des
Schlicks, der dort hineingespllt worden ist.

Seither hat sich dieser Bereich entwickelt. Das ist
jetzt ein tidefreies Gewasser, 6kologisch hochwer-
tig, und wird von vielen Menschen genutzt, auch
von den Gartenbaubetrieben fiir Wasser. Es gibt
eine international wichtige Regattastrecke dort. Es
gibt jetzt dadurch, dass der Wasserstand nicht
mehr so stark schwankt, eine sehr gut ausgebaute
Entwéasserung beziehungsweise Bewasserung, die
aber sehr komplex ist in diesem System, die durch
eine Anderung oder durch eine Offnung der Dove
Elbe total durcheinanderkommen wirde.

Es bestehen auch Probleme mit dem Deichschutz.
Es soll dort zwar ein Sperrwerk eingerichtet wer-
den, aber Nachtsperrwerke kdnnten unter Umstan-
den im Notfall einmal ausfallen, und das heif3t, die
Deiche, die dahinter liegen, die sowieso seit Jahr-
zehnten nicht mehr gepflegt werden, missten er-
neuert werden. Darauf stehen teilweise sogar
Holzstadthauser et cetera. Es gibt Tausende von
Menschen, die am Wochenende dort ihre Freizeit
verbringen. Es gibt einen Yachthafen, es gibt einen
Segelhafen. Es gibt eine Schifffahrtslinie, die da
durchfahrt. Man fragt sich natirlich, wie die dann
einmal durchfahrt, wenn zweimal am Tag dort Eb-
be ist und nur noch der Schlick da ist.

Das heil3t also, es gibt weite Bereiche, kaum einen
Aspekt, der eine Wiedertffnung der Dove Elbe
Uberhaupt nur im positiven Lichte erscheinen lasst.
Deshalb beantragen wir, dass auch der Senat hier
zu einer Meinung kommt und den Leuten, die dort
wohnen und arbeiten, erklart, wie sein Standpunkt
ist, und nicht wartet, bis irgendeine Machbarkeits-
studie im Jahre 2020 prasentiert wird. Ich weil3,
was damit dann gespielt wird. Ich sage einmal, ich
bin zwar auch Gutachter und ich hatte mich ge-
freut, so eine Machbarkeitsstudie in Auftrag gege-
ben zu bekommen. Aber das Ergebnis ist so etwas
von klar, was dort herauskommt, da fragt man sich
natdrlich, wieso ...

(Zurufe von der CDU)

— Nein, aus Hamburg nehme ich keine Angebote
mehr an, auch keine Anfragen.

Es ist naturlich schwierig, um das einmal zu sagen,
hier als Experte zu reden. Ich habe zum Beispiel
Gutachten erstellt zur Offnung der Alten Siderel-
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be, die sollte auch einmal gedffnet werden. Was
kam dann heraus? Diverse Optionen, dreimal 6ff-
nen, einmal 6ffnen, taglich 6ffnen, aber man glaubt
nicht, was herauskam: Die Alte Suderelbe ver-
schlickt. Es war keine Moglichkeit, denn das Pro-
blem ist, Naturgesetze sind Naturgesetze. Das
wird auch mit der Dove Elbe passieren. Selbst das,
was man so wie ein Mantra vor sich hertreibt, dass
das Tidegeschehen in der Elbe beeinflusst wird,
wird mittelfristig gar nicht mehr beeinflusst werden,
weil kein Wasser mehr oder wenig Wasser herein-
und herausflieBt, das Ding wird zuschlicken. Des-
halb beantrage ich hiermit, a) dass der Senat Far-
be bekennt und b) dass er dazu steht, dass dieses
Vorhaben nicht weiter verfolgt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Dr. Schaal be-
kommt das Wort flir die SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Zugegeben, das ist ein
schwieriges Thema, aber wir missen auch sehen,
zur nachhaltigen Entwicklung des Wirtschafts- und
Naturraums Tideelbe haben Hamburg, Nieder-
sachsen, Schleswig-Holstein und der Bund schon
2016 das Forum Tideelbe ins Leben gerufen. Also
hier ist nicht nur die Stadt beteiligt, sondern auch
die Nachbarlander. Das vorrangige Ziel dieser Ko-
operation ist es, MaRnahmen zu finden, die eine
nachhaltige Entwicklung der Tideelbe fordern, ins-
besondere auch unter Beachtung der hydromor-
phologischen gewasserschutz- und naturschutz-
fachlichen Gesichtspunkte. Dabei sollen aber na-
turlich auch, Herr Duwe, alle Anleger mit einbezo-
gen werden, denn ohne das geht es nicht. Dies er-
folgt im landeribergreifenden Dialog mit den Ver-
treterinnen und Vertretern von Interessengruppen
entlang der Tideelbe.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Forums
Tideelbe kommen aus 60 Interessengruppen aus
der Region, unter anderem aus der Hafenwirt-
schaft, der Fischerei, den Umweltbehorden der be-
troffenen Bundeslander, den Kommunen und
Landkreisen an der Unterelbe, der Wasserstrallen-
verwaltung des Bundes, der Hamburger Port Au-
thority. Dazu gehoéren aber auch Naturschutz- und
Umweltverbande sowie die Verbande aus dem
Tourismus und dem Wassersport sowie Wasser-
und Bodenverbande der Kammern. Alle bringen je-
weils ihre Sichtweisen ein und haben auch die Ge-
legenheit, ihre Stellungnahmen dort einflieRen zu
lassen.

Die nachhaltige Entwicklung der Tideelbe ist in vie-
lerlei Hinsicht von groRRer Bedeutung. In erster Li-
nie sicher fir den oberen Bereich der Tideelbe, da
geht es darum, diesen Bereich langfristig schiffbar
zu machen. Dies kann nur durch ein abgestimmtes
Sedimentmanagement gewahrleistet werden,

(Ralf Niedmers CDU: Das klappt schon im
Hamburger Hafen nicht!)

und dartber diskutieren wir hier schon seit 15 Jah-
ren, da gab es schon mehrere Ausschusssitzun-
gen mit allen moglichen Beteiligten, Umwelt und
Wirtschaft und Experten und so weiter.

Fir die Okologie der Tideelbe geht es darum, die
zunehmende Verlandung von Nebenelben und
Seitenbereich sowie verstarkte Stromungen im
Hauptstrom zu bekdmpfen, weil das zu einer Ver-
ringerung der Artenvielfalt und zum Verlust von Le-
bensraumen fihrt. Das ist auch wichtig fur die ti-
deoffenen Sportboothéafen in der Region, die unter
anderem auch unter zunehmender Verschlickung
zu leiden haben. Und es ist wichtig fiir die Entwas-
serung der tieferliegenden Marschen, die mit kli-
mabedingt steigendem Tidehub erschwert wird.
Dazu hat das Forum verschiedene Mafinahmen
diskutiert. Diese MaRnahmen zielen auf die Schaf-
fung von Flutraum, zum Beispiel durch Ruckdei-
chung oder Wiederanschluss von Flachwasserge-
bieten an das Tidegeschehen.

Die Dove Elbe ist da nur ein Projekt. Es geht auch,
und das sagte Herr Dr. Duwe schon, um die Alte
Siderelbe, um die Haseldorfer Marsch und um die
Borgfelder Binnenelbe. Alle MalRnahmen kénnen
den stromgerichteten Sedimenttransport, das so-
genannte Tidal Pumping, reduzieren, um die Ver-
schlickung zu bekampfen. So weit zum Hinter-
grund und zur Theorie des Forums Tideelbe. Das
Forum ist ein landerlibergreifender Prozess, da
werden Meinungen, Stellungnahmen und Auffas-
sungen geaulert und gesammelt. Es ist kein Be-
schlussgremium. Viele kritische Stimmen werden
nattrlich weiterhin aufgenommen, sie gehen in
einen abschlieBenden Bericht ein. Das Forum Ti-
deelbe hat aber seine Arbeit noch nicht beendet
und hat noch nichts vorgelegt. Es gibt auch keine
Planung.

Hamburg ist gut beraten, jetzt nicht eine Mal3nah-
me aus dem Diskussionsprozess herauszuziehen.
Wenn das Ergebnis dann vorliegt, wird sich auch
die Birgerschaft eingehend mit den Ergebnissen
befassen. Insofern lehnen wir den Antrag der FDP
ab, er ist zu kurz gesprungen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei René Gdgge
GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Herr Gladiator bekommt
das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Dennis Gladiator CDU: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Ich bin froh, dass wir heute in
der Birgerschaft iber die vom Senat gewollte Off-
nung der Dove Elbe fir den Tidehub der Stromel-
be debattieren. Im Rahmen dieser Debatte muss
jeder Einzelne von |hnen heute auch Position zu
diesem Vorhaben beziehen. Die Bezirksversamm-
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lung Bergedorf hat das bereits getan, sie hat sich
auf Antrag der CDU mit diesem Thema beschaftigt
und mit den Stimmen der SPD, liebe Genossen,
mit den Stimmen der SPD, beantragt, dass diese
Planungen sofort einzustellen sind.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Deshalb appelliere ich auch an Sie, beenden Sie
die Planung, stoppen Sie die Untersuchung und
das Vorhaben, denn die Vier- und Marschlande
sind kein Experimentierfeld fir die Umweltbehdrde.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Die Vier- und Marschlande sind Heimat fir rund
30 000 Menschen, sie sind Naherholungsgebiet,
grine Lunge und Lebensraum flr zahlreiche Tiere
und Pflanzen, und all das gilt es zu schitzen und
zu erhalten. Genau darum geht es heute, um nicht
weniger. Deshalb braucht es fiir diese Entschei-
dung, liebe Kollegen der Koalition, auch keine
Machbarkeitsstudie. Was offenkundig Schwach-
sinn ist, muss auch nicht erst untersucht werden,
und das wissen Sie auch.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Denn die Fakten sind bekannt, die Offnung der Do-
ve Elbe hat keinen wirklichen Nutzen fiir den Ha-
fen. Das Ziel, den Tidehub im Hafen zu mindern
und den Schlamm in den Hafenbecken zu reduzie-
ren, wird eben nicht nachhaltig erreicht. Das mus-
sen Sie nicht mir glauben, liebe Kollegen, das be-
statigt sogar die HPA, die deshalb diese Malinah-
me auch gar nicht will, aber finanzieren muss. In-
sofern hdren Sie auf die Fachleute und nehmen
Sie Abstand von diesem Vorhaben, denn es gibt
keinen Nutzen, aber eine Masse von negativen
Auswirkungen. Dazu will ich kurz etwas sagen.

Es betrifft zum einen die Natur. Das wirde eine
Verdrangung bedeuten von Pflanzen, Fischen und
anderen Lebewesen, die sich seit 70 Jahren auf
die Tidelosigkeit der Dove Elbe eingestellt haben.
Auch das missen Sie nicht mir glauben, aber glau-
ben Sie es der Loki Schmidt Stiftung, die sich ent-
schieden gegen dieses Vorhaben gestellt hat. Es
hat Auswirkungen auf Landwirtschaft und Garten-
bau, die auf das Wasser zur Bewasserung ange-
wiesen sind. Eine Verschlechterung der Wasser-
qualitat hatte fatale Folgen fir Landwirtschaft, Ge-
museanbau und die Nutztierhaltung. Das dirfen
wir alle gemeinsam nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir dirfen genauso wenig zulassen, dass die Ang-
ler benachteiligt werden. Wir diirfen nicht zulassen,
dass den Anwohnern Schaden drohen, denn diese
MaRnahmen haben erheblichen Einfluss auf den
Grundwasserpegel und damit auf die Gebaude an
den Ufern. Aber auch der Sport ist betroffen. Es
wurde gesagt, die Regattastrecke wirde die Eig-

nung fir Wettbewerbe verlieren. Auch das Landes-
leistungszentrum fir Rudern und Kanusport wirde
Schaden nehmen. Im Ubrigen bin ich dem Sport-
senator und dem Sportstaatsrat sehr dankbar,
dass sie klar Position beziehen, auch o6ffentlich,
und dafir werben, dass dieses Projekt eingestellt
wird. Ich hoffe, Sie finden Gehor auch in der Um-
weltbehdrde.

Und zu guter Letzt, die Gewerbetreibenden sind
ebenfalls betroffen. Die Werften und Betriebe am
Wasser waren nur noch bei Flut erreichbar. Die
Ausflugsschifffahrt, die Bergedorfer Linie ware so
nicht mehr moglich wie bisher, der Bergedorfer Ha-
fen wirde abgehangt werden. Das alles gefahrdet
die Existenz vieler Menschen, Pflanzen und Tiere,
und das werden wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es wurde bereits gesagt, die Dove Elbe wurde von
unseren Vorvatern aus gutem Grund von der
Stromelbe abgetrennt, weil ein gleichbleibender
Wasserstand die land- und wohnwirtschaftliche
Nutzung stabilisiert. Und genau das, liebe Kollegen
der Regierungsfraktionen, soll auch so bleiben.
Deshalb kann jeder von Vernunft geleitete Mensch
nur den Stopp dieser Planung unterstitzen, und
darum bitten wir Sie heute eindringlich.

Ich will noch einen Satz sagen, wie dieser Senat
insgesamt mit dem Bezirk Bergedorf umgeht. Man
muss in den letzten Monaten und Jahren stark
feststellen, dass die Bezirke fir Sie allenfalls Erfiil-
lungsgehilfen sind, um lhre Probleme zu I6sen. Sie
haben Ihren Blick in der Innenstadt. Ich will Ihnen
das am Beispiel Bergedorf mit vier Punkten deut-
lich machen.

Sie haben Europas grofite Fliichtlingsunterkunft im
Landschaftskorridor Mittlerer Landweg aus dem
Boden gestampft. Mit der Massensiedlung Ober-
billwerder wollen Sie die Kulturlandschaft in Bill-
werder zerstéren. Sie haben die Windenergieanla-
gen gegen einen Birgerentscheid gebaut und Sie
haben, um das alles irgendwie noch mit lhrem
Koalitionspartner hinzubekommen, dafiir die Orts-
kernentwicklung, die mit den Blirgern gemeinsam
gewollt ist, vollig ohne Grund gestoppt. Das waren
schwere Fehlentscheidungen zulasten der Men-
schen in Bergedorf, und deshalb sage ich es lhnen
ausdricklich, es reicht.

(Beifall bei der CDU)

Die Vier- und Marschlande sind nicht die Spielwie-
se dieses Senats, sondern sie sind Heimat fir
Menschen und Tiere, und deshalb appelliere ich
an Sie, stoppen Sie diese Mallnahme des Forums
Tideelbe, stimmen Sie heute fiir Bergedorf und die
Vier- und Marschlande.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)
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Prasidentin Carola Veit: Frau Sparr bekommt das
Wort fir die GRUNE Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Gladiator, ich weil3 nicht so
recht, welches Idealbild von Bergedorf Ihnen vor-
schwebt, das scheint irgendwie so dieses mittelal-
terliche Stadtchen zur Zeit der beiderstadtischen
Verwaltung zu sein.

(Beifall bei René Gégge GRUNE — Zurufe
von der CDU)

Das ist aber vorbei, das kriegen wir so nicht mehr
hin.

(André Trepoll CDU: Waren Sie schon mal
da?)

Seitdem das Marschgebiet der Elbe flussaufwarts
von Hamburg besiedelt ist

(Zurufe von der CDU)

— ach, rufen Sie doch ein bisschen herum —, das
heil’t seit Jahrhunderten, haben die Menschen dort
mit dem Wasser gekampft.

(Dennis Gladiator CDU: Jetzt kémpfen Sie
mit den GRUNEN!)

Das feuchte Marschland ist besonders fruchtbar
bis heute, aber es muss eben durch Graben, Dei-
che, Pump- und Sperrwerke vor Sturmfluten und
Regen geschiitzt werden. Schon im 15. Jahrhun-
dert, nicht erst 1952, hat man deshalb den
Gammer Deich gebaut, der die Dove Elbe vom
Hauptstrom der Elbe abtrennte, damals auch
schon mit dem Ziel, mehr Wasser fiir die oberelbi-
sche Schifffahrt zu haben. Die Tatenberger
Schleuse war es, die 1952 gebaut wurde. Bei der
grolRen Sturmflut 1962 haben auch die Vier- und
Marschlande schreckliche Deichbriiche erlebt und
Todesopfer zu beklagen gehabt.

Angesichts der Vorgeschichte haben wir volles
Verstandnis dafir, dass vor Ort bei vielen Men-
schen erst einmal die Alarmglocken gehen, wenn
es um neue wasserbauliche MaRnahmen in dem
Gebiet geht. Die Dove Elbe ist in der Tat auch
mehr als eine idyllische Landschaft. Da geht es um
Okologisch wertvolle Bereiche, um eine Regatta-
strecke, um interessante Angelgebiete und um die
Schifffahrt nach Bergedorf.

(Beifall bei Farid Miiller GRUNE)

Anders als es der FDP-Antrag nahelegt, gibt es
aber bisher Gberhaupt keine Planungen von Mal}-
nahmen an der Dove Elbe, die man demnach stop-
pen konnte. Es geht einzig und allein um eine
Machbarkeitsstudie, schon deshalb geht der An-
trag fehl. Ich mdchte aber bei dieser Gelegenheit
den Gesamtkontext noch einmal etwas zurecht-
rucken.

Die Tideelbe insgesamt ist ein hochkomplexes
System, wo das eine das andere bedingt. Darum
haben wir auch das Forum Tideelbe gegriindet,
damit eben moglichst alle Interessen bertcksichtigt
und alle Folgen bedacht werden, damit wir am En-
de die Elbe als Lebensader vieler Bundeslander so
nachhaltig wie moglich weiterentwickeln kdnnen.
Denn eines ist auch klar, viele der Probleme, die
wir am Fluss haben, sind menschengemacht. Am
gravierendsten wirken dabei die von Hamburg ver-
ursachten Vertiefungen, und die jetzt anstehende
Vertiefung macht da keine Ausnahme. Der Sauer-
stoffmangel wird sich wieder steigern, die FlieRge-
schwindigkeit wird sich erhéhen und vor allem der
Tidenhub wird wieder zunehmen. Das kann man
nicht allein durch Deiche einfangen. Wir brauchen
also dringend Bereiche, in denen wir das Hoch-
wasser auflaufen lassen kénnen, ohne dass es
Schaden anrichtet. Wir haben damit auch schon
angefangen in Kreetsand, aber wahrscheinlich wird
das nicht ausreichen. Dass nun ausgerechnet die
FDP, die mit am vehementesten die Elbvertiefung
eingefordert hat, sich da jetzt einen schlanken Fuf}
machen will, das finde ich ziemlich billig.

(Beifall bei den GRUNEN und der LINKEN)

Das Forum Tideelbe hat sich wirklich sehr intensiv
und mit grofler Fachlichkeit Gedanken gemacht,
wie mit der aktuellen Situation des Flusses umzu-
gehen ist. Hamburg, Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen sind sich ihrer gemeinsamen Verant-
wortung sehr bewusst und werden jeweils auf ih-
rem Gebiet flnf verschiedene Malinahmen prifen,
zum Beispiel auch in der Haseldorfer Marsch, an
der Borsteler Binnenelbe oder auch an der Dove
Elbe. Es wirde Uberhaupt nicht gut aussehen,
wenn Hamburg jetzt als Hauptverursacher der Mi-
sere von vornherein sagt, wir prifen erst gar nicht
unsere MafRnahmen. Das geht nicht.

(André Trepoll CDU: Was fir eine Misere?)

Es geht dabei nicht darum, erst einmal alles unter
Wasser zu setzen und dann zu schauen, was pas-
siert. Es geht darum, zu prifen, ob Veranderungen
zum Beispiel am Sperrwerk Tatenberg tberhaupt
Entlastung fir den Hauptstrom bringen kdnnen,
ohne das mihsame Gleichgewicht von Natur und
Nutzung an der Dove Elbe zu stéren. Wenn sich
dann am Ende herausstellen sollte, dass es nicht
geht, dann geht es eben nicht. Das ist das Wesen
einer Machbarkeitsstudie. Aber eines sollten wir
nun wirklich nicht tun: uns Denkverbote auferle-
gen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Jersch bekommt
das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Es ist jetzt eine kompli-
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zierte Diskussion und ich bin mir durchaus des
Spagats bewusst, den man hier in der Tat zwi-
schen lokaler und gesamthanseatischer Struktur
fur den gesamten Elberaum hinsichtlich dkologi-
scher Gestaltung machen muss. Nichtsdestotrotz
mussen auch wir nicht Uber jedes grun lackierte
Stdckchen springen, das uns hingehalten wird, ins-
besondere, wenn es eine rein 6kologische Repara-
turmaRnahme ist. Wer Nachhaltigkeit predigt und
sie sich auf die Fahnen geschrieben hat, der kann
das jetzt nicht wirklich als nachhaltig bezeichnen,
mit solchen Reparaturen die 20 Zentimeter Tideer-
héhung seit der letzten Elbvertiefung zum Beispiel
reparieren zu wollen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wer die Dove Elbe kennt, Herr Duwe hat schon ei-
niges erzahlt, der weil’ allerdings auch, dass der
Zustand nicht so berauschend ist, was die Unter-
haltung dieses Wasserwegs angeht, dass auch ein
geringflgiger Schlickeintrag dort nicht noch zu Pro-
blemen fuhren kdnnte. Und der Tourismus — Ham-
burg hat es sich auf die Fahnen geschrieben, den
Tourismus zu dezentralisieren — von Alster-Tou-
ristik und der Bergedorfer Schifffahrtslinie hatte
erheblichen Schaden durch eine entsprechende
Offnung der Dove Elbe.

Grundsétzliche Fragen sind im Ubrigen komplett
offen. Hier wird jetzt ein Konzept vorgelegt, hier
wird etwas diskutiert, das den Bezirk relativ Gberra-
schend getroffen hat. Es wird erst einmal gesagt,
es helfe etwas fir die Gesamtsituation der Elbe.
Das muss man jetzt erst einmal so hinnehmen.
Nichtsdestotrotz ware die beste Lésung ein nach-
haltiges Hafenkonzept, ein nachhaltiges Elbekon-
zept, das eben nicht solche Situationen provoziert,
indem Hafenbecken zugeschuttet werden und die
Elbe dauerhaft und immer &fter vertieft wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie, Regierungsmehrheit — und der Umweltsenator
hat ja seinen Wahlkreis in Bergedorf —,

(Dennis Gladiator CDU: Noch! Noch!)

Sie missen den Bewohnerinnen und Bewohnern
des Bezirks Bergedorf klarmachen, warum sie flr
eine verfehlte, nicht nachhaltige Hafenpolitik, flr
zugeschittete Hafenbecken und das Muhlenber-
ger Loch, fur die Zuganglichkeit von Sportboothaf-
chen irgendwo an der Elbe eine Umgestaltung ih-
res Lebensraums in Kauf nehmen mussen — oder
zumindest die Diskussion dariber. Das ist eine
Herabwirdigung dieses Lebensraums und ein Dis-
kussionsprozess, der — der Kollege Gladiator hat
es schon angeflihrt — im Bezirk extrem schwierig
ist nach den Erfahrungen, die die Menschen dort
gemacht haben. Die Farce von Oberbillwerder ist
noch voll in Erinnerung und es ist das Wahlkampf-
thema, zumindest war es das gestern auf der Kan-
didatinnen- und Kandidatenvorstellung in Boberg,

das jetzt nicht gerade direkt an Oberbillwerder
liegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir kdnnen aus
Abwagung dieser Gesichtspunkte dem Antrag der
FPD, obwohl ich persoénlich eine grole Sympathie
habe, so nicht zustimmen; wir werden uns der
Stimme enthalten. Und wir hoffen, dass der weitere
Prozess auch wirklich ein demokratischer Beteili-
gungsprozess ist, bei dem alle Meinungen gelten,
und nicht wieder so eine Farce, wie sie rund um
Oberbillwerder und andere Beteiligungsprojekte in
Hamburg abgezogen wurde. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Fir die AfD-Fraktion be-
kommt Frau Oelschlager das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der El-
be wieder mehr Raum geben, das klingt erst ein-
mal sehr gut, auch wenn wir uns ansehen, dass
beim Forum Tideelbe rund 50 Institutionen und
Gruppen vertreten sind: angefangen bei den Elb-
anrainern Hamburg, Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen uber die Kommunen am Unterlauf des
Stroms, die Wasserstrallenverwaltung des Bun-
des, die HPA bis hin zu Tourismus- und Wasser-
sport-, Wasser- und Bodenverbanden, Fischerei
und Hafenwirtschaft; das hat Frau Dr. Schaal ja
auch schon ausgefiihrt. Sie alle suchen nach Mog-
lichkeiten, die geschundene Elbe 6kologisch auf-
zuwerten und zugleich das Verschlickungsproblem
in den Griff zu bekommen. Dieser Vorsatz ist gut
und richtig. Es sollen Mallhahmen wie Ruckdei-
chung und das Offnen von Nebenarmen erarbeitet
werden. Das Wasser soll Ausweichflachen erhal-
ten, um die Sedimentmengen zu verringern.

Das Forum Tideelbe hat jetzt also flnf Gebiete
identifiziert, die fur eine Offnung zum Hauptstrom
infrage kdmen. Eins davon ist die Dove Elbe.

Die Dove Elbe wurde im Mittelalter, tatsachlich im
15. Jahrhundert, vom Hauptstrom der Unterelbe
abgetrennt, um das Fahrwasser des Hamburger
Hafens zu verbessern. Die Strdomung der Dove EI-
be ist heute schwach. Damit ist sie fir Wassersport
gut geeignet. Beim Zusammenfluss von Dove Elbe
und Gose Elbe gibt es einen Ruder- und Kanuver-
ein und eine 2 000 Meter lange Regattastrecke,
die fur internationale Wettbewerbe geeignet ist. Die
Dove Elbe ist auch ein Paradies fiir Angelfreunde.
Es gibt Karpfen, Schleien, Rotaugen, Flussbarsche
und Aale, um nur ein paar Fischarten aufzuzahlen,
die dort heimisch sind.

Dieses kleine Paradies darf nicht leichtsinnig aufs
Spiel gesetzt werden. Bisher ist der 6kologische
Nutzen fir die Elbe noch sehr umstritten, und ob
es einen wirtschaftlichen Vorteil fir den Hamburger
Hafen gibt, ist vdllig unsicher. Ich verstehe sehr
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gut, dass der Senat sagt, es solle eine ergebnisof-
fene Prifung zur 6kologischen Aufwertung der El-
be angestrebt werden. Die Dove Elbe samt Regat-
tastrecke und Fischreichtum dafir zu opfern,
scheint aber nicht sinnvoll. Deswegen stimmen wir
fur den FDP-Antrag. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Gibt es weitere Wortmel-
dungen, meine Damen und Herren? — Herr Dr. Du-
we, bitte.

Dr. Kurt Duwe FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine sehr geehrten Damen und Herren! Dass
der Herr Umweltsenator sich nicht zu Wort gemel-
det hat, nehme ich jetzt einmal ganz locker hin.

(Zuruf: Der kommt ja gleich noch!)
— Vielleicht kommt er ja noch.

Ich mochte nur kurz ein Zitat verlesen; es ist auch
nur klein:

"Auf der Regattastrecke finden seit Jahr-
zehnten nicht nur nationale, sondern auch
internationale Regattaereignisse statt. Da
die Ruderer und Kanuten bei ihren Wett-
kdmpfen auf stehende Gewasser angewie-
sen sind, ist die Regattastrecke in Hamburg-
Allerméhe alternativios. Eine Offnung der
Dove Elbe fiir den Tidehub héatte erhebliche
Auswirkungen auf die Nutzung der Regatta-
strecke und ist daher aus sportfachlicher
Sicht abzulehnen. Das Landessportamt be-
findet sich dazu in enger Abstimmung mit
dem Olympiastitzpunkt Hamburg/Schles-
wig-Holstein.

Gezeichnet: Christoph Holstein, Staatsrat fir
Sport"

— Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei An-
drea Oelschlédger AfD)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich jetzt nicht.

Dann kénnen wir zur Abstimmung kommen und ich
frage Sie, wer dem FDP-Antrag seine Zustimmung
geben moéchte. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das Zweite war die Mehrheit, meine Da-
men und Herren. Dann hat der Antrag keine Mehr-
heit gefunden.

Wir kommen zu Punkt 55 unserer Tagesordnung,
Antrag der AfD-Fraktion: Wer bestellt, der be-
zahlt! — Ubernahme der Kosten fiir die ab Herbst
2015 erfolgte Masseneinwanderung durch den
Bund.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Wer bestellt, der bezahlt! — Ubernahme der
Kosten fiir die ab Herbst 2015 erfolgte Massen-
einwanderung durch den Bund

— Drs 21/16695 -]

Die AfD-Fraktion mdchte den Antrag federfihrend
an den Haushaltsausschuss, mitberatend an den
Sozialausschuss Uberweisen.

Das Wort bekommt Herr Dr. Wolf.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Armin Laschet, der
Ministerprasident von NRW, nennt den Vorschlag
indiskutabel und prophezeit ein erneutes Aufflam-
men der Flichtlingsdebatte. Markus Sdder, bayeri-
scher Ministerprasident, warnt vor einer Spaltung
der Gesellschaft und sieht den sozialen Frieden in
Gefahr. Wir reden hier nicht Uber etwas Neben-
sachliches, sondern Uber etwas ganz Zentrales.

Worum geht es? Bundesfinanzminister Olaf
Scholz, SPD, hier wohlbekannt, will die Bundesfor-
derung fir die Versorgung der Migranten deutlich
senken, um mehrere Milliarden Euro jahrlich, be-
reits ab dem kommenden Jahr 2020. Betroffen
sind vor allem die Lander und Gemeinden. Nach
der heftigen Kritik aus den Landern — nicht nur
CDU-Landern, auch Manuela Schwesig hat sich
zum Beispiel sehr kritisch geduflert — scheint er et-
was zurlckzurudern. Anfang April stellte er eine
Kostenlibernahme fiir die Unterbringung anerkann-
ter Asylbewerber doch noch in Aussicht und
kommt den Landern und Gemeinden etwas entge-
gen. Allerdings soll es grundsatzlich bei einer Re-
duzierung der Kostentubernahme durch den Bund
und bei einer Deckelung bleiben.

An diesem Streit (iber die Ubernahme der Flicht-
lingskosten werden schlagartig eine ganze Reihe
von Punkten deutlich.

Erstens: Es wird offenbar, wie immens hoch die
Kosten fir die von der Bundeskanzlerin und den
Regierungsparteien zu verantwortende Grenzoff-
nung sind, fir den millionenfachen Zuzug von so-
genannten Flichtlingen, darunter ein betrachtlicher
Anteil an Wirtschaftsmigranten, fir die unser Asyl-
und insbesondere unsere Sozialsysteme Uber-
haupt nicht ausgelegt sind. Denn es geht hier um
Milliardenbetrage jahrlich und man ist erneut erin-
nert an den berihmten Satz Milton Friedmans:

"It's just obvious that you can't have free im-
migration and a welfare state."

(Wolfhard Ploog CDU: Was heil’t das
denn?)

Man kann eben nicht beides zugleich haben, ent-
weder offene Grenzen oder einen Sozialstaat.
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Zweitens: Dass die Kosten so hoch sind, dass das
alte Scholz-Rezept — mit viel Geld Probleme ein-
fach zukleistern — an seine Grenzen stof3t.

Drittens: Dass diese immensen Kosten von jeman-
dem getragen werden missen. Am Ende ist das
immer der Steuerzahler, der dafiir blechen muss.
Aber das lasst sich noch weiter auffachern. Denn
es wird klar — und es ist eben dann zu entschei-
den, wo man die Prioritdten setzt —, dass und wie
diese enormen Kosten geschultert werden mdis-
sen: Entweder geht das zu Lasten anderer 6ffentli-
cher Ausgaben, wird es Streichungen zulasten an-
derer Gruppen oder ein Girtel-enger-Schnallen
und ein Streichen bei Investitionen geben, oder
aber der Staat wird sogar Steuern erhohen, und
das in Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen wie
noch nie. Wahrscheinlich wird beides kombiniert,
machen wir uns da nichts vor. Andere staatliche
Aufgaben leiden, Investitionen werden verschoben
und die Steuern werden nicht gesenkt, sondern
mdglicherweise auch noch erhoht.

Und schlieBlich der letzte Punkt, der das jetzt in die
Offentlichkeit gerlickt hat: Es ist eben ein groRer
Unterschied, welche staatliche Stelle dafiir ein-
steht, diejenige, die diese Kosten durch die Politik
der offenen Grenzen verursacht hat, der Bund,
oder eben die Lander und Kommunen, die das am
Ende vor Ort ausbaden missen. Deshalb haben
eine Reihe von Journalisten ihre Artikel Gberschrie-
ben mit dem Schlaglicht "Kirzungen bei Fllcht-
lingskosten: Jetzt beginnen die Verteilungskédmp-
fe".

Hier setzen wir mit unserem Antrag an. Der Bund
soll in die Pflicht genommen werden, entgegen
den Kirzungsvorschlagen von Herrn Scholz die
Mehrkosten, die er durch sein Handeln verursacht
hat, auch zu tragen. Wer bestellt, bezahlt! Hier ist
der Bund in der Pflicht, und deshalb: Folgen Sie
unserem Antrag. Lassen Sie uns ihn zuvor in den
Ausschissen beraten, im Sozialausschuss und im
Haushaltsausschuss, damit wir gemeinsam fur
Hamburgs Interessen die bestmdgliche Losung fin-
den und das in eine entsprechende Bundesratsini-
tiative mindet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Fir die SPD-Fraktion be-
kommt Herr Quast das Wort.

Jan Quast SPD:* Frau Prasidentin, meine Damen
und Herren! Der Bund hat in den Jahren 2015 bis
2018 Uber 600 Millionen Euro nach Hamburg tber-
wiesen, um die Kosten der Unterkunft, Integrati-
onskosten und andere Kosten fiir Gefllichtete zu
Ubernehmen und Hamburg dabei zu unterstitzen,
diese Leistungen erbringen zu kénnen. Das alles
ware nicht mdglich ohne die vielen ehrenamtlichen
Helfer, die das geleistet haben und heute die
Fluchtlingsarbeit noch unterstitzen. Deswegen

mochte ich an dieser Stelle einmal einen herzli-
chen Dank an all diejenigen richten, die Hamburg
und die Gefliichteten unterstitzen, sie zu integrie-
ren.

(Beifall bei der SPD, der CDU und den
GRUNEN)

Nun sind die Eckwerte des Bundeshaushalts vor
einigen Wochen verdffentlicht worden und auch zu
dem Thema der weiteren Hilfen des Bundes ist ei-
niges gesagt worden. Der Hamburger Blrgermeis-
ter Peter Tschentscher hat sich 6ffentlich dazu ge-
auflert und ich denke, alles gesagt, was das weite-
re Verfahren betrifft. Vor diesem Hintergrund hal-
ten wir es Uberhaupt nicht fir notwendig, an dieser
Stelle zu diesem Zeitpunkt das Thema zu vertiefen
und eine Initiative des Bundesrats zu beschliel3en.
Denn wenn man sich ein bisschen mit der Rechts-
setzung des Bunds auskennt, dann weil} man,
dass der Haushaltsplan-Entwurf des Bunds dem
Bundesrat zugeleitet wird, sodass dieser Stellung
nehmen kann — auch zu den Erstattungen und den
Zuschussen, die der Bund vorsieht fur die kinfti-
gen Kosten fur Geflichtete. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Fir die CDU-Fraktion
bekommt Herr HeilRner das Wort.

(Wolfgang Rose SPD: Ist doch alles gesagt!)

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! "Wer bestellt,
der bezahlt!" Ich finde, das ist schon ein possierli-
cher Titel fir einen Antrag einer Fraktion, die sich
ihre Wahlkdmpfe von anonymen Schweizer Grol3-
spendern finanzieren |asst.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Mutig. Mutige Anmeldung. Das sollten Sie sich
vielleicht einmal zu Herzen nehmen.

Gut, es war sicherlich nicht geschickt vom Bundes-
finanzminister, diese Kirzung, diese Zahl von
1,3 Milliarden Euro, einfach in den Raum zu stel-
len. Das war so ein bisschen diese scholzsche
Selbstherrlichkeit, die wir ja aus Hamburg auch
schon gut kennen. Aber nach dem massiven
Druck, im Wesentlichen der Ministerprasidenten
von CDU und CSU ...

(Zurufe)
— Ja, war so. War so.

Es ist schon bemerkenswert. Es ist wirklich bemer-
kenswert gewesen. Das Interview von Peter
Tschentscher beim Deutschlandfunk zu diesem
Thema — also was flir ein Politikergeschwurbel und
Hin und Her, um ja nicht seinen Finanzminister an-
zugreifen, statt einmal deutlich die Hamburger In-
teressen zu formulieren. Da stellte sich wieder die
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Frage: Was ist hier eigentlich die Hauptloyalitat?
Aber gut.

Der Druck von CDU und CSU, der sehr deutlich
geaulert wurde, hat jedenfalls geholfen und Olaf
Scholz hat selbst schon angekiindigt, dass es zu-
mindest eine Verdoppelung dieser 1,3 Milliarden
Euro geben soll. Wir sind also schon bei 2,6 Milliar-
den Euro. Das ist jetzt Thema in der Ministerprasi-
dentenrunde; da gehort es auch hin.

Ihr Antrag allerdings zu diesem Thema, so berech-
tigt die Kritik an dieser ersten Summe gewesen ist
— das hat man jetzt hier gesehen, das war Auftrieb
fur die Spalter —, ist wirklich die stumpfest denkba-
re Form, sich diesem Thema zu nahern. Das Erste
ist, dass Sie sagen, es solle Uberhaupt keine Re-
duzierung geben. Mir ist klar, dass Sie ungern zur
Kenntnis nehmen, dass die Flichtlingszahlen, ge-
rade auch die Zahl der in Hamburg ankommenden
Flichtlinge, inzwischen wieder etwa auf dem Ni-
veau von 2013 sind. Das ist das einzige Thema,
bei dem Sie hier im Haus ein gewisses Engage-
ment an den Tag legen, und jetzt wird es lhnen ge-
nommen, jetzt haben Sie es irgendwie nicht mehr;
ich verstehe, dass Sie das ungern zur Kenntnis
nehmen. Aber natlrlich muss der Bund und natur-
lich muss die Stadt, wenn sie finanzielle Entschei-
dungen trifft, die Realitaten auch zur Kenntnis neh-
men — anders als Sie, aber wir sagen es lhnen
deswegen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD, den GRUNEN und der FDP)

Das andere ist: Sie haben sich Uberhaupt gar kei-
ne Gedanken gemacht bei dem, was Sie da for-
dern. Es ist doch so, dass sich viele der abgelehn-
ten Asylbewerber noch bei uns befinden, weil die
Bundeslander, die fir Abschiebungen zustandig
sind, das nicht konsequent genug machen. Das
finden Sie sicher auch.

(Zurufe)

Das Interessante ist: lhr Antrag fordert jetzt, dass
auch die Kosten fir die abzuschiebenden abge-
lehnten Asylbewerber vom Bund Ubernommen
werden sollen, also jeder Anreiz fUr die Bundeslan-
der entfernt werden soll, da konsequent vorzuge-
hen. Sie haben nicht verstanden. Sie schreiben im
Antrag gegen lhre eigene politische Position und
Interessenlage, wirklich der stumpfest maogliche
Zugang zu diesem Thema. Es ist im Grunde pein-
lich.

Zu der Frage Bundesratsinitiative hat mein Vorred-
ner schon alles gesagt. Da gehort so eine Haus-
haltsinitiative wirklich nicht hin. Die Ministerprasi-
dentenkonferenz wird sich damit befassen und si-
cherlich auch eine gute Ldsung fir alle finden. Fir
Ihre Schaufensterreden flr Facebook ist dieses
Thema denkbar ungeeignet. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Mller hat jetzt das
Wort fir die GRUNE Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Fangen wir gleich beim Titel
an, "Wer bestellt, der bezahlt!". Wir halten es aus
einem anderen Grund fiir unangebracht, so eine
Sprache hier hereinzubringen: Das suggeriert,
dass gefliichtete Menschen Ware seien. Das sind
sie nicht und das wissen wir auch alle. Damit brin-
gen Sie das Thema wieder in eine Ecke, die wir
zutiefst ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der FDP
und vereinzelt bei der CDU)

Wir GRUNE bewerten die Integration der Gefliich-
teten als gesamtgesellschaftliche Aufgabe und
deshalb unterstitzen wir den Ersten Birgermeister
dabei, in der Ministerprasidentenrunde dafiir zu
sorgen, dass die Kommunen und die Lander
selbstverstandlich weiter vom Bund unterstitzt
werden, und zwar in einer Hohe, wie wir es bisher
hatten. Wenn sich dann zeigt, dass wir bei der In-
tegration immer erfolgreicher werden, dann neh-
men natdrlich die Kosten ab. Das ist aber momen-
tan nicht absehbar.

Und dann will ich noch einmal Richtung CDU sa-
gen: Wenn Sie anfangen, Bundesfinanzpolitik und
Zuweisungen des Bundes zu verknupfen mit einer
Politik: Wer ist denn jetzt schuld bezlglich der Ab-
schiebungen? Wie wollen wir das denn mit den
Asylbewerberleistungsgesetzen machen? Wie soll
denn das Bundesamt flir Migration eigentlich arbei-
ten? Ich weild nur eins: Diese Debatte spielt nicht
Ihnen in die Hande, Herr Kollege. Diese Debatte
nutzt ganz anderen Menschen in diesem Land, je-
denfalls auf keinen Fall den Geflichteten, auf kei-
nen Fall der Integration. Und deswegen lehnen wir
diese Debatte — wer wird jetzt genau belohnt als
Bundesland und Kommune fiir irgendwelche Leis-
tung in der Integration — zutiefst ab.

Ich glaube, wir wissen alle, dass wir unsere Aufga-
ben im Bund und in den Kommunen, in den Lan-
dern haben. Wir missen sie alle leisten, daran wird
nichts vorbeifiihren. Wir vertrauen hier auf den Ers-
ten Blrgermeister und auf Finanzsenator Dressel,
dass Hamburgs Interessen weiter vertreten wer-
den. — Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Ensslen hat jetzt
das Wort fur die Fraktion DIE LINKE.

Dr. Carola Ensslen DIE LINKE:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Fast 2 000 Straftaten
gegen Geflichtete gab es 2018, fast 2 000 Mal
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rassistische Ubergriffe. 315 Menschen wurden ver-
letzt. Fast jeden Tag also werden Gefliichtete
durch rechte Gewalt verletzt. Rechte Gewalttaten,
Bedrohungen mit Waffen und Sprengstoff in
Deutschland machen den Menschen Angst, ge-
fahrden unserer Demokratie.

Nun, was hat das mit den Kosten flr Gefllichtete
zu tun? Ganz einfach. lhnen von der AfD geht es
doch gar nicht ums Geld. Es geht darum, mit im-
mer wieder derselben falschen Geschichte Res-
sentiments und Rassismus zu schuren.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Gabi Dobusch SPD — Dr. Alexander Wolf
AfD: Das sehen die CDU-Ministerprasiden-
ten aber anders!)

Rassismus ebnet den Weg fiir rechte Gewalt. Das,
meine Damen und Herren von der AfD, haben Sie
mit zu verantworten.

(Beifall bei der LINKEN und den GRUNEN —
Zuruf von der AfD: Blédsinn!)

Schauen wir auf lhren Antrag. Was genau sind die
ausgrenzenden Ressentiments? Da ist von Mas-
seneinwanderung die Rede, also wird unterschie-
den zwischen "die" und "wir". Es wird nicht berlck-
sichtigt, dass die Menschen Fluchtgriinde haben.

(Dirk Nockemann AfD: Es geht um etwas
vollig anderes!)

Fir Herrn Wolf sind das sowieso alles nur soge-
nannte Wirtschaftsfllichtlinge. Es wird Angst ge-
schurt vor einer angeblichen Masse. Es wird Angst
davor gemacht, dass es keine Kontrolle gabe.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Es geht darum,
wer die Kosten tragt!)

Es wird gesagt, dass Gefllichtete gegen den Rat
deutscher Spitzenbeamter aufgenommen wurden.
Aber sind denn da geheime Krafte an der Macht
oder was? Wer sind denn diese Leute, die die AfD
wahrscheinlich meint? Es gibt leider viel zu viele
Rechte im Verwaltungs- und Justizapparat.

(Zuruf: Ja, das bestimmen natirlich Sie! Al-
les Faschisten!)

Siehe Herrn Maallen, der zum Glick seinen Pos-
ten nicht mehr hat.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Siehe den AfD-Spenderstaatsanwalt, der das Zen-
trum fur politische Schonheit ohne Grund verfolgt
hat und jetzt zum Gliick auch versetzt wird.

Das Asylrecht der 2015 Gekommenen wird infrage
gestellt, Herr Wolf hat das noch einmal gesagt, von
wegen Grenzéffnung und so. Immer wieder diesel-
be Mar. Dabei verbietet Dublin Deutschland nicht
die Aufnahme von Gefliichteten, das hat der Euro-
paische Gerichtshof langst entschieden.

(Beifall bei der LINKEN und vereinzelt bei
den GRUNEN)

Und schlieBlich die Milliardenkosten. Was wird da
fur ein Bild gezeichnet? Herr Wolf hat es noch ein-
mal bestatigt. Von Steuererhéhungen ist die Rede,
von Verteilungskampfen, Gefliichtete, die uns alles
wegnehmen, die uns arm machen. Geflichtete
verursachen Kosten, richtig. Fir 2018 waren da im
Bundeshaushalt 21,4 Milliarden Euro bereitgestellt,
einschlieRlich Bekdmpfung der Fluchtursachen.
Aber es ist unsere verdammte humanitare Pflicht,
diese Kosten zu Ubernehmen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Mareike En-
gels GRUNE)

Eine Kosten-Nutzen-Rechnung verbietet sich da.
Und im Ubrigen, meine Damen und Herren: Jahr-
lich entgehen dem Bund etwa 100 Milliarden Euro
durch Steuerhinterziehung.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist eine Form von Flucht, die Schaden anrich-
tet. Dazu schweigt die AfD. Nicht ohne Grund.
Denn AfD-Mandatstréagerinnen und Mandatstrager
sind fleiRig daran beteiligt, siehe die Ermittlungen
gegen Gauland, siehe das Verbot der Mandats-
auslibung gegen den AfD-Landtagsabgeordneten
Weil} in Brandenburg, siehe den Verdacht gegen
die AfD-Landtagsabgeordnete Bublies-Leifert in
Rheinland-Pfalz und das Verfahren gegen Ex-AfD-
Chefin Frauke Petry. Wenn wir hier also Uber
Fluchtlingskosten reden, dann sollten wir Gber die
Kosten der AfD-Steuerflichtlinge reden; wer weil3,
was in Hamburg da noch schlummert.

(Beifall bei der LINKEN und Heiterkeit bei
der AfD)

Den Antrag lehnen wir selbstredend ab. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN und bei Phyliss De-
mirel und Anna Gallina, beide GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Frau Nicolaysen be-
kommt nun das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! AfD und
seridse Flichtlingsthemen, das ist kaum vorstell-
bar.

(Dirk Nockemann AfD: Fur Sie vielleicht
nicht!)

Es ist kaum miteinander zu verbinden. Wie Pol und
Gegenpol stoldt sich das einfach gegenseitig ab.
Migration ist ein Thema, das die Gesellschaft spal-
tet, ein Thema, das, wie wir in den vergangenen
Jahren gelernt haben, die politische Richtung in
vielen Landern nach rechts abdriften lie®. Das ist
die grolRe Gefahr.
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Wir Liberale treten fiir eine weltoffene Gesellschaft
ein.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb darf hier kein Wirfeln Gber die Héhe der
Kostenbeteiligung des Bundes stattfinden. Sinken-
de Zuwanderung und steigende Integrationskosten
mussen in Einklang gebracht werden. Ich habe
mich nicht besonders dariiber gewundert, dass, als
der Bundestag am 29. November 2018 Uber die
fortgesetzte Beteiligung des Bundes an den Inte-
grationskosten der Lander und Kommunen ent-
schied, die AfD die einzige Fraktion war, die dage-
gen stimmte. lhr Antrag ist deshalb zwar verwun-
derlich, aber ich als Liberale bin immer bereit, vor-
urteilsfrei in eine Sachdiskussion einzusteigen.

(Dirk Nockemann AfD: Darf ich das bezwei-
feln?)

Wenn man nun die provokante Uberschrift weg-
lasst, dann ist das Kernthema ein fraktionsiber-
greifendes Anliegen, namlich die Frage danach:
Wer tragt kinftig die Kosten der Integration? Und:
Kann der Bund hohere Kosten auf die Lander ein-
fach so abwalzen?

Fakt ist, an den zuwanderungsbedingten Kosten
hat sich der Bund laut der ebenfalls heute auf der
Tagesordnung stehenden Drucksache 21/16647 in
Hamburg im Jahr 2018 mit rund 176 Millionen Euro
beteiligt. Die Erstattung des Bundes erfolgte in Ho-
he von 121 Millionen Euro im Rahmen der Umsatz-
steuerverteilung, etwa 55 Millionen Euro wurden
direkt in die Einzelplane unter anderem flr die
Kosten der Unterkunft und den sozialen Woh-
nungsbau zugewiesen.

Der erste Vorschlag des ehemaligen Blrgermeis-
ters und nunmehr Bundesfinanzminister Scholz,
die Beteiligung des Bundes an den Fllchtlingsaus-
gaben der Lander und Kommunen deutlich zurtick-
zufahren, war einfach inakzeptabel. Dass Lander
— wie auch Hamburg — dagegen Sturm liefen, war
klar. Ich wirde meinen, es war sogar Taktik, um
erst einmal zu schockieren und mit einem zweiten
Vorschlag das Worst-Case-Szenario abzuwenden.
Nun, wie sich zeigte, spielte Herr Scholz einfach
nur den Populisten in die Hande. Jetzt hat Herr
Scholz verkiindet, dass der Bund auch die zusatzli-
chen Kosten fiir die Unterklnfte der Flichtlinge
Ubernehmen werde. Der zweite Vorschlag ist im-
merhin ein Entgegenkommen. Die Hamburger
SPD sollte Herrn Scholz bei nachster Gelegenheit
einfach daruber aufklaren, dass der Bund fir das
Asylrecht zustandig ist und darum auch finanziell
daflr verantwortlich ist.

Es kann nicht angehen, dass immer mehr Aufga-
ben im Asylbereich auf die Lander und Kommunen
einfach so abgewalzt werden, ohne dass deren
Kosten durch den Bund getragen werden. Diese
Aufgabenverlagerung ohne finanzielle Kompensa-
tion stellt einen Bruch der vollmundigen Verspre-

chungen dar, die Lander mit den Folgen der Migra-
tion nicht alleinzulassen. Die Integrationspolitik in
den Landern und insbesondere in Hamburg darf
einfach nicht aufs Spiel gesetzt werden, weil der
Bund einseitig nur auf die Zugangszahlen schaut.
Wir erwarten, dass Hamburg seinen Einfluss im
Bund nutzt und auf eine faire und gerechte Kosten-
beteiligung des Bundes an den zuwanderungsbe-
dingten Kosten hinwirkt. — Vielen Dank.

(Befall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter!
Dass es nicht sinnvoll sein kann, den Menschen,
die hier in diesem Lande arbeiten, Geld abzupres-
sen, denn es handelt sich nicht um sprudelnde
Steuerquellen, wie das vielleicht irgendwo in Russ-
land oder Saudi-Arabien, wo die Olquellen spru-
deln ... Da kénnte man das vielleicht so sagen.
Aber das Geld, das der Bund zur Verfligung hat,
das presst er den arbeitenden Menschen ab. Und
dieses Geld dann dem asylindustriellen Komplex in
den Rachen zu werfen und die Probleme, die
durch die Massenimmigration entstanden sind, da-
mit zuzuschutten — dass das die AfD nicht versteht,
ist schon bitter. Und nattrlich hat das Herr Heil3ner
viel besser ausgedriickt als ich.

Deshalb zum nachsten Punkt. Die Massenimmi-
gration ist Vélkermord, so heil3t es in einer Resolu-
tion des Bundestags vom 1996. Die Volksvertreter
wollten damals den bdsen, bosen Chinesen eins
auswischen. Na ja, wer anderen eine Grube
grabt ... Die Taterin, besser Anstifterin fir diesen
Volkermord war und ist die Frau, die in diesem
Hause nicht kritisiert werden darf. Nur insoweit ist
der AfD-Text stimmig.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Philipp HeilBner CDU und Dr. An-
jes Tjarks GRUNE)

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Natirlich haftet sie — also jetzt nicht die AfD — fur
die Folgen nicht mit ihrem Privatvermdgen; fur die
finanziellen Folgen, meine ich. Und erst recht nicht
fur die korperlichen Schaden derjenigen, die mit ih-
rem Leben oder ihrer Unversehrtheit direkt Betrof-
fene oder Uberlebende des Vélkermordes wurden.
Es bezahlt in jedem Falle das Volk.

Was aber haben die Burgermeister der Kommunen
beziehungsweise in Hamburg die Bezirksamtsleiter
gemacht? Wahrend der hitzigen Phase der Asylka-
tastrophe
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(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

haben sie sich mit ihren Mitarbeitern Schulungen
unterzogen. Die Blrgerschaft hat dafiir extra eine
halbe Million Euro bereitgestellt. Sie haben gelernt
— also die Bezirksamtsleiter und anderswo die Bur-
germeister —, asylkritische Blrger bei sogenannten
Informationsveranstaltungen einzuschiichtern, zu
isolieren oder durch die zahlreichen und lautstar-
ken Menschen aus dem asylindustriellen Komplex
niederbrillen zu lassen.

(Zuruf von Anna Gallina GRUNE)

Einige Burgermeister haben das Unrecht des Vol-
kermordes erkannt. Warum sind sie gegen ihr Ge-
wissen mitgelaufen? Ordindres deutsches Duck-
mausertum? Untertanengeist? Die Chance, sich in
einem moralischen Wohlgefiihl zu suhlen? Oder ei-
ne Wirtschaftshilfe fir den lokalen asylindustriellen
Komplex? Wir wissen es nicht.

(Glocke)
Spéter werden wohl alle dagegen gewesen sein.

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Dr. Flocken, ich erteile lhnen fir lhre Wortwahl
einen weiteren Ordnungsruf.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Boris Palmer ist das lebende Beispiel, dass Wider-
stand mdglich war und ist.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie sind doch
sonst gegen Grine!)

Die Kommunen waren die Erfillungsgehilfen, die
willigen Vollstrecker der ... Na, das darf ich jetzt
nicht mehr sagen.

Wenn es darum ginge, eine gerechtere Lésung zu
finden, also im Konjunktiv Irrealis, wenn es darum
ginge, dann hatte ich einen Vorschlag:

(Arno Mtinster SPD: Nee, bitte nicht!)

Wo bis 2015 viel Links-Griin gewahlt wurde, da
mussen die Kommunen nicht so viel selbst zahlen;
ab 2015 entfallt natlrlich die Unterscheidung zwi-
schen CDU und Links-Grin. Im Gegenzug wurden
alle Kommunen entlastet, die durch einen beson-
ders hohen AfD-Stimmenanteil ihre Gegnerschaft
zum Volkermord dokumentiert haben.

(Dirk Nockemann AfD: Ludwig, red doch kei-
nen Mist, Mensch!)

Eine letzte Bemerkung zum AfD-Antrag. Der Stil,
der Sprachstil ist dermalien beleidigend fiir die
deutsche Sprache, dass mir wirklich die Worte feh-
len, wie man so etwas hier vorlegen kann. — Vielen
Dank.

(Dirk Nockemann AfD: Mein Gott, was ist
aus Ludwig Flocken geworden!)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Nockemann fiir die AfD-Fraktion.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Jetzt kommt ja
der Linksauf3en hier!)

Dirk Nockemann AfD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist schon
wirklich erstaunlich, was die Links-Fraktion aus so
einer Debatte macht.

(Zurufe von den GRUNEN und der LINKEN)

Da meldet die AfD-Fraktion das Thema an, das al-
le Ministerprasidenten Deutschlands bewegt, und
Frau Ensslen — von der Links-Fraktion, hat ja Sys-
tem — macht dann daraus: Die AfD spaltet, die AfD
schurt Rassismus.

(Zurufe von den GRUNEN und der LINKEN)

Frau Ensslen, setzen Sie in so einer Diskussion,
die ganz Deutschland bewegt und die wir nur auf-
greifen, doch endlich einmal lhre linke Hasskappe
ab und fuhren Sie einmal eine sachliche Auseinan-
dersetzung.

(Zurufe von den GRUNEN und der LINKEN)

Das alles, was Sie sich geleistet haben, waren ub-
le linke Entgleisungen. Das waren Verunglimpfun-
gen der AfD, die ich hiermit in aller Deutlichkeit zu-
rickweise; das muss ich mir von Sympathisanten
der Roten Flora und von Sympathisanten von
Linksradikalen nicht sagen lassen.

(Beifall bei der AfD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Was ha-
ben wir nicht alles gehért im Rahmen der Fliicht-
lingskrise von 20157 Deutschland ist ein reiches
Land. Niemandem wird irgendetwas genommen.
Der Burger wird es gar nicht merken, dass wir Uber
1,5 Millionen Fluchtlinge aufgenommen haben.
Und die Fakten heute? Finanzminister Scholz will
den Kommunen die fir die Versorgung der Flicht-
linge anfallenden finanziellen Unterstiitzungen zu-
sammenstreichen. Damit legt er nicht nur die Axt
an den gesellschaftlichen Zusammenhalt, an die
gesamtgesellschaftliche Solidaritat, damit macht er
deutlich, endlich einmal, dass sich Deutschland
2015/2016 bei der Aufnahme von Flichtlingen
maflos ibernommen hat.

Professor Raffelhlischen hat kirzlich in einem In-
terview deutlich gemacht: Deutschland unter-
schatzt massiv die Kosten der Aufnahme der
Fluchtlinge beziehungsweise der Flichtlingskrise
von 2015. Und er hat berechnet, dass uns diese
Krise in den nachsten 20, 30 Jahren 1 000 Milliar-
den Euro — das heif3t 1 Billion Euro — kosten wird.

(Zuruf von Ewald Aukes FDP)

— Das ist keine Hetze, das ist Fakt. Hier wird ein
Wissenschaftler zitiert.
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Und diese Gelder werden fehlen: bei der Infra-
struktur. Sie fehlen im Bildungsbereich.

(Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE

LINKE)
Sie fehlen, wenn es darum geht, Deutschland ...

— Schreien Sie doch nicht immer, Frau Boedding-
haus.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ich
schrei so viel, wie ich willl)

Es ist unertraglich, dieses hysterische Gewurbel.
Also, Frau Boeddinghaus, bitte mal ein bisschen
leiser. Dann hore ich Ilhnen auch zu. Wenn Sie
sachlich mit mir reden, dann hore ich lhnen auch
Zu.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Reden Sie
doch erst mal sachlich!)

Gehen Sie ans Pult, stellen Sie mir eine Frage.

Noch einmal. Professor Raffelhiischen hat also, ich
darf lhnen das gern wiederholen, berechnet, dass
uns die Fluchtlingskrise 1 000 Milliarden Euro kos-
tet. Und dieses Geld fehlt unter anderem, wenn es
darum geht, Deutschland technologisch zukunfts-
fahig zu machen. Das ist die Wahrheit.

Diejenigen, die in einfaltiger Naivitat 2015 die Will-
kommensteddybaren geworfen haben, werden
jetzt mit den Folgen konfrontiert, da Olaf Scholz
den Geldhahn abdreht. Alle, die glauben, Geld fal-
le wie Manna vom Himmel, sind nun mehr oder
weniger sprachlos. Willkommen in der harten Rea-
litat. Aber das ist symptomatisch fiir alle Gutmen-
schen, erst viel zu spat bekommen sie immer wie-
der die Rechnung prasentiert und die Erkenntnis,
dass Gutmenschentum eben doch etwas kostet.
Das ist genau wie mit den Blrgschaftserklarungen,
die Burger ausgesprochen haben, damit Fluchtlin-
ge nach Deutschland einreisen kdnnen. Irgend-
wann merken sie, huch, da habe ich mich aber
doch verhoben, war ja alles gar nicht so gemeint,
und jetzt durfen die hart arbeitenden Steuerzahler
dafir blechen. Das ist die Realitat.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
HeilRner von der CDU hat darauf hingewiesen,
dass die Lander flr die Abschiebungen zustandig
sind. Dass da aber gewaltige Defizite sind, Herr
HeilRner, nur aus diesem Grund werden wir doch
nicht unseren Antrag hier nicht durchziehen. Sie
haben darauf hingewiesen, dass nicht abgescho-
ben wird, und genau da legen wir auch den Finger
in die Wunde in Zukunft. Wir machen es dem Bir-
ger immer und immer wieder deutlich, dass da-
durch die Kostenschraube immer weiter nach oben
gedreht wird.

Insgesamt wiirde ich Sie recht herzlich bitten,
sachlich Uber unseren Antrag nachzudenken und
ihm zuzustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD — Jens-Peter Schwieger
SPD: Sie haben uns dazu keinen Anlass ge-
geben!)

Prasidentin Carola Veit: So, meine Damen und
Herren, gibt es weitere Wortmeldungen? Wenn
das nicht der Fall ist, kommen wir jetzt ohne weite-
res Nachdenken direkt zur Abstimmung.

Und ich frage Sie, wer die Drucksache federfiih-
rend an den Haushaltsausschuss und mitberatend
an den Sozialausschuss uUberweisen mochte. —
Wer mdchte das nicht? — Enthaltungen? — Dann
war das Uberweisungsbegehren nicht erfolgreich.

Wir stimmen in der Sache ab und ich frage Sie,
wer dem AfD-Antrag seine Zustimmung gibt. — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Dann hat der Antrag
auch in der Sache keine Mehrheit gefunden.

Punkt 8 unserer Tagesordnung sind die Berichte
des Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/16609 —]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/16610 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/16611 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/16609.

Wer mdchte sich hier zundchst den Empfehlungen
zu den Eingaben 772/19 und 786/19 anschlie-
Ren? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist das mit Mehrheit so beschlossen.

Wer mochte dann den Empfehlungen zu der Ein-
gabe 1855/18 und 64 weiteren Eingaben sowie zu
den Eingaben 58/19 und 788/19 folgen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war dann ein-
stimmig.

Wer schlie3t sich den Empfehlungen zu den (ibri-
gen Eingaben an? — Auch hier die Gegenprobe. —
Und die Enthaltungen? — Dann haben wir auch das
einstimmig so beschlossen.

Und wir kommen zum Bericht 21/16610.

Wer méchte sich der Empfehlung anschlief3en, die
der Eingabenausschuss zur Eingabe 566/19 abge-
geben hat? — Wer nicht? — Gibt es Enthaltun-
gen? — Dann ist das mit groRerer Mehrheit so be-
schlossen.

Und wer folgt dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 1698, 1882 und 1968 aus 2018? — Wer


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16609
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16610
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nicht? — Enthaltungen? — Dann war das bei einigen
Enthaltungen ebenfalls einstimmig.

Und ich frage Sie, wer den Ubrigen Empfehlungen
seine Zustimmung gibt. — Wer nicht? — Enthaltun-
gen? — Auch das war dann einstimmig.

Wir konnen zum Bericht 21/16611 kommen.

Ich frage Sie, wer sich den Empfehlungen zu den
Eingaben 359/19 und 360/19 anschlielt. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann so be-
schlossen.

Und wir stimmen ab Uber die Eingaben 496/18 und
weitere 381 Eingaben sowie Uber die Eingaben 14,
16 bis 26, 82, 158, 205, 311, 386 betreffend "Ver-
halten von Mitarbeitern und Beschwerde Uber Ter-
minvergabe", 554, 571 und 699, alle aus 2019.

Wer méchte den Empfehlungen des Eingabenaus-
schusses folgen? — Gibt es Gegenstimmen? — Ent-
haltungen? — Dann ist das bei einigen Enthaltun-
gen einstimmig so beschlossen.

Wer schlief3t sich den Empfehlungen zu den Ubri-
gen Eingaben an? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Da war dann ebenfalls einstimmig.

Meine Damen und Herren, die
Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle fest, dass wir die unter A aufgefiihrten
Drucksachen zur Kenntnis genommen haben.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Wer schliefdt sich der Ausschussempfehlung unter
C an? — Auch hier eine Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Auch das war dann einstimmig.

Und wer stimmt dem Verlangen auf Besprechung
unter D zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch das haben wir dann einstimmig so beschlos-
sen.

Wir kommen zu den weiteren Abstimmungen.

Punkt 10, Grofte Anfrage der CDU-Fraktion: Auf
krummer Tour in Bus und Bahn — Straftaten in 6f-
fentlichen Verkehrsmitteln und an Haltestellen in
Hamburg in den Jahren 2017 und 2018.

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Auf krummer Tour in Bus und Bahn - Strafta-
ten in offentlichen Verkehrsmitteln und an Hal-
testellen in Hamburg in den Jahren 2017 und
2018

***SammelUbersicht siehe Seite 7484 ff.

— Drs 21/16006 -]

Die CDU-Fraktion méchte die Drucksachen an den
Verkehrsausschuss Uberweisen, die AfD-Fraktion
mochte eine Uberweisung federfiihrend an den In-
nenausschuss, mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss.

Ich frage Sie, wer zundchst nur an den Verkehrs-
ausschuss Uberweisen mochte. — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war nicht ausreichend.

Wer moéchte dann federfihrend an den Innenaus-
schuss und mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Und die Enthaltungen? — Dann hat auch die-
ses Uberweisungsbegehren keine Mehrheit gefun-
den.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Punkt 20, Senatsmitteilung: Stellungnahme des
Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom
13. Juli 2016 "Verstarkung zentraler Anséatze im
Einzelplan 9.2 — Umfassende Berichterstattung
Uber Verwendung der Mehrbedarfe zur Unterbrin-
gung und Integration von Flichtlingen und projekt-
bezogene Beantragung der Mittel fir die digitale
Stadt notwendig".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Birgerschaft vom 13. Juli 2016 "Verstar-
kung zentraler Ansatze im Einzelplan 9.2 — Um-
fassende Berichterstattung iiber Verwendung
der Mehrbedarfe zur Unterbringung und Inte-
gration von Flichtlingen und projektbezogene
Beantragung der Mittel fiir die digitale Stadt
notwendig" (Drucksache 21/5235)

— Drs 21/16647 —]

Die CDU-Fraktion beantragt die Uberweisung fe-
derflhrend an den Haushaltsausschuss, mitbera-
tend an den Sozialausschuss.

Wer mochte so Uberweisen? — Wer nicht? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass wir Kenntnis genommen ha-
ben.

Punkt 22, Unterrichtung durch die Prasidentin: Bir-
gerschaftliches Ersuchen vom 16. Mai 2018: "Aus-
bau der Hochschulinfrastruktur rund um die TU
Hamburg-Harburg bedarfsgerecht vorantreiben".


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16006
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16647
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 7484 ff.

JaussSa
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[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 16. Mai 2018:
"Ausbau der Hochschulinfrastruktur rund um
die Technische Universitdt Hamburg-Harburg
bedarfsgerecht vorantreiben™ — Drs. 21/13061

— Drs 21/16448 -]

Die CDU-Fraktion wiinscht die Uberweisung an
den Wissenschaftsausschuss.

Wer mochte so verfahren? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir haben Kenntnis genommen.

Punkt 27, Haushaltsausschuss: Berichtswesen
Bau-Monitoring 2018.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/15693:

Berichtswesen Bau-Monitoring 2018 (Senats-
mitteilung)

— Drs 21/16669 —]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Kostenrisiken bei Altbestandssanierungen pra-
ziser im Kostenstabilen Bauen abbilden

— Drs 21/16822 -]

Hier gibt es einen gemeinsamen Zusatzantrag der
GRUNEN und der SPD.

Wer gibt diesem seine Zustimmung? — Wer lehnt
ihn ab? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist dieser
Antrag bei einigen Enthaltungen einstimmig so be-
schlossen.

Und ich stelle fest, dass die im Bericht des Haus-
haltsausschusses empfohlene Kenntnisnahme er-
folgt ist.

Punkt 28a, Gemeinsamer Bericht Haushaltsaus-
schuss und Wirtschaftsausschuss: Einzelplan 7.0,
Haushaltsplan 2019/2020: Nachbewilligung 35
LHO fir 2019, Revitalisierung CCH: Zusatzbudget
und verzdgerungsbedingte Mehrkosten.

[Gemeinsamer Bericht des Haushaltsausschus-
ses und des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien iiber die Drucksache
21/16499:

Einzelplan 7.0, Behorde fiir Wirtschaft, Verkehr
und Innovation, Haushaltsplan 2019/2020:
Nachbewilligung nach §35 LHO fiir das Haus-
haltsjahr 2019, Revitalisierung des CCH: Zu-

satzbudget und verzogerungsbedingte Mehr-
kosten (Senatsantrag)
— Drs 21/16835 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Update fiirs Kostenstabile Bauen — Das CCH
muss uns eine Lehre sein

— Drs 21/16836 -]

Es gibt dazu einen FDP-Antrag, den die FDP
selbst gern im Wirtschaftsausschuss beraten
mdchte. SPD und GRUNE méchte das auch.

Wer mochte das noch?
(Zurufe: Haushalt!)

— Habe ich Wirtschaft gesagt? Verzeihung. Alle
wollen in den Haushaltsausschuss.

Ich frage also: Wer mochte an den Haushaltsaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann haben wir das einstimmig so Utber-
wiesen.

(Zurufe)

— Wir haben den FDP-Antrag an den Haushalts-
ausschuss Uberwiesen. Ist das okay? — Gut. Dann
ist er da jetzt.

Und wir kommen zu den Empfehlungen des Haus-
haltsausschusses aus der Drucksache.

Wer mochte sich dieser anschlieRen? — Wer
stimmt dagegen? — Gibt es Enthaltungen? — Das
war einstimmig.

Wir brauchen eine zweite Lesung.

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Der Senat ist einverstanden mit einer sofortigen
zweiten Lesung. Widerstand aus dem Hause sehe
ich nicht.

Wer mdchte dann den soeben in erster Lesung ge-
fassten Beschluss auch in zweiter Lesung fas-
sen? — Noch einmal die Gegenprobe. — Und die
Enthaltungen? — Dann war das auch in zweiter Le-
sung einstimmig und endgultig.

Punkt 30, Schulausschuss: Dolmetscherinnen und
Dolmetscher an Hamburger Schulen endlich be-
darfsgerecht einsetzen und angemessen vergiiten.

[Bericht des Schulausschusses iiber die Druck-
sache 21/13243:

Dolmetscher/-innen an Hamburger Schulen
endlich bedarfsgerecht einsetzen und ange-
messen vergiiten (Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE)

— Drs 21/16666 —]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/16448
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Wer mdéchte sich der Ausschussempfehlung an-
schliefen? — Wer nicht? — Enthaltungen? — Dann
ist das so mit Mehrheit beschlossen worden.

Punkt 33, Familien-, Kinder-, Jugendausschuss:
Kitaplatzbedarf transparent ermitteln.

[Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendaus-
schusses liber die Drucksache 21/14664:
Kitaplatzbedarf transparent ermitteln (Antrag
der FDP-Fraktion)

— Drs 21/16668 —]

Wer folgt hier der Empfehlung des Ausschus-
ses? — Die Gegenstimmen? — Enthaltungen? —
Dann ist das bei einigen Enthaltungen mehrheitlich
angenommen.

Punkt 35, Wirtschaftsausschuss: Drittes Gesetz
zur Anderung des Hafenverkehrs- und Schifffahrts-
gesetzes.

[Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft, Inno-
vation und Medien uUber die Drucksache
21/15784:

Drittes Gesetz zur Anderung des Hafenver-
kehrs- und Schifffahrtsgesetzes (Senatsantrag)
— Drs 21/16671 —]

Wer folgt hier der Ausschussempfehlung und an-
dert das Dritte Gesetz zur Anderung des Hafenver-
kehrs- und Schifffahrtsgesetzes aus Drucksache
21/15784? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war einstimmig.

Es bedarf auch hier einer zweiten Lesung

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

und der Senat ist einverstanden mit einer soforti-
gen zweiten Lesung. Widerspruch aus dem Hause
sehe ich nicht.

Wer mdchte dann das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung so be-
schlieflen? — Wer nicht? — Gibt es Enthaltungen? —
Dann haben wir das auch in zweiter Lesung und
somit endguiltig so beschlossen.

Punkt 40, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Gatter-
jagd in Hamburg endlich beenden!

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Gatterjagd in Hamburg endlich beenden!
— Drs 21/16680 —]

Die Fraktionen der LINKEN und der FDP mo6chten
die Drucksache gern federfiihrend an den Wirt-
schaftsausschuss, mitberatend an den Umweltaus-
schuss Uberweisen.

Wer méchte das auch? — Wer stimmt gegen die
Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? — Dann
sind die Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag in der Sache ab.

Wer gibt ihm seine Zustimmung? — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist der Antrag mit groRRer
Mehrheit abgelehnt worden.

Punkt 44, CDU-Fraktion: Digitalisierung durchdacht
durchfiihren — Senat darf den Aspekt der Wirt-
schaftlichkeit bei der Produktauswahl im IT-Bereich
nicht mehr vernachlassigen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Digitalisierung durchdacht durchfiihren — Senat
darf den Aspekt der Wirtschaftlichkeit bei der
Produktauswahl im IT-Bereich nicht mehr ver-
nachldssigen

— Drs 21/16684 -]

Wer mochte den Antrag beschlieRen? — Wer
stimmt gegen ihn? — Enthaltungen? — Dann hat der
Antrag keine Mehrheit gefunden.

Punkt 46, FDP-Fraktion: Fur eine wertunabhangige
Grundsteuerreform! Nein zum Eckpunkte-Kompro-
miss.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Fir eine wertunabhidngige Grundsteuerreform!
Nein zum Eckpunkte-Kompromiss

— Drs 21/16686 —]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fir Offnungsklausel bei der Grundsteuerre-
form — Mehr Eigenstandigkeit fiir Hamburg statt
fragwiirdiger Kompromisse zulasten von Mie-
tern und Eigentiimern

— Drs 21/16819 -]

Hierzu liegt Ihnen ein Antrag der CDU-Fraktion vor,
den SPD und GRUNE an den Haushaltsausschuss
uberweisen mochten. DIE LINKE wiederum moch-
te den Hauptantrag ebenfalls an den Haushalts-
ausschuss tUberweisen.

Ich frage zunachst, wer den Zusatzantrag an den
Haushaltsausschuss Uberweisen modchte. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist dann so
Uberwiesen worden.

Und wer mdchte den Ursprungsantrag an den
Haushaltsausschuss Uberweisen? — Auch hier die
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Gegenprobe. — Enthaltungen? — Diese Uberwei-
sung ist dann abgelehnt worden.

Wir stimmen deshalb Uber diesen Antrag in der Sa-
che ab.

Wer moéchte ihn annehmen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dann hat der FDP-Antrag keine
Mehrheit gefunden.

Punkt 48, ebenfalls Antrag der FDP-Fraktion: Ein-
fihrung einer Basis-Rente.

[Antrag der FDP-Fraktion:
Einfiihrung einer Basis-Rente
— Drs 21/16688 —]

Wer stimmt hier zu? — Wer méchte ablehnen? —
Und die Enthaltungen? — Dann ist der Antrag
mehrheitlich abgelehnt worden.

Punkt 50, SPD und GRUNE Fraktion: Sanierungs-
fonds Hamburg 2020: Planungsmittel fir Sanie-
rung und Modernisierung des Kulturzentrums BiM.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Planungsmit-
tel fiir die Sanierung und Modernisierung des
Kulturzentrums BiM

— Drs 21/16690 -]

Wer mdchte den Antrag beschlieBen? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 54, Antrag der AfD-Fraktion:
Messverfahren flir Stickoxide andern — Fahrverbo-
te verhindern.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Messverfahren fiir Stickoxide andern — Fahrver-
bote verhindern

— Drs 21/16694 -]

Die FDP-Fraktion wiinscht die Uberweisung an
den Umweltausschuss, die AfD-Fraktion beantragt
die Uberweisung federfiihrend an den Verkehrs-
ausschuss, mitberatend an den Umweltausschuss.

Wer mdchte zundchst nur an den Umweltaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer moéchte dann federfihrend an den Verkehrs-
ausschuss, mitberatend an den Umweltausschuss
Uberweisen? — Auch hier die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Auch dieses Uberweisungsbegehren
ist onne Mehrheit geblieben.

Wir stimmen Uber den AfD-Antrag in der Sache ab.

Wer stimmt ihm zu? — Wer stimmt dagegen? — Und
die Enthaltungen? — Dann ist der Antrag auch in
der Sache abgelehnt.

Ich wiinsche lhnen einen schonen Feierabend. Die
Sitzung ist geschlossen.

Ende: 19.50 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Hendrikje Blandow-Schlegel, Barbara Duden,
Dr. Sven Tode, Dietrich Wersich und Michael Westenberger
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Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 96. Sitzung am 10. April 2019

Anlage 1
Zu Tagesordnungspunkt 2
Unterrichtung durch die Prasidentin der Burgerschaft:
Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politische Bildung
— Drucksache 21/14765 —
Nicht gewahlt wurde Zahl der ab- | Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen
Vorschlag der AfD-Fraktion:
Dr. Alexander Wolf 105 18 84 3 0
Zu Tagesordnungspunkt 3
Unterrichtung durch die Prasidentin der Biirgerschaft:
Wahl eines vertretenden Mitglieds der Kommission fiir Stadtentwicklung
— Drucksache 21/14934 -
Nicht gewahlt wurde Zahl der ab- | Ja- Nein- Enthaltungen |Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen
Vorschlag der AfD-Fraktion:
Peter Lorkowski 106 32 56 17 1
Zu Tagesordnungspunkt 4
Unterrichtung durch die Prasidentin der Biirgerschaft:
Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde fiir Kultur und Medien
— Drucksache 21/14935 -
Nicht gewahlt wurde Zahl der ab- | Ja- Nein- Enthaltungen |Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen
Vorschlag der AfD-Fraktion:
Ingeborg Glas 106 27 57 21 1
Zu Tagesordnungspunkt 5
Unterrichtung durch die Prasidentin der Burgerschaft:
Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde fiir Inneres und Sport
— Drucksache 21/16314 -
Gewahlt wurde Zahl der ab- |Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen
Vorschlag der FDP-Fraktion:
Fabrice Henrici 107 88 7 12 0
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Zu Tagesordnungspunkt 6

Unterrichtung durch die Prasidentin der Burgerschaft:

Wahl eines ehrenamtlichen Mitglieds der Kommission fiir Bodenordnung

7483

— Drucksache 21/16563 —

Gewahlt wurde Zahl der ab- | Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der SPD-Fraktion:

Wolf-Rudiger Felsch 107 92 5 10 0

Zu Tagesordnungspunkt 7

Unterrichtung durch die Prasidentin der Birgerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Integration

— Drucksache 21/16564 —

Gewahlt wurde Zahl der ab- | Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
gegebenen Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der SPD-Fraktion:

Dr. Johannes Hielscher 107 94 7 6 0
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Anlage 2

Sammeliibersicht geman § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 10. April 2019

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

9 15965 |Fragebogenaktion zu Abwassern in Kleingarten —

Nachfragen zu den Schriftlichen Kleinen Anfragen Drs. 21/15141 und 21/15494
11 16201 | Endlich Fortschritt bei Tempo 30 vor sozialen Einrichtungen in Hamburg?
21 16447 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 12. Dezember 2018:

"Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan 8.1 —

Nachwuchs- und Kampagnenférderung fur die Freiwillige Feuerwehr" — Drs. 21/15420
23 16471 | Burgerschaftliches Ersuchen vom 28. September 2016:

"Konzept zur Erhéhung der Kapazitdt des Hamburger Hauptbahnhofs" — Drs. 21/5965
26 16608 |Bericht des Haushaltsausschusses
28 16672 |Bericht des Haushaltsausschusses
31 16637 |[Bericht des Europaausschusses
32 16667 |Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses
34 16670 |Bericht des Ausschusses fur Wirtschaft, Innovation und Medien
36 16673 |Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration
37 16612 | Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen
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reduzieren" — Drs. 21/10918

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag Uberweisung an
der
15 |16648 |Haushaltsplan 2019/2020 — Einzelplan 3.2 Behdrde fur |SPD, Haushaltsausschuss
Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung, Nachbe- |CDU, (f.)und
willigung nach §35 Landeshaushaltsordnung (LHO) fir |GRUNEN, |Ausschuss fiir
den Ausbau des Fraunhofer-Center fiir Maritime Logis- |FDP Wissenschaft und
tik und Dienstleistungen (CML) im Rahmen des Vorha- Gleichstellung, Aus-
bens "Smart Ocean" zur nachhaltigen Nutzung der schuss fur Wirt-
Meere schaft, Innovation
und Medien
16 [16573 |Stellungnahme des Senats zum Burgerschaftlichen SPD, Ausschuss fur
Ersuchen vom 28. Marz 2018 GRUNEN |Wissenschaft und
"Hamburgische Biirgerschaft unterstiitzt ziigige Umset- Gleichstellung
zung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerich-
tes zur Beseitigung der Diskriminierung im Personen-
standsrecht" (Drucksache 21/12339)
17 16574 |Hamburger Mittelstandsbericht 2018 SPD, Ausschuss fir Wirt-
GRUNEN, |schaft, Innovation
FDP und Medien
18 |16645 |Ubereinkommen der Vereinten Nationen (iber die Rech- | SPD, Ausschuss fir So-
te von Menschen mit Behinderungen — Bericht des Se- |CDU, ziales, Arbeit und In-
nats zum Stand der Umsetzung und der Weiterentwick- | GRUNEN |tegration (f.) und
lung des Landesaktionsplans Schulausschuss,
Stadtentwicklungs-
ausschuss,
Verkehrsausschuss,
Gesundheits-
ausschuss,
Kulturausschuss,
Sportausschuss,
Familien-, Kinder-
und Jugend-
ausschuss,
Ausschuss fur
Wissenschaft und
Gleichstellung,
Haushalts-
ausschuss,
Ausschuss fur Wirt-
schaft, Innovation
und Medien,
Verfassungs- und
Bezirksausschuss,
Ausschuss fiir Justiz
und Datenschutz,
Ausschuss fir Um-
welt und Energie,
Innenausschuss
19 16646 |Bericht der Kommission fir Bodenordnung fir das Jahr |SPD, Haushaltsausschuss
2018 gemal Beschluss vom 21. Februar 2019 CDU,
GRUNEN,
FDP
25 |16639 |Buirgerschaftliches Ersuchen vom 22. November 2017: |SPD, Verkehrsausschuss
"Dekade des Schnellbahnausbaus gestalten — S-Bahn- | GRUNEN,
Netz fit machen fur die Zukunft und Stéranfalligkeit LINKEN




7486 Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 96. Sitzung am 10. April 2019

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag Uberweisung an
der
41 16681 | CDU-Wirtschaftsoffensive fir Hamburg: Engere Zusam- | SPD, Europaausschuss
menarbeit der STRING-Region forcieren! GRUNEN
42 116682 |Personalentwicklungsprobleme und Nachwuchsstill- SPD, Ausschuss fir
stand in der Justiz — BegriiBungsmappen genligen nicht | CDU, Justiz und

GRUNEN |Datenschutz

43 |16683 |Mehr Teilhabe flr Menschen mit Behinderung — Recht- | SPD, Ausschuss fir
zeitig Uber Anderungen infolge des BTHG informieren | CDU, Soziales, Arbeit
und Verunsicherung der Betroffenen vermeiden GRUNEN |und Integration

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung

TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
29 16618 |Schulausschuss Beteiligung an der Initiative "Calliope — Startrampe fir digitale
Bildung", um Hamburgs Grundschiler auf die digitale Welt vor-
zubereiten

D. Einvernehmliches Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

12 16260 |Hamburg nach dem Brexit






